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Herr Abg. Loidl, ich erteile Ihnen das Wort. 

Abg. Loidl: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich will mich hier nicht als Prophet auf­
spielen, aber ich glaube sicher sagen zu dürfen, 
daß wir uns hier im Lande einigen, wofür das 
Geld verwendet wird, welches von den einzel­
nen Bürgern als Steuerzahler in sehr vielfälti­
ger Form aufgebracht wird. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß wir als Sozialisten 
gegen das große Unrecht, welches die ÖVP durch 
ihre Steuer- und Belastungspolitik an breiten 
Schichten der Bevölkerung zum Vorteil kleiner 
Gruppen praktiziert, auf das schärfste ablehnen 
und verurteilen. (Zwischenruf von der ÖVP: 
„Wieso Unrecht?") 

Aber darüber will ich nicht sprechen, obwohl 
ich das gerne täte. (Landeshauptmann Krainer: 
„Das tust Du in Versammlungen!") 

Darauf werden Ihnen die Betroffenen zum ge­
gebenen Zeitpunkt eine bessere Antwort ertei­
len, als ich das zu tun in der Lage bin, vor allem 
eine wirkungsvollere. (Landesrat Peltzmann: 
„Das hat man uns 1963 auch schon vorausge­
sagt!") 

Ich möchte mich mit der Frage beschäftigen, 
wie die öffentliche Hand das Geld, dessen Höhe 
und Verwendungszweck im einzelnen in den 
Voranschlägen festgelegt ist, ausgibt. Und wenn 
ich hier von der öffentlichen Hand spreche, dann 
spreche ich nicht nur vom Land, sondern auch 
vom Bund und von den Gemeinden (Abg. Kit­
zinger: „Auch von der Stadt Graz!"), ganz 
gleichgültig, welche Farbe diese öffentlichen 
Körperschaften haben. Und ich meine damit 
auch das, ausgedehnt auf die Genossenschaften, 
auch wieder ganz gleichgültig, von wem sie ge­
führt sind. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Konsum 
auch?") 

Alle, die bauen, alle ohne Ausnahme. Die 
Wichtigkeit und Bedeutung dieser Frage leite ich 
von der Tatsache ab, daß die Voranschläge solche 
Dimensionen angenommen haben, daß die Exi­
stenz ganzer Wirtschaftszweige davon abhängig 
ist. 

Meine Damen und Herren! Das bedeutet gi­
gantische wirtschaftliche Macht, ausgeübt von 
den Repräsentanten der öffentlichen Hand. Und 
wer Macht ausübt, der trägt auch die Verant­
wortung. Mit der Beantwortung der Fragen, die 
hier so vielfältig gestellt werden und wurden, 
ob und wann Straßen, Brücken, Kraftwerke, 
Kanäle, Krankenhäuser, Wohnungen usw. ge­
baut werden — Fragen, die von unzähligen 
daran interessierten Menschen immer wieder 
aufgeworfen werden — ist auch gleichzeitig die 
Entscheidung getroffen, ob für hunderttausende 
Menschen ihre wirtschaftliche Existenz weiterhin 
gesichert ist oder nicht. 

Meine Damen und Herren! Ein Wirtschafts­
zweig, der rund 11 Prozent zum Bruttonational-
produkt beiträgt, in dem mit den Familienan­
gehörigen rund 16 Prozent aller Beschäftigten 
Österreichs vereint sind und dem wegen seiner 
Schlüsselposition so große gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung zukommt, befindet sich in großen 
Schwierigkeiten. Ich nehme es auf mich, wenn 

ich das behaupte, hier als Miesmacher bezeichnet 
zu werden oder subversive Tätigkeit auszu­
üben. Ich wäre sehr glücklich, wenn der Herr 
Landeshauptmann so wie gestern da unten sit­
zen und rufen würde „Die Konjunktur ist schon 
da!" oder wenn er mir zumindest sagen könnte, 
daß sie in der Bauwirtschaft in absehbarer Zeit 
kommen wird. 

Meine Damen und Herren! Ende Juli waren um 
4.5 Prozent weniger Bauarbeiter beschäftigt als 
im Vorjahr und um 6.5 Prozent weniger als 
1966. 

Die Investitionen in der Bauwirtschaft waren 
1966 um 6 Prozent zurückgegangen, 1967 um 
26 Prozent und für dieses Jahr wird ein Rück­
gang um abermals 27 Prozent angenommen. Das 
sind Zahlen, die nicht von mir stammen, -son­
dern die ich von den Unternehmerorganisationen 
bekommen habe, die von ihnen selbst errechnet 
wurden. Mit einem Wort, die Bauwirtschaft 
nahm und nimmt an der Wirtschaftsbelebung 
nicht teil; im Gegenteil, wir befürchten eine 
noch weitergehende Verschlechterung, vor allem 
eine katastrophale Winterarbeitslosigkeit in den 
kommenden Monaten. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP ich 
mache diese Feststellungen nicht, um Sie zu är­
gern (Landesrat Peltzmann: „Können Sie ru­
hig!" — Landesrat Bammer: „Sie kennen die 
Ziffern so selbst!"), wenn ich es nicht kann, dann 
trifft sich das mit meiner Absicht. 

Aber wem soll man das sonst sagen, als jenen, 
die die Verantwortung dafür tragen und zwei­
tens hoffe ich, daß der Ernst der Situation Sie 
doch veranlaßt, manches zu tun. Als ich im ver­
gangenen Jahr von dieser Stelle aus eine große 
Winterarbeitslosigkeit in der Bauwirtschaft vor­
aussagte, war, abgesehen von zornigen Zwischen­
rufen, die sachliche Erwiderung, daß meine Be­
fürchtungen unbegründet seien, denn es werde 
alles geschehen, um dies zu verhindern. Ich 
wollte, ich hätte recht gehabt, meine Damen und 
Herren, aber die Arbeitslosigkeit war in unserem 
Lande im März 1968 um sage und schreibe 145 
Prozent höher, als ein Jahr vorher. So geht es 
einfach nicht. (Landesrat Peltzmann: „Ihre Zif­
fern sind Nieten!") 

Das sind Ziffern des Arbeitsamtes und hinter 
diesen 145 Prozent verstecken sich hunderte 
Bauarbeiter, die auf einen Arbeitsplatz gewartet 
haben, Herr Landesrat, die kein pragmatisiertes 
Dienstverhältnis haben. (Landeshauptmann 
Krainer: „Nichts dramatisieren, nichts dramati­
sieren!" — Abg. Dr. Klauser: „Herr Landes­
hauptmann, Sie werden gleich herunter verwie­
sen werden vom Herrn Präsidenten, wenn Sie 
von dort oben Zwischenrufe machen!") 

Meine Damen und Herren, wenn die Bauwirt­
schaft mit ihrem Maschinenpark, der immerhin 
einen Wert von_4 Milliarden Schilling repräsen­
tiert, einigermaßen in Gang zu halten ist, muß 
das Bauvolumen mehr als 45 Milliarden Schil­
ling betragen. Rund 80 Prozent davon stammen 
direkt oder indirekt von der öffentlichen Hand 
und daraus resultiert auch die Verantwortlich­
keit, der sich niemand entziehen kann, der öf­
fentliche Interessen vertritt. Die vielfältigen 
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Krisenerscheinungen, an denen die Bauwirtschaft 
im zunehmenden Maße leidet und die nicht ohne 
Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft blei­
ben, haben letzten Endes zu den konkreten Vor­
schlägen, zur Neuordnung der Bauwirtschaft ge­
führt. Diese Vorschläge werden aber zum Groß­
teil noch immer hartnäckig negiert. Ich werde 
noch darauf zu sprechen kommen wie hartnäckig. 
Sicherlich sind Lösungen nicht einfach, weil die 
Probleme vielschichtig sind und man muß auch 
mit einer ganzen Summe von Maßnahmen ver­
suchen, einen Erfolg zu erreichen. Da bei sol­
chen Diskussionen jedesmal der Einwand 
kommt, ja, wenn Du dies oder jenes willst, so 
mußt Du auch sagen, woher das Geld genom­
men werden soll. Ich möchte ausdrücklich darauf 
hinweisen, daß sich, die Vorschläge des Beirates 
für Bauwesen nicht mit der Höhe, sondern vor 
allem mit dem optimalen besten Einsatz des Gel^ 
des beschäftigen. Und auch ich will hier •— wie 
schon eingangs gesagt — die Frage des „Wie" 
und nicht die Frage des wieviel behandeln. Ja, 
ich glaube sogar, daß dann, wenn weniger Geld 
zur Verfügung steht, das „Wie" besondere Be­
deutung erhält und in dieser Situation dürften 
wir uns derzeit befinden. 

Vor allem, meine Damen und Herren, er­
scheint es mir unerläßlich, die Besonderheiten 
des Baumarktes vor Augen zu führen. Schauen 
Sie, wenn auch in der sogenannten freien Markt- • 
Wirtschaft in der Realität das Modell der voll­
kommenen Konkurrenz oft und oft abweicht, so 
steht im großen und ganzen doch einer Vielzahl 
von Anbietern eine Vielzahl von Nachfragen 
gegenüber, so daß ein gewisses Gleichgewicht 
zumindest möglich ist. Dort wo dieses Gleich­
gewicht all zu sehr gestört wird, hat die Gesetz­
gebung dafür zu sorgen, daß einer schädlichen 
Kartellisierung und Monopolisierung entgegen­
gewirkt wird. Das soll zumindest geschehen. Wie 
aber sieht es am Baumarkt aus? Während auf 
der Anbotseite eine überaus große Zahl von Un­
ternehmern und Zulieferanten vorhanden ist, 
hat auf der Nachfrageseite die öffentliche Hand 
als Auftraggeber weitgehend eine Monopolstel­
lung, beim Straßen- und Tiefbau nahezu lOOpro-
zentig. Man kann mit Fug und Recht behaupten, 
daß die öffentliche Hand eine absolute Markt­
herrschaft ausübt und tatsächlich Prosperität 
oder Ruin der Bauunternehmer und der ihnen 
vor- und nachgelagerten Wirtschaftszweige in 
der Hand hat. 

Meine Damen und Herren, bedenken Sie, in 
einem Wirtschaftszweig von solchem Ausmaß, 
mit sp viel Beschäftigten wie es die Bauwirt­
schaft ist, gibt es in Wahrheit kein freies Unter­
nehmertum, oder glauben Sie wirklich, daß ein 
Unternehmer,-dessen Existenz ausschließlich vom 
öffentlichen Auftraggeber abhängig ist, in sei­
nen Entschlüssen frei ist. Ich frage mich oft, wo 
denn diese gackeren7Streiter für das freie Un­
ternehmertum bleiben, die dann, wenn es um 
etwas mehr Mitbestimmung der Arbeiter in den 
Betrieben geht, nicht laut und energisch genug 
kund tun> daß sie dieses Verlangen als frev-
leriseh, als Anmaßung, als unverantwortlichen 
Angriff auf die Gundpfeiler menschlicher Frei-

heit verdammen. Ich wiederhole, daß die öffent­
liche Hand eine Marktherrschaft ausübt gegen­
über der Bauwirtschaft und ich füge hinzu, daß 
die Art und Weise, wie diese Herrschaft ausge­
übt wird, schon unermeßlichen Schaden in ma­
terieller aber auch in anderer Hinsicht angerich­
tet hat und noch anrichtet. Wenn ich diese Vor­
würfe gegen die öffentliche Hand erhebe, so 
möchte ich noch folgendes hinzufügen. Die 
Marktherrschaft der öffentlichen Hand wird letz­
ten Endes durch eine Reihe von Menschen aus­
geübt. Die Repräsentanten dieser Macht haben 
in Erfüllung ihrer Pflicht das Bestreben, mit den 
vorhandenen Mitteln einen möglichst großen 
Effekt zu erzielen, also ein durchaus gutes Mo­
tiv, dem abhängigen Vertragspartner für den 
Auftraggeber vorerst günstige Bedingungen ab­
zuverlangen. Ich will hier keineswegs die Bau­
unternehmer davor bewahren, daß ,sie einer 
echten, ja scharfen Konkurrenz ausgesetzt sind, 
aber jeder weiß, daß bei der derzeitigen Ver­
gabe der öffentlichen Aufträge viele Unzuläng­
lichkeiten bestehen und es hat schlechte Aus­
wirkungen in jeder Richtung. Das beginnt schon 
bei den oft zu kurzen Ausschreibungsterminen, 
unzureichenden Anbotunterlagen, bei Termin­
festsetzungen ohne Bedachtnahme auf reale Mög­
lichkeiten der Einhaltung, lange Prüfdauer und 
Überschreitung von Zahlungszielen. Unter die­
ser Formulierung meine ich die gigantischen 
Schulden der staatlichen Stellen für bereits er­
brachte Bauleistungen. (Abg. Scheer: „Sehr rich­
tig!") 

Ich meine allen Ernstes, meine Damen und 
Herren, diese Zahlen sind so hoch, daß man'be­
haupten kann, die offiziellen Angaben über un­
sere Staatsverschuldung stimmen in Wirklich-

~~keit' nicht. Abgesehen von 71er G¥fährl!chKertr 
solcher Schulden, zahlen die Unternehmer die 
Zinsen nicht aus ihrer Tasche, sondern sie stek­
ken letzten Endes in den Baupreisen. 

Eine ähnliche Rolle spielen die sogenannten 
Haftrücklässe. Bei allem Verständnis für die Ab­
sicherung ist die Praxis, wie sie vor allem von 
Genossenschaften geübt wird — und ich mache 
auch hier keine Ausnahme — in ihren Auswir­
kungen schädlich, weil sie am Ende ebenfalls zu 
Preiserhöhungen führen muß. Ein Haftrücklaß 
von 5 oder 10 Prozent auf ein oder zwei Jahre 
ist eine arge Belastung. Und wenn sie, wie es so 
oft geschieht, dafür nicht einmal eine Bankgaran­
tie nehmen, sondern das Bargeld, so bleibt dies 
bei den im Baugeschehen fast immer sehr hohen 
Beträgen nicht ohne Auswirkung auf die Preise. 
Zahlen muß es eines Tages letzten Endes der 
Mieter. Dann ist noch die leidige und — wie ich 
zugebe — sehr schwer zu lösende Frage der Zu­
schlagserteilung an den Billigstbieter und nicht 
an den Bestbieter. Ich meine, daß sich die öffent­
liche Hand, insbesondere deswegen, weil sie diese 
beherrschende Stellung besitzt, anders verhalten 
soll als etwa ein privater .Auftraggeber und n e ­
ben der Sparsamkeit auch volkswirtschaftliche 
Überlegungen einbeziehen muß. Sieher, meine 
Damen und Herren, haben die Bauunternehmer 
einen großen Irrtum begangen, zu ^glauben, 
durch Preisabsprachen, geschützte Offerte und 
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was es da. noch alles gibt, den monopolistischen 
Tendenzen auf der Nachfrageseite entgegenzu­
wirken oder durch andere Methoden die „Be­
herrscher" ihrer Existenz milder oder großzügi­
ger zu stimmen. Das Ergebnis war der soge­
nannte Bauskandal. (Landeshauptmann Krainer: 
„Ein Polizei- und Justizskandal!" — Landesrat 
Bammer: „Bitte das ins Protokoll!") 

Ich komme noch darauf zu sprechen, Herr 
Landeshauptmann. Ich habe damals, als er am 
Höhepunkt war, schon gesagt, das Wichtigste ist, 
die Ursachen zu erkennen und zu beseitigen. 
Aber mit der Einstellung, wenn man sagt „Es 
ist ein Polizei- und Justizskandal" wird man 
diesen Ursachen meines Erachtens nicht auf den 
Grund kommen. Es ist in diesem Zusammen­
hang gar nicht wichtig, wie viele von den 640 
Beschuldigten verurteilt werden und wie groß 
die erwiesene Schuld ist. Der wirkliche und un­
meßbare Schaden liegt in der Erschütterung des 
Vertrauens. Was müssen sich die jungen Men­
schen denken, denen man bei feierlichen Gele­
genheiten Bescheidenheit, Redlichkeit, Pflicht­
erfüllung predigt, wenn sie in der Zeitung lesen 
„51 Beamte nahmen 17.5 Millionen Schilling und 
sind dennoch nicht strafbar" und wenn der Ju­
stizminister Klecatsky dazu erklärt, „Die Beam­
ten werden deshalb nicht strafrechtlich verfolgt, 
weil kein Beweis dafür erbracht werden konnte, 
daß der Beamte das Geschenk oder den Vorteil 
für eine in sein Amt einschlagende Handlung 
angenommen, sich zugewendet oder sich ver­
sprechen lassen hat." (Landeshauptmannstell­
vertreter Univ.-Prof. Dr. Koren: „Das ist in 
einem Rechtsstaat üblich!" — Zahlreiche unver­
ständliche Zwischenrufe. — Glockenzeichen des 
Präsidenten.) 

Für diese 350.000 Schilling pro Mann müssen 
viele, viele Menschen 10 Jahre ihres Lebens 
schwer arbeiten. 

Meine Damen und Herren, es gehört zu mei­
nen Aufgaben, jahraus, jahrein, ich möchte sa­
gen, tagaus, tagein oft kleine Beträge durch In­
terventionen oder durch Arbeitsgerichtsprozesse 
für meine Kollegen einzutreiben. Es sind mehr 
als eine Million Schilling pro Jahr. Ich habe diese 
Großzügigkeit im Geldgeben noch nie empfun­
den. Man muß es hier dem klar denkenden Men­
schenverstand und dem Gefühl überlassen, was 
da los ist. Oder die Eröffnungen des Herrn Ju­
stizministers bei seiner Pressekonferenz am 
4. Dezember, die können Sie hier auch nachle­
sen, die erschreckenden Tatsachen, die hier der 
Öffentlichkeit mitgeteilt wurden. (Landeshaupt­
mann Krainer: „Aber sie werden mitgeteilt!" — 
Abg. Heidinger: „Da haben wir etwas davon!" — 
Landesrat Peltzmann: „In der Koalition ist 
nichts mitgeteilt worden,!") 

Das ist zu begrüßen, Herr Landeshauptmann, 
und das steht ja auch im Widerspruch zu Ihrer 
sonstigen Auffassung, daß man, wenn man Kri­
tik übt, ein Miesmacher ist. Ich bin kein Mies­
macher, ich greife das nur auf, weil ich daraus 
Schlußfolgerungen ziehe und nicht sage, das ist 
ein Justiz- oder ein Polizeiskandal. (Abg. Heidin­
ger: „Der' Seidl ist ein Koalitions-Sektions-

Chef!" — Landeshauptmann Krainer: „Du siehst 
nur vieles falsch!") 

Aber was mich berührt ist, in welchem auf­
reizenden Gegensatz doch das zutage getretene 
großzügige und oberflächliche Verhalten der Fi­
nanzbehörden bei der Prüfung der Geschäftsun­
terlagen, wo man Beträge für Perlenketten, 
Diamantdiademe, Perserteppiche usw., ja sogar 
Notizen „Schmiergelder für Beamte", die ganz 
öffentlich in den Büchern standen, in vielen Fäl­
len übersehen hat, zu der pedantisch genauen, 
an das Schikanöse grenzenden Gründlichkeit bei 
der Lohnsteuerprüfung der Bauarbeiter steht. 
Und da könnte ich Ihnen ganze Romane erzäh­
len. 

Ich könnte Ihnen Beispiele aufzählen, meine 
Damen und Herren, welche Mühe es uns schon 
gekostet hat, versuchte, ich möchte fast sagen 
„Willkürakte" abzuwehren, mit denen man die- . 
sen armen Teufeln von ihrem schwer verdienten 
Geld noch ein paar Schillinge abknöpfen möchte. 
(Landeshauptmann Krainer: „Aber das zahlt 
doch nicht der Dienstnehmer, sondern der Ar­
beitgeber!" — Präsident: „Ich bitte, den Redner 
nicht zu unterbrechen, weil es sonst zu einer 
Wechselrede wird.") 

Aber das Entscheidende, was Minister Kle­
catsky sagte, ist: „Unternehmer und Beamte ar­
beiten leider vielfach rechtlich im Zwielicht. 
Unsere Rechtsordnung ist veraltet und paßt 
nicht auf die heutige Situation, in der von der 
öffentlichen Hand jährlich gewaltige Beträge 
ausgegeben werden." Aber dieses Zwielicht be­
seitigen und die Rechtslage ändern, können doch 
nicht die Bauunternehmer, aber auch nicht die 
Beamten. Sicher ist das gegenseitige Vertrauen 
und auch das Vertrauen der Öffentlichkeit nur 
durch eine konkrete und konsequente Neuord­
nung wieder herzustellen. Die von mir in die­
sem Haus schon wiederholt zitierten Arbeiten 
des Wirtschafts- und Sozialbeirates, erschienen 
unter dem Titel „Neuordnung der Bauwirt­
schaft" noch vor Auffliegen des Bauskandals, ha­
ben dem Vergabe- und Bedingungswesen einen 
eigenen Abschnitt gewidmet. Meine Gewerk­
schaft hat diese Studien und Vorschläge, da wir 
sie für aktuell und wichtig hielten, auf eigene 
Kosten veröffentlicht, da es die dazu Berufenen 
damals nicht taten. Wir werden sehen, meine 
Damen und Herren, was jetzt geschieht. 

Und nun erlauben Sie mir, daß ich mich wie­
der einmal, beinahe möchte ich sagen alle Jahre 
wieder, auf die betrübliche und kostspielige Tat­
sache beziehe, daß in den nächsten Tagen und 
Wochen wegen Fehlens von Aufträgen im Bau­
geschehen riesige Maschinenkapazitäten stillge­
legt und lO.OOOde Arbeiter zu monatelanger Ar­
beitslosigkeit verurteilt werden. 

Die Arbeitslosigkeit hat im vergangenen Jahr 
in unserem Lande eine Höhe erreicht, die durch 
nichts mehr zu rechtfertigen ist. Nicht mit tech­
nischen Schwierigkeiten, aber auch nicht mit dem 
von manchen so gern gebrauchten Argument, 
daß die- Bauarbeiter ohnehin im Winter nicht ar­
beiten wollen. Wer kann rechtfertigen, daß die 
Bauwirtschaft im Jänner dieses Jahres praktisch 
zu 50 Prozent stillstand und daß im März bei 
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wunderbarem Bauwetter, ich habe es vorhin 
schon gesagt, die Arbeitslosigkeit um 145 Pro­
zent höher war, als ein Jahr vorher. Dies trotz 
der anerkennungswerten Bemühungen vom 
Herrn Landesrat Dr. Niederl im Spätherbst des 
vergangenen Jahres durch forcierte Freigaben 

"von Wöhnbaumitteln noch Ärgeres zu verhin­
dern. 

Meine Damen und Herren, ich spreche jetzt 
wirklich in großer Besorgnis und im Namen 
meiner Kollegen, die zu tausenden in nächster 
Zeit und viele vor Weihnachten ihre Arbeits­
plätze verlieren. Ich weiß durch Berichte von 
Betriebsräten, daß diesmal nicht wenige dabei 
sind, die nach 10 oder 15 Jahren oder überhaupt 
das erstemal in ihrem Leben arbeitslos werden. 

Versetzen Sie sich doch einmal in die Lage 
eines Familienvaters, den es noch vor Weihnach­
ten trifft, eine Woche Karenzfrist, das heißt, we­
der Lohn noch Arbeitslosengeld, keine laufende 
Bezahlung und vor sich Arbeitslosigkeit auf un­
bestimmte Zeit. Ich zweifle keineswegs an den 
guten Absichten, die Sie, meine Damen und Her­
ren, bei der Bewältigung dieses Problems mit 
den Ihnen als ausreichend erscheinenden Maß­
nahmen hatten und ich bin auch sicher, daß es 
in diesem Haus niemanden gibt, der nicht gegen 
den Abbau der Winterarbeitslosigkeit wäre, aber 
ich glaube, es hat sich im Laufe der Jahre nun 
doch gezeigt, daß neue Wege beschritten werden 
müssen, selbst auf die Gefahr hin, daß man sie 
als einen Versuch bezeichnen müßte. Eines der 
Grundübel, welches alljährlich zur Winterarbeits-
lbsigkeit führt, ist die ungleichmäßige Auftei­
lung der Bauaufträge und um dem entgegen­
zuwirken, wurde schon vor vielen Jahren die 
Idee eines sogenannten Terminplanes geboren. 
Zuerst lediglich von den Gewerkschaften unab­
lässig gefördert bis sich zuletzt immer mehr 
Fachleute und schließlich auch-.das Bautenmini­
sterium dieser Auffassung anschloß. 

Am 28: Mai dieses Jahres hat der Ministerrat 
für den Bereich des Bundes den Terminplan als 
verbindlich erklärt und den Ländern und Ge­
meinden empfohlen, gleichlautende Anordnun­
gen zu treffen. Obwohl unser, die gleiche Ma­
terie behandelnder Antrag vom Oktober 1965 
noch immer nicht erledigt war, haben wir selbst­
verständlich unverzüglich die Landesregierung 
in einem neuen Antrag ersucht, den Empfehlun-t 
gen des Ministerrates Rechnung' zu tragen. Ich 
freue mich über die Nachricht, daß der Herr-
Landeshauptmann am Freitag, dem 6. Dezember, 
bei der Sitzung des Landesbeirates, für Arbeits­
marktpolitik, die Erklärung abgab, die Landes­
regierung werde den Terminplan ebenfalls als 
verbindlich erklären und allen anderen Körper­
schaften, insbesondere den Gemeinden seine Ein­
haltung empfehlen. Ich meine, daß ist eine sehr 
gute und wichtige Entscheidung. Es ist erfreu­
liebt, daß däÄitwöhl das Schicksal dieser altenund 
von uns so sehr bekämpften, wie Sie sehen schon 
ganz zerknitterten •— ich möchte fast sagen, eine 
alte Regimentsfahne — Regierungsvorlage be­
siegelt ist. Ich .kenne mich da nicht so genau 
aus, aber ich hoffe, daß die Geschäftsordnung 
eine Möglichkeit zum Staatsbegräbnis: 1. Klasse 

gibt. Ich werde auf eine Grabrede verzichten 
und sie auch nicht von einem anderen verlangen. 
An die Stelle dieser Vorlage tritt dann dieser 
schon durch seine gelbe Farbe Aufmerksamkeit 
erregende Terminplan und das ist, glaube ich, 
doch ein Fortschritt. (Landesrat Bammer: „Die 
Färbe nicht!") 

Gelb heißt Achtung oder gelb kommt vor rot, 
kann man sagen. (Abg. Nigl:' „Herr Landesrat 
Bammer, die letzte Werbeschrift von unserer 
Gewerkschaft war schwarz-gelb!" — Landesrat 
Bammer: „Habt Ihr AAB'ler drinnen?") 

Meine Damen und Herren, wenn nun nach 
dieser erfreulichen Entscheidung alle mit der 
Materie Beschäftigten tatsächlich darnach han­
deln und wirken und im Zusammenhang — und 
das möchte ich ausdrücklich sagen — mit einer 
Reihe anderer Maßnahmen, die den Saison­
schwankungen entgegenwirken, bleibt der Erfolg 
sicher nicht aus. Für den kommenden Winter 
fürchte ich, müssen wir uns mit dem, was auf 
uns zukommt, noch einmal abfinden, JJnd das 
wird schlimm genug sein. 

Meine Damen und Herren, obwohl wir heuer 
schon die Gastarbeiter um einen Monat früher 
nachhause geschickt haben, mußten wir" fest­
stellen, daß die Arbeitslosigkeit der österreichi­
schen Bauarbeiter im November, also im ver­
gangenen Monat, immerhin iim_ 30 Prozent höher 
lag, als im Jahr vorher und das sind keine sehr 
erfreulichen Anzeichen. Aber es ist möglich, wie 
ich schon sagte, für die Zukunft einen Wandel 
zum Besseren zu schaffen. Wollen wir hoffen, 
Herr Landeshauptmann, wir hoffen es sehr zu­
versichtlich, daß die Bauwirtschaft an dem sich 
abzeichnenden Erholungsprozeß unserer Wirt­
schaft früher oder später ebenfalls teilnimmt. 

~ünd~wenn K^jetztTön^re7^wre"Sre^e^eTrrTva^ 
ren mit Ihren Zwischenrufen, möchte ich fast 
sagen, Sie werden es hoffentlich nicht verhin­
dern können, aber das tue ich nicht, weil ich,Ihnen 
und Euch nicht zumute, was Sie-uns zugemutet 
haben, daß wir, ausgerechnet wir, gegen die 
Konjunktur seien, die doch eine Krise oder Re­
zession in erster Linie trifft. . (Beifall bei der 
SPÖ. — Landeshauptmann Krainer: „Krankge­
jammert habt Ihr sie!" — Zahlreiche unver­
ständliche Zwischenrufe. — Glockenzeichen des 
Präsidenten.) 

Vom vorliegenden Budget kann gesagt wer­
den, daß von ihm wesentliche Impulse ausgehen. 
Es besteht kein Zweifel, daß ohne die gewaltigen 
Leistungen der Bauwirtschaft, die von den Ar­
beitern, Ingenieuren und Unternehmern er­
bracht wurden, unsere wirtschaftliche Existenz 
gar nicht möglich wäre. Sorgen wir dafür, auch 
in unserem eigenen Interesse, daß diese Leistun­
gen in geordneten Verhältnissen erbracht wer­
den können. (Beifall.) -

Präsident: Ich erteile Herrn Abgeordneten 
Aichholzer das Wort. 

Abg. Aichhoize?: Hohes Haus; meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir, zu den Flußbau­
ten und Regulierungen, die seit einigen Janren 
in unserem Bezirk an den Flüssen, Laßnitz, Sulm, 
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Gamlitzbach, Schwarzaubadi durchgeführt wer­
den, noch einige Ausführungen zu bringen. Zu 
dem Antrag EZ. 246, der von meinen Klubkolle­
gen und mir eingebracht wurde und der besagt, 
daß die Regulierung der Laßnitz raschest voran­
getrieben und die Regulierung des Stainzbach.es 
ehestens in Angriff genommen werden möge, 
wurde von der Steiermärkischen Landesregie­
rung am 6. Februar 1968 dem Hohen Hause der 
Bericht vorgelegt, der bezüglich der Regulierung 
der Laßnitz feststellt: „Die Regulierungsarbeiten 
an der Laßnitz im Abschnitt Wettmannstätten-
Grünau wurden bereits fertiggestellt. Die Regu­
lierungsarbeiten der Laßnitz im Abschnitt Wett-
mannstätten-Preding sind soweit fortgeschritten, 
daß im Jahre 1967 auch dieses Baulos zum Ab­
schluß gebracht werden kann. Für den Bauab­
schnitt Stangersdorf stehen ebenfalls die not­
wendigen Mittel zur Durchführung und Beendi­
gung der Arbeiten zur Verfügung. Weiters ist 
im Jahre 1967 der Beginn der Regulierungsar­
beiten im Baulos Schönberg-Preding vorgesehen. 
Die Projektierungsarbeiten für die Baulose Till-
mitsch-Lang-Wagna-Leibnitz und Kaindorf sind 
abgeschlossen. Für die kommenden Jahre wird 
für die Fortführung der Regulierungsarbeiten an 
der Laßnitz wie bisher vorgesorgt werden. 

Meine Damen und Herren! Dazu wurde fer­
ner berichtet, daß die Fortführung der Arbeiten 
an der Stainzbachregulierung erst dann verant­
wortet werden könnte, wenn die Unterlaufstrek-
ken der Laßnitz und Sulm reguliert sind, da an­
sonsten eine zusätzliche Überflutungsgefahr für 
diese Unterlaufstrecken entstehen würde. 

Ich habe mich nun vor einigen Tagen an Ort 
und Stelle von dem Fortgang der Regulierungs­
arbeiten überzeugt und konnte feststellen, daß 
der Bauabschnitt von Preding bis Schönberg sehr 
weit fortgeschritten ist. Da aus dem Voranschlag 
hervorgeht, daß für Flußbauten auch im Jahre 
1969 ein Betrag von 18 Millionen Schilling, also 
um 1 Million mehr als in diesem Jahr, aufge­
wendet werden soll, hoffe ich, daß in diesem Be­
trag auch für den weiteren Ausbau des Unter-
laufes der Laßnitz für das Gebiet Tillmitsch-
Lang-Wagna-Leibnitz und Kaindorf entspre­
chende Mittel vorgesehen sind und daß die 
Bauarbeiten für diese Baulose damit in nächster 
Zeit in Angriff genommen werden können. 
Über die Dringlichkeit dieser Regulierungsar­
beiten brauche ich, glaube ich, in diesem Hause 
nicht viele Worte zu machen. Was uns aber in 
Leibnitz dabei besonders interessiert, ist die 
Frage, ob es im Zuge dieses Ausbaues nicht viel­
leicht doch noch möglich wäre, das bereits be­
stehende Flußbad durch den Einbau einer neuen 
Wehranlage zu erhalten, da mir dies im In­
teresse des Fremdenverkehrs, Herr Landesrat, 
sehr vorteilhaft erschiene. Der Gemeinderat der 
Stadt Leibnitz hat wohl vor einigen Tagen den 
einstimmigen Beschluß gefaßt, ein neues Sport­
becken zu errichten unter der Voraussetzung, 
daß es zu der versprochenen Subventionierung 
seitens des Landes kommt. 

Ich glaube aber, meine Damen und Herren, 
daß die Erfahrung gezeigt hat, daß mit einem 
Sportbecken allein den Interessen des Fremden­

verkehrs zu wenig gedient ist. Anziehungspunkt 
in der Sommersaison — und wir haben im Be-
.zirk Leibnitz nur die eine Saison, da die klimati­
schen Verhältnisse für eine ausreichende Winter­
saison nicht gegeben sind — sind die in unserem 
Bezirk, aber auch darüber hinaus in den Nach­
barbezirken liegenden Bäder oder die künstlich 
errichteten Seen, so daß ich mir durchaus vor­
stellen kann, daß ein gut angelegtes Flußbad im 
Reigen der Bademöglichkeiten, einen weiteren 
guten Anziehungspunkt bilden könnte. Diese 
Ansicht gewinnt noch dadurch, wenn sich wei­
terhin bestätigen sollte, was schon heuer von vie­
len Badbesuchern des Silbersees, der in unmit­
telbarer Nähe von Leibnitz liegt, beanstandet 
wurde, daß sich dieser See sehr stark zu ver­
schlammen beginnt, was wohl darauf zurückzu­
führen ist, daß dies die Bodenformation fördern 
mag, was aber wieder auf der anderen Seite der 
Fischzucht nicht schadet. Dei-See kann sehr gute 
Möglichkeiten für Sportfischer und sonstige Was-
serspprtarten bieten. (Landesrat Bammer: „Ich 
habe geglaubt, das wird ein Badesee und kein 
Fischteich!") 

Wenn es daher in dem vorgelegten Bericht der 
Landesregierung heißt, daß die Projektierungs­
arbeiten für die Baulose der Unterlaufstrecke 
abgeschlossen sind, so möchte ich dennoch er­
suchen, eine Überprüfung dieser Frage durchzu­
führen. Jedenfalls hoffe ich aber, daß im näch­
sten Jahr ein weiterer beträchtlicher Teil der 
Regulierungsarbeiten an der Laßnitz und Sulm 
durchgeführt werden kann, damit in diesen Ge­
bieten, die an diesen Flüssen liegen, die Gefahr 
der Hochwasserüberflutung eingedämmt und 
auch die Meliorationen und Komassierungen der 
anschließenden Grundstücke durchgeführt wer­
den können. Ebenso dringend, meine Damen und 
Herren, ist auch die Regulierung der Kainach-
mündung in die Mur sowie die Regulierung des 
linken Murufers im Räume von Wildon und 
Landscha und schließlich der weitere Ausbau des 
Gamlitzbaches im Räume von Ehrenhausen. Ich 
hoffe, Herr Landeshauptmann, daß auch diese 
Regulierungsarbeiten ehestens in Angriff genom­
men werden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Landeshauptmann Ök.-Rat Krainer das Wort zu 
dieser Gruppe. 

Landeshauptmann Krainer: Hohes Haus! Ich 
möchte zuerst versuchen, eine Antwort auf Fra­
gen oder Forderungen zu geben, die die Damen 
und Herren Abgeordneten hier gestellt haben. 
Ich habe mich bemüht, einmal eine Rechnung 
aufzustellen, was etwa die Wünsche und Forde­
rungen, die Sie, meine Damen und Herren Ab­
geordneten, vorgebracht haben, kosten würden 
einschließlich der großen Autobahnen, Südauto­
bahn, Pyhrnautobahn.. 

Ich bin auf den Betrag von mindestens 22 Mil­
liarden — nach den derzeitigen Baukosten —ge­
kommen, so daß die Beantwortung nach der Be­
kanntgabe dieser Zahl an sich sehr einfach sein 
müßte. Ich müßte erklären als redlicher Makler 
dieses Referates: Wir tun alles, was in unserer 
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Macht steht, w i r nützen, jede Möglichkeit, Geld 
ins Land zu bringen, sowohl für. die Bundes­
s t raßen als auch für die Autobahn, w i r versu-. 
chen auch, h ier im Land die Kassen zugunsten 
des S t raßen- und Wasserbaues sowie des Güter-
wegebaües auszuräumen, abe r es ist t ro tzdem 
alles in allem im heurigen J äh r nicht mehr als 
e twa 1.7 Milliarden Schilling von Bund und 
Land an Geld für diese Zwecke aufzutreiben. Die 
1,7 Milliarden Schilling sind sicher ein großer 
Bet rag und werden das Baugeschehen entspre­
chend anfeuern. Es ist ein P lus gegenüber dem 
Vorjahr von immerhin fast 200 Millionen, nu r 
auf dem Sektor Tiefbau, Straßenbau, Wasser­
bau, nicht miteingerechnet der Wohnungsbau. 
Es wi rd das größte Budget, das die öffentliche 
Hand jemals für diese Bauaufgaben verwendet 
hat; zum Verbauen kommen. 

Ich we rde später noch auf die J ammere i vom 
Herrn Abgeordneten Loidl zurückkommen. (Abg. 
Loidl: „Das ist keine Jammerei!") 

Er h a t sich eingeordnet in die gesamte Bau­
wirtschaft und im ersten Augenblick gar nicht so 
getan, als wenn e r ein Arbei tnehmerver t re ter 
wäre, sondern er hat das Lied gesungen, das 
man überal l h ö r t / (Abg. Loidl: „Das ist doch 
selbstverständlich!") 

Ich mache aber aufmerksam, daß wir in den 
ersten zwei Dri t teln des J ah res eine Aufwärts-
entwicklung beim Verbrauch von Baustoffen wie 
e twa Zement von 14 Prozent aufzuweisen haben 
und bei Ziegeln oder sonstigen Baustoffen von 
8.9 Prozent, 

Das ist ja nicht i rgendwo gestapelt, sondern 
das muß te ve rbaut werden . ' Man muß nämlich 
bei all diesen Dingen redlich sein. Die Rationali­
sierung ha t ungeheure Fortschritte g emad i t jmd^ 
daher sind weniger Arbeitskräfte beschäftigt. Es 
sind ja t rotzdem noch ausländische Arbeitskräfte 
beschäftigt, das dürfen Sie nicht übersehen, so­
gar eine sehr beachtliche Zahl. Aber auch die 
kleinen Bauunternehmungen, die sich in der Ra­
tionalisierung nicht so bewegen konnten wie die 
großen, werden von diesen erdrückt. 

Wenn n un versucht wird, der Regierung die 
Schuld an diesem Zustand zuzuspielen — nicht 
der Landesregierung, sondern der Bundesregie­
rung — na so ist das zwar recht interessant und 
net t zusammengesucht, aber nicht wahr . Wahr 
ist, daß mehr Geld ausgegeben wird, viel viel 
mehr Geld ausgegeben wird und wah r ist, daß 
also die Beschäftigung durch die Rationalisie­
rung immer geringer wird. Ich glaube, daß wir 
noch nicht den endgültigen Abschluß gefunden 
haben. (Abg. Leitner: „Arbeitszeitherabsetzung! 
Diese Notwendigkeit ergibt sich daraus!") 

Na, b i t te schön. Wird alles kommen, nu r nicht 
von Arbeitszeitherabsetzung abrupt zu reden, 
wenn man den Übergang suchen muß, den wir 
brauchen. Ich glaube nicht, daß Sie ein Interesse 
haben, d aß wir m i t einer Fehlentscheidung die 
ganze Wirtschaft lähmen. Hier muß also e ine 
sinnvolle Einordnung erfolgen und es ist ga r 
keine Frage, daß die Herabsetzung de r Arbei ts­
zeit unaufhal tbar sein wird, aber wie, das ist die 
Frage. 

Nun zu den einzelnen Sorgen, die die Her ren 

Abgeordneten vorgetragen haben. Die Präbichl­
straße, ja, das ist gar keine Frage, die Präbichl­
s t raße ist ein Problem und zwar deshalb ein 
Problem, weil es ein sehr kostspieliger Ausbau 
ist. Es wurde-vorgeschlagen, daß man e twa doch 
einen Tunnel h ä t t e angehen sollen. Der Tunnel 
würde meines Wissens e twa 5 km lang sein und 
man rechnet beim Tunnelbau für den Kilometer 
mit Kosten von 70 bis 80 Millionen Schilling, 
wenn man ihn aber noch weiter ausbaut oder 
ausweitet, eine Doppelbahn macht, m i t 100 Mil­
lionen. Also 5 mal 80 Millionen, Sie können es 
sich ja selbst ausrechnen, das würde also noch 
um etwa das Dreifache t eu re r sein, als der P r ä -
bichlstraßenausbau ohne Tunnel. (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. Götz: „Das wä re n u r ein Fünfzigstel 
von den 22 Milliarden!") 

Bitte sehr! Weil immer wieder gesagt wird, 
das geht zu langweilig. Sie werden nicht bestrei­
ten können, Her r Kollege, daß um Wasserrecht 
und S t raße lange, lange gestri t ten wurde und 
das nicht unsere Schuld war . Das w a r e in Hin­
dernis, daß mit dem Ausbau der Präbichlstraße. 
nicht schon vor vier J ah ren begonnen wurde . 
Ich muß das ausdrücklich feststellen. Nun, bei 
diesem Baulos besteht ja die Frage, wie k ann ich 
wei terkommen. Je tzt müssen einmal Brücken 
gebaut werden, damit man wieder wei terbauen 
kann. Das Gelände ist ja nicht so wie hier in 
der Ebene, es ist ein außerordentlich schwieriges 
Gelände, wi r dürfen auch nicht übersehen, daß 
die Bauzeit wegen der Wit terungsbedingungen 
weitaus kürzer ist als sie e twa hier im Grazer 
Feld sein würde. Das sind alles Schwierigkeiten. 
Und wenn Sie jetzt meinen, 11 Millionen sind 
zu wenig, ist das sicher nicht viel, aber da sind 
eben einmal die Brücken, die gebaut werden 
müssen und~HatüfricIi werden~^föBefe~Betrage 
und teurere Baulose eingerichtet werden müssen, 
damit wi r noch in einer annehmbaren Zeit zur 
neuen Präbichlstraße kommen. Aber g lauben Sie 
mir, es ist ja nicht böse Absicht, d aß w i r dort 
nicht einfach mehr Millionen hinwerfen, sondern 
das ist die Frage, wo die Schwerpunkte sind. 
Wir bestreiten nicht, daß auch der Präbichl zu 
den Schwerpunkten zählt, aber es gibt noch 
schlimmere Schwerpunkte, das heißt, noch 
schlimmere Verkehrsverengungen, die behoben 
werden müssen und zwar sehr sehr kostspielig 
behoben werden müssen. 

Die Gesäus'estraße soll vor allem eine F rem­
denverkehrsstraße bleiben und es soll ja dort 
nicht eine Schnellstraße errichtet werden, die 
unerhör t aufwendige Mittel benötigen würde, 
sondern sie soll die -Schönheit dieser Landschaft 
und dieser Berge auch dem Autofahrer i rgend­
wie erschließen. Wenn Sie also meinen, daß die 
Steiermark in der Zuteilung der Mittel zu kurz 
kömmt und daß man deshalb s tä rker auf die 
Pauke drücken soll, so darf ich sagen, daß ich 
froh wäre , wenn überal l und in allen Spar ten 
der Bauwirtschaft, wo wir mi t dem Bund zu­
sammenhängen, ein so korrekter Aufteilungs­
schlüssel bestehen würde, wie das bei den Bun­
desstraßen der Fall ist. 

Das nächste Problem w a r die Unterfahrung 
in Leoken. Das ist auch ein sehr kostspieliges 
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Projekt . Es wurde vom Herrn Ziv.-Ing. Pe t ro-
witsch ein Plan, ein Projekt erstellt, das mußte 
verworfen werden. Es wird jetzt an einem neuen 
P ro jek t gearbeitet. 

Ich meine, der Versuch, alles auf das Land 
abzuwälzen, ist auch nicht zielführend. Tatsache 
ist, daß bei dieser S t raße Bund und Gemeinde 
zusammenarbei ten müssen. (Abg. Schön: „Herr 
Landeshauptmann, das haben wir j a auch ge­
wollt, wi r haben ja gesagt, der Bund muß ein­
schreiten!") 

Das ist auf Grund des S traßenverwaltungsge­
setzes einfach eine feststehende Tatsache und 
zählt zur Rechtsordnung. Wenn man aber die 
andere Lösung meint, so wäre es sicher eine 
große Hilfe für den Verkehr zwischen dem Krän­
kenhaus und der Stadt, wenn wenigstens eine 
Gehsteigunterfahrung erfolgen würde. Aber 
bitte, Sie scheinen das also nicht für notwendig 
zu finden, sondern sie wollen auf die Gesamt­
lösung warten. Sie wird vorangetrieben, sie ist 
außer Zweifel eine der Notwendigkeiten, die 
nicht übersehen werden können. 

Die Alplstraße und alle die Straßen, die in der 
Oststeiermark von allen Abgeordneten beider 
Par te ien gefordert wurden, sind ja zum Teil im 
Ausbau. Alplstraße, da ist ein Baulos ausge­
schrieben und wird in der nächsten Zeit zur 
Vergabe kommen mit wei teren 17 Millionen 
Schilling. Ebenso wi rd auch die Straße bis zum 
Sehmied in der Weiz fertig sein. 

Und wenn ich in dem Zusammenhang gleich all­
gemein etwas sage zur Übernahme von Gemein­
destraßen als Landesstraßen: Ja, ich kenne die 
Dinge ziemlich genau, ich habe sie mehrmals 
versucht zu analisieren und zu teilen, was kann 
man verantwortl icherweise übernehmen, was 
kann man nicht übernehmen. Wissen Sie, wenn 
ha l t Anträge auf Übernahme von 300 km vorlie­
gen und wenn wi r wieder mi t Rücksicht auf die 
Finanzen des Landes bei möglichster Großzügig­
keit e twa 100 km übernehmen können, na, dann 
kennen Sie also schon die Schwierigkeiten, die 
damit verbunden sind. Entweder doch noch eine 
optimale Lösung zu finden, die einigermaßen zu­
frieden stellt, oder diejenigen, die auf die 200 km 
verzichten müssen, zu verärgern und sie sozusa­
gen anzueifern, uns den Vorwurf zu machen, 
wi r hä t ten nicht ihre, wohl aber eine andere 
S t raße und wa rum nicht beide übernommen. 
Das ist eben eine Frage der Finanzen. Und wir 
haben uns immer auf den S tandpunkt gestellt, 
wi r übernehmen nu r Straßen, die wir auch er­
hal ten können. 

Es haben weder die Interessenten noch die Ge­
meinde e twas davon, wenn wir eine Straße 
übernehmen und sie nicht erhal ten oder gar aus­
bauen. Zumeist ist es ja wohl so, daß wir, wenn 
wir eine Straße übernommen haben, sie auch 
gleich ausbauen sollen. 

Wann die Wechsel-Bundesstraße fertig sein 
wird? — Ich bin sehr redlich und sage, wenn das 
Geld da ist in drei Jahren, aber ich lege mich 
nicht auf drei J ah re fest. Wir müssen ja auch 
flexibel sein. Es wäre dringendst notwendig, daß 
sie schon fertig wäre . Sie würde eine große Ent­
las tung vor allem des Mürz- und Murtales mit 

sich bringen, aber wir können nicht mehr tun, 
als möglich ist, ansonsten wird, obwohl wir dafür 
zuständig sind, der nächste Generalredner oder 
i rgend ein Debat tenredner sagen, diese Regie­
rung da draußen erhöht die Steuern, unerhört . 
Wenn Sie wollen, daß mehr gebaut wird — 
woher sollen denn die Mittel kommen. Wir ha­
ben ja kein Tischlein deck dich, sondern wir 
können nu r das ausgeben, was uns die Steuer­
zahler zur Verfügung stellen. Und daher bin ich 
so redlich, daß ich mich gar nicht festlege, damit 
Sie kein politisches Ballspiel damit aufziehen für 
die nächste Zeit. Was an Geld da ist, wird ver­
baut . Wir sorgen dafür, daß soviel als möglich 
auch bei uns gebaut wird und wenn die Dinge 
noch so schwierig sind. Was ha t es für einen 
Sinn, wenn wir versuchen, h ier ein Ballspiel zu 
betreiben und wenn ich sagen würde, was ist in 
Graz, wo man nicht einmal mehr P la tz hat, die 
Autos abzustellen, wo viel zu wenig Verkehrs­
flächen sind, genauso, wenn Sie sagen, warum 
nicht mehr von Bund und Land. 

Wir wissen alle genau, daß nicht mehr mög­
lich ist. Oder wir sagen ebenso redlich, daß ist 
eine vordringliche Notwendigkeit, daher erhöhte 
Benzinsteuer, erhöhte Dieselölsteuer. Bleiben 
wir doch redlich in diesen Fragen. Es ist ja nicht 
böser Wille, sondern es fehlt einfach dazu das 
Geld, und wenn wir mehr wollen, dann eben 
höhere Leistungen. 

Es wurden sehr viele Umfahrungswünsche an­
gemeldet. Es ist sicher so, daß gerade die Durch­
fahrt durch Märkte und Dörfer oder auch durch 
eine kleinere Stadt sicher sehr, sehr unangenehm 
ist. Aber wir können nicht sagen, daß wir mit 
Ausnahme von Brück a. d. Mur einen solchen 
Flaschenhals hätten, der unerträglich ist. Ange­
nehm ist keine Durchfahrt. Aber h ier darf ich 
wohl auf einen Wandel verweisen. Wir haben noch 
vor 12 J ah ren mit aller Vehemenz versucht, in 
Schladming eine Umfahrung zu bauen. Da wären 
wir fast gesteinigt worden, weil wir so e twas 
beabsichtigen und alles ablenken würden von 
der S tadt Schladming. Inzwischen ist allerdings 
diese Gesinnungsänderung eingetreten, daß man 
doch gesagt hat, es wäre nicht schlecht, wenn wir " 
eine bauen würden. Und so ist es bei vielen Um­
fahrungen. (Abg. Fellinger: „Bei uns nicht!") 

Sie führt trotzdem in die Stadt, daher ist es 
bei Ihnen nicht so. (Abg. Leitner: „Warum ver­
t re ten Sie das in Mürzzusehlag, He r r Landes­
hauptmann?") 

Ich ver t rete es sehr nachhaltig, aber solange 
die Gemeinde ihre Zust immung nicht gibt für 
die Umfahrung, kann sie nicht gemacht werden. 
(Abg. Leitner: „Das ist doch eine Durchfahrung, 
die Sie vorschlagen!") 

Die ist erst vor zwei J ah ren neu errichtet wor­
den oder gar erst vor eineinhalb Jahren . 

Diese Wünsche der Umfahrung, ob nun Köf-
lach, Deutschlandsberg, Wildon und viele an­
dere; bei Wildon wissen wir schon, wo die künf­
tige Fahrbahn geht. Aber wenn ich e twa Wil­
don vergleiche mit anderen Engstellen besonders 
im Oberland, wie in Brück oder Kindberg oder 
auch Mürzzusehlag, muß ich sagen, ich bit te noch 
um etwas Geduld in Wildon. Es wi rd schon kom-
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men. Es sei denn, es kommt zuerst mehr Geld, 
dann wird die Ümfahrung früher kommen. 

Darf ich noch auf eine Frage Antwort geben, 
nämlich die Frage der Pinggaubergstraße und 
der späteren kreuzungsfreien Unterfahrung. Un­
sere Herren im Bauamt sind sehr sparsame 
Leute. Sie haben sich keine Großzügigkeiten im 
Bundesstraßenbau erlaubt. Immer im Siiine und 
in dem Wollen, möglichst viele Kilometer in 
Ordnung zu bringen und zu sanieren. Und so war 
es auch, weil es von der Bauseite her gesehen 
ohne große Schwierigkeiten möglich ist, diese 
kreuzungsfreie Stelle vor dem Pinggauberg auch 
später regeln zu können. Es hat sich gezeigt, daß 
sie notwendig ist. Sie muß vor allem deshalb 
kreuzungsfrei gemacht werden, weil 28 km 
Schnellstraße auf der Wechsel-Bundesstraße in 
diesem Abschnitt von der Grenze weg bis hinun­
ter über Dechantskirchen in den nächsten Jahren 
fertig sein werden. Daher ist diese kreuzungs­
freie Unterfahrung dort unbedingt notwendig 
gewesen. Sie wurde noch rechtzeitig geplant. 
Bevor das Bauvorhaben Pinggaubergstraße ab­
geschlossen wurde, ist noch rechtzeitig mit dem 
Bau begonnen worden. (Abg. Schön: „Das war 
schon 1961!") 

Wir haben den Plan nicht durchgeführt auch 
wegen der Frage der Ersparung. (Abg. Heidin­
ger: „Jetzt geht es erst, Herr Landeshauptmann, 
und jetzt kostet es mehr!" — Abg. Schön: „Es 
mußten zuerst Unfälle geschehen!") 

Es hat sich ja allerhand getan in den letzten 
sieben oder acht Jahren, das werden Sie wohl 
sehen. (Abg. Dr. Klauser: „Es ist halt etwas ein 
bisserl daneben gegangen!") 

Es ist gar nichts danebengegangen. Ich habe 
sie ja nicht geplant und auch nicht gebaut. Ich 

Krebsenbach in der Vorfinahzierung das Land 
gebaut. Wir haben bisher noch keinen Beitrag 
des Bundes erreicht. (Abg. Pichler: „500.000, 
Herr Landeshauptmann!") 

Nein, keinen Beitrag des Bundes. (Landesrat 
Bammer: „Die Gemeinde hat bezahlt!") 

Jawohl, die Interessenten haben also ihre Lei­
stungen erbracht. Es sind weitere 380.000 Schil­
ling beschlossen von der Landesregierung, die 
weiter eingesetzt werden, ob wir einen Bundes­
beitrag dazu bekommen ist noch nicht festste­
hend. Ich hoffe, daß es gelingen wird. Aber der 
Krebsenbach wird weitergebaut. 

Ja, es hat allerdings 60 Jahre gebraucht, bis 
dieses Bauvorhaben verwirklicht wurde. So, nun 
glaube ich, daß ich alle Fragen beantwortet 
habe. Das große Konzept, das die Weststeirer 
von Leibnitz bis Eibiswald- in Sicht haben, ist 
sicher auch sehr interessant und wäre auch sehr 
attraktiv, selbstverständlich die Fertigstellung 
des Baues der Sobother-Bundesstraße, die ja ih­
rem Ende zugeht, allerdings die Kärntner sind 
hier etwas zögernd und zurückhaltend, obwohl 
sie seinerzeit mit sehr großem Nachdruck ge­
fordert haben, diese Straße sei die einzig mög­
liche und notwendige Straße. 

Inzwischen scheinen andere Überlegungen an­
gestellt worden zu sein, daher kommen wir dort 
nicht recht weiter; Aber die Frage ist genau so 
wie jede andere Straßenfrage eine Frage, wie­
viel Geld wir zur Verfügung haben. Ich kann Sie 
versichern, meine Damen und Herren, daß wir 
sehr wohl und sehr überlegt, nicht planlos ver­
suchen, den Straßenbau dort anzusetzen, wo er 
natürlich verkehrsnotwendig ist. Aber selbst­
verständlich spielt auch die Frage der Infra­
struktur, das heißt die Aufschließung der Ge-

trage nur die politische Verantwortung dafür. 
Auch wenn einmal etwas schiefgeht, werde ich 
dazu stehen. Und das war in Wirklichkeit der 
Versuch zu sparen, später haben wir das Sparen 
aufgegeben, weil es eben notwendig ist. (Abg. 
Heidinger: „Herr Landeshauptmann, das ist bei 
Ihnen so wie mit den blauen Vorhängen im 
Krankenzimmer. Ich mache Ihnen keinen Vor­
wurf!" — Landesrat Sebastian: „Nur ist das teu­
rer!" — Heiterkeit.) 

Ich möchte dem Herrn Abg. Pichler für sein 
Verständnis meine besondere Anerkennung sa­
gen; mehr darf ich nicht, sonst mache ich Sie bei 
Ihrer Partei noch suspekt. (Heiterkeit.) 

Es war geradezu erfreulich. — Er ist ja ein 
Knittelfeider. (Landesrat Sebastian: „Zwei Knit-
telfeider werden sich streiten!" — Abg. Pichler: 
„Alte Freundschaft.") 

Die Pläne sind alle großartig, aber die reale 
Wirklichkeit sieht anders aus. Geben wir uns 
da keiner Täuschung hin. Ich habe ja vorhin 
die Ziffern genannt. Wann werden wir diese 
Dinge alle verkraftet haben. Natürlich wird man 
auch zu Überholspuren kommen müssen. Ich 
halte das für den einzigen Ausweg, um den Ver­
kehr überhaupt flüssig zu halten. Und daher 
bin ich sehr dankbar für diese Meinung, die Sie, 
Herr Kollege Abg. Pichler, zum Ausdruck ge­
bracht haben. Ich darf Ihnen aber gleich zum 
Krebsenbach auch etwas sagen. Bisher hat den 

"Mete -mit eine entscheidende~HöIle ünrr~icrr 
glaube, daß wir doch einige — und das haben 
mehrere Redner auch zum Ausdruck gebracht — 
Befriedigung auf dem Sektor erreicht haben. 

Und jetzt möchte ich noch etwas allgemeines 
sagen. Im Straßenbau und überhaupt im Bau­
wesen wird es keine großen Sensationen mehr 
geben, weil schon so viele Pläne vorliegen und 
es werden soviel neue gefordert, daß es also 
Neues praktisch nicht mehr geben kann. Also 
keine Sensationen. Sicher ist dieser Abschnitt 
„Hoch- und Tiefbau" und "„Straßenbaur und 
Wasserbau" der Abschnitt, der — ich habe j.a 
schon die Zahl gesagt — einen echten Investi­
tionsstoß herbeiführt und zur Belebung der 
steirischen Wirtschaft beiträgt. Ein wirklich ech­
ter Stoß, 1.7 Milliarden Schilling ist eine Menge 
Geld und schafft eine Menge Arbeit und be­
schäftigt eine Menge Bauarbeiter. Diese Investi­
tionsstöße sind ja auch vor allem deshalb not­
wendig, damit wir unsere sozialen Aufgaben 

. erfüllen können. Der Landesstraßenbau ist Lan­
desaufgabe, der Güterwegbau ist Landes- und 
Bundesaufgabe. 

Ja, wenn wir beispielsweise für unsere Kran­
kenhäuser, für unsere Heime, für unsere Für­
sorgeheime immer wieder auch neue Mittel be­
reitstellen können, so eben, weil alle jene, die 
beschäftigt sind, alle jene, die tätig sind, die 
wirtschaften, die arbeiten, eben die Steuern auf-
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bringen, die wir für diese, für al le Bereiche aus 
der Wirtschaft auch ' auf dem sozialen Sektor 
verbrauchen und gebrauchen. 

Das ist das Problem, es ist nicht .so, daß w i r 
j emanden zugrunderichten wollten, wie das auch 
von einem Redner gesagt wurde, e twa die K ran ­
kenkassen, ja ich möchte noch dazu fragen, wa ­
rum sollen wir ausgerechnet die Krankenkas­
sen zugrunde richten? Das ist j a ihre Aufgabe, 
die sind ja nicht Selbstzweck, für die K ranken 
zu sorgen, ist eine ihrer wesentlichsten Auf­
gaben. Wir haben immer sehr deutlich zum Aus­
druck gebracht, daß wir selbstverständlich auch 
unsere Verpflichtung hier fühlen, auch wenn es 
gar nicht unsere Aufgabe ist. Aber wir müs­
sen eben immer auch besorgt sein, daß die Kran­
ken gesund werden und daß wi r . rech t viel Ge­
sunde haben, damit wi r alle die Leistungen er­
br ingen können, zu denen wir uns verpflichtet 
fühlen. 

Ich möchte nu r noch mitteilen, daß wir ver­
suchen, zu einem neuen Konzept zu kommen. Es 
haben schon Besprechungen stattgefunden und 
finden fortgesetzt Beratungen statt . Wir kön­
nen der Tatsache der Verkehrsentwicklung nicht 
ausweichen. (Abg. Leitner: „Also doch zu neuen 
Plänen.") 

Schau, P läne haben wir genug, Geld haben wir 
keines, Geld haben wir keines. Wir können also 
dem Verkehrsgeschehen nicht ausweichen, wi r 
müssen versuchen, ihm zu begegnen. Und es ist 
sicher so, daß heute mehr als noch vor zwei oder 
drei J ahren , oder vor fünf J a h r en natürl ich die 
Verkehrsentwicklung das Um und Auf ist. Wenn 
wir die Autobahn Süd verlangen, so sehr wohl 
bewußt , nicht aus Gründen der Infrastruktur , 
obwohl da auch alle Argumente dafür gefunden 
werden könnten, wenn beispielsweise die Men­
schen verglichen werden, die mit der Südauto­
bahn über die Oststeiermark, über die Mittel­
s te iermark hinauf in die Weststeiermark und 
nach Kärnten , wieviel hunder t tausend Menschen 
dort erfaßt werden und wieviel im Oberland 
erfaßt werden, wenn wir auf den Strei t einge­
hen würden, die Autobahn Süd nicht über Graz, 
sondern über das Mürz- und Murtal zu führen. 
Wir müssen einfach das Verkehrsbedürfnis se­
hen. Und wir haben, um hier nicht im Dunklen 
he rumzutappen und Behauptungen aufzustellen, 
die nicht s t immen, im heurigen Sommer Ver­
kehrszählungen durchführen lassen, sowohl 
durch ein Inst i tut als auch durch unsere Beam­
ten und wir haben festgestellt, daß besonders 
im Las tverkehr von jenen Lastwägen, die am 
Semmering sichtbar sind und gezählt werden, 
54 Prozent auch am Neumarktersat te l gezählt 
werden. (Landesrat Sebastian: „Das spricht für 
den Ausbau in der Obersteiermark!") 

Und bei den Pkw's ist es so ähnlich. Nämlich 
die Autos, die nu r durchfahren durch das Mürz-
und Murtal , die gehören ja dort weg, die ge­
hören dort herausgezogen, die gehören von dort 
auf die Südautobahn umgelegt. Das ist das 
Problem, wenn ich 50 Prozent des Verkehrs im 
Mur- und Mürztal weg habe, dann habe ich 
überhaup t keine Sorgen, nicht e inmal in Brück. 

(Landesrat Sebastian: „Die fahren dann über die 
Pack, dann müssen wir die Pack ausbauen!") 

Natürlich, selbstverständlich, na ganz klar, 
aber deshalb die Südautobahn als Entlastung. 

Wenn ich also auch e twas sage zur P yh rn -
Autobahn, das ist ein sehr interessantes Projekt, 
es wird jetzt auch versucht, hochzuspielen. Aber 
nicht deshalb, weil es schon in kürzester Zeit ge­
baut werden soll, sondern, um damit die Süd­
autobahn zu konterkarieren. (Landesrat Bam­
mer : „Wer h a t es denn hochgespielt? Das w a r 
doch ein Landtagsantrag der ÖVP!") 

Moment, l ieber Bammer! Leben Sie n u r von 
der Luft? 

Scheinbar, wi r leben aber wirklich im Leben 
stehend von dem, was möglich ist, nicht aber von 
Luftgeschäften. Ich würde also meinen, daß ein 
Regierungsmitglied ja mit der Regierung einig 
sein soll, daß wir uns da nicht so einfach lang­
sam, aber sicher aufspalten lassen. 

Man versucht also e twas hochzuspielen, um 
das andere zu verhindern. Wir werden daher 
mit sehr sehr gründlichen Studien und Überle­
gung versuchen, uns den Bedürfnissen der Zeit 
anzupassen, aber im Grundsätzlichen von dem 
was vor 10 J ah ren letzten Endes geplant wurde , 
werden wir nicht sehr sehr weit abkommen. Nur 
eines, wir werden uns einfach auf best immte 
Punk te konzentr ieren müssen und wir werden 
also dort und da, auch wenn es noch so no twen­
dig ist, einfach zurückhalten, wi r werden also 
nicht im ganzen Lande viele Baustellen haben, 
sondern wenige konzentrierter Baustellen haben 
müssen, um eben den Verkehrsbedürfnissen zu 
entsprechen, um die Verkehrsbedürfnisse zu be­
friedigen. 

Ich möchte abschließend n u r noch eines sagen. 
Am Eifer, am Fleiß, an Tüchtigkeit, an Kenn t ­
nissen fehlt es bei unserer Beamtenschaft nicht. 
Wir können sagen, daß unsere S t raßenwär te r 
gerade jetzt, wenn wieder Eisglätte sichtbar ist, 
auch um Mitternacht auf der S t raße zu finden 
sind, unsere Straßenmeister, ja, daß sie wirklich 
bereit sind, immer wieder, Tag und Nacht Dienst 
zu tun, wenn es darum geht, die Sicherheit des 
Verkehrs zu gewährleisten. Das kann diesen 
Menschen nicht hoch genug angerechnet werden. 
Unsere Hofräte ebenso wie unsere Mitarbeiter 
im Bauamt, sie sind auch Tag und Nacht bereit, 
wenn eine Katas t rophe sich i rgendwo ereignet 
oder auch, wenn es Eisglätte gibt. Sie sind immer 
bereit. Dafür möchte ich ihnen sehr herzlich 
Dank sagen. (Allgemeiner Beifall.) 

Sie sind auch immer wieder bereit, sich den 
Verhältnissen der Zeit anzupassen, alles, was 
an neuen Methoden i rgendwo sichtbar wird, zu 
studieren. Und wenn ich eine sehr interessante 
Erkenntnis der Forschung unserer Baubeamten 
auch hier sagen darf: Daß w i r heute nicht mehr 
auf den Zementstraßen davonholpern, sondern 
daß die Fugen praktisch nu r mehr ganz kleine 
Millimeterfugen sind, das wu rde von unseren 
Leuten erforscht, ausprobiert, und heu te wird 
diese Methode in ganz Österreich und darüber 
hinaus angewendet. 

Und zum Abschluß auch noch zu den Bauun­
te rnehmern ein Wort. Auch Bauunternehmer 



f ? f p » g g ^ - ^ ¥ f p y v ^ f f ^ 

1778 41. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1968 

haben wir, mit denen wir mit ganz geringen 
Ausnahmen sehr zufrieden sind, und auch Bau­
arbeiter haben wir, mit denen wir sehr zufrie­
den sind. Wenn der Herr Abgeordnete Loidl, -der 
die Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter ver­
tritt, auch mitjammert, so gehört das eben zum 
Geschäft, glaube ich. Ich habe von ihm schon 
einmal gehört, daß das eine oder andere viel­
leicht auch Zweck] ammerei sein kann. (Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Das soll es aber nicht nur 
bei der Gewerkschaft geben, Herr Landeshaupt­
mann!") 

Ich möchte nur sagen, verehrter Herr Abge­
ordneter, Bauarbeiterbeschäftigung (Abg. Loidl: 
„Im Herbst reden wir weiter!"), sie ist eben we­
gen der Rationalisierung außer Zweifel geringer 
geworden und sie wird weiter geringer werden. 
Aber ist das nicht auch ein gutes Zeichen, ist das 
nicht Grund zur Freude, daß unsere Leute gar 
nicht mehr auf den Bau zu gehen brauchen, daß 
sie viel lieber eine Arbeit unter Dach angehen? 
(Abg. Loidl: „Es geht auch nicht um die Be­
schäftigung in erster Linie, sondern um die Sai­
sonschwankungen. Es geht um die Vollbeschäf­
tigung!") 

Die Saisonschwankungen werden nie zu lösen 
sein. (Abg. Loidl: „Aber zu mildern sind sie!") 

Es wird alles versucht, um sie zu mildern. 
Aber die Saisonschwankung ist nie zu lösen, 
Herr Kollege, Sie wissen das ja viel besser als 
ich. Der Bauarbeiter arbeitet ja nicht 45 Stunden 
im Sommer, er arbeitet ja 60 und 70 Stunden, 
und er hat auch Anspruch, einmal im Winter 
sich auszuruhen. Wir haben voriges Jahr im Ar­
beitsmarktpolitischen Beirät festgestellt, daß die 
Vermittlung gar nicht möglich ist, vom Arbeits-

_amt aus auch gar nicht gewollt ist. (Abg. Loidl: 
„Bei T 7 PrözentT und wir haben~4"Ö"b"is ~43~Pfö;:" 
zent Arbeitslose. Ich gestehe Ihnen zu, daß es 
bei 10 bis 15 Prozent zutreffend ist, was Sie sa­
gen, aber es gibt andere, die jammern und wei­
nen, weil sie vor Weihnachten entlassen werden 
sollen! Soll ich Sie Ihnen schicken?") 

Ich weiß schon, daß es auch solche gibt, und 
zwar bei jenen großen Firmen, wo der Winter 
auch so annehmbar Verbracht wird, wo man 
keine Handschuhe braucht. Das brauche ich ja 
nicht zu erzählen. Du weißt es ja sehr, sehr ge­
nau. Ich muß sagen, daß wir uns immer bemüht 

- haben, daß die Regierung sich bemüht hat, durch 
vorzeitige Freigaben einzugreifen, aber es hat 
irgendwo seine Größenordnung und Grenze, 
über die wir eben nicht hinwegkommen. Wenn 
behauptet wird, daß die Vergebungsordnung 
nicht die richtige sei, man solle dem Bestbieter 
und nicht dem Billigstbieter geben, da ist Ge­
werkschaft und Unternehmerschaft eines Sinnes. 
Aber ich kann Ihnen sagen, daß wir mit den 
Skandalen, von denen Sie hier unzuständiger­
weise geredet haben . . . (Abg. Zinkanell: „Als 
Abgeordneter hat er das Recht!" —- Landesrat 
Bammer: „Dafür ist ganz Österreich zuständig!" 
—- Zahlreiche unverständliche Zwischenrufe.) 

Hier sitzt kein Justizminister und hier sitzt 
auch kein Innenminister. Wir haben das, Glück, 
daß wir an diesen -Dingen nicht beteiligt sind, 
obwohl wir- auch untersucht worden sind, und 

deshalb habe ich ganz bewußt gesagt, dieser 
Bauskandal ist ein Polizeiskandal geworden und 
fast auch ein Justizskandal. Ganz überlegt sage 
ich das, meine Damen und Herren. Man kann 
nicht einen ganzen Wirtschaftssektor und Tau­
sende von Menschen in eine geistige Situation 
hineintreiben, wo man sie noch und noch drückt, 
wo und wie und was hätte er vielleicht doch 
gegeben, wo man sie wochenlang einsperrt, und 
dann doch entlassen muß, weil man für eine 
Haft überhaupt keinen Grund findet. Solche Ak­
tionen sind üblicherweise in einem Rechtsstaat 
bisher noch nicht vorgekommen.. Ich sage nicht 
mehr. Ich könnte viel mehr dazu sagen. Wir 
sind Gott sei Dank auch bei unseren Bauunter­
nehmern, bei den Beamten mit diesen Dingen 
nicht konfrontiert. Und nicht zuletzt deshalb, 
weil wir eine Ordnung haben, daß wirklich der 
Bestbieter, wenn er nicht ein Unteranbot stellt, 
den Zuschlag bekommt, und in den ganz selten­
sten Fällen, wenn wir feststellen, daß ein Bau­
unternehmen, das immer ausgezeichnete Leistun­
gen bei uns erbracht hat, nicht entsprechend 
beschäftigt ist, dann hat die Regierung — nicht 
die Beamten •— ab und zu in Ausnahmefällen 
beschlossen, einem anderen Bauunternehmen 
den Auftrag zu geben und nicht gerade dem 
Bestbieter, wenn er auch ein ordentlicher Bau­
unternehmer war. 

Aber gerade weil wir streng zu dieser Ord­
nung stehen, gibt es bei uns die Schwierigkei­
ten nicht, die anderswo — auch berechtigter­
weise — aufgetreten sind. Ich bitte, uns da nicht 
in den Rücken zu fallen als Abgeordneter. Ich 
glaube nicht, daß es wünschenwert wäre, wenn 
wir hier eine Änderung vornehmen würden. Wo 
ist dann Ordnung und Recht? (Abg. Dipl.-Ing. 

"DDr7~GötzT",7Däs"ist~kein gutes~RechtT') 
Aber, Herr Kollege, Sie werden doch nicht 

versuchen, uns einzureden, daß unsere Beamten, 
die viel Praxis haben und auch aus der Praxis 
kommen, nicht imstande sind, zu beurteilen, ob 
ein Unterangebot oder ein echtes Angebot vor­
liegt. Heute ist es ja wirklich so, daß die An­
botspreise sehr, sehr eng beisammen liegen. 
Auch der Laie kann sagen, daß das sicher ein 
ordentliches Angebot ist,; wenn diese und jene 
Firma als Bieter auftritt und wenn die Unter­
schiede in den Anboten bei den großen Aufträ­
gen nicht mehr als 100.000 Schilling oder 50.000 
Schilling betragen. -

Wegen der Zahlungsschwierigkeiten brauchen 
Sie nicht die Landesregierung nennen — beim 
Bundeshochbau sind manchesmal Schwierigkei­
ten, aber beim Straßenbau gibt es keine Schwie­
rigkeiten, Da wird sehr prompt bezahlt. Ich 
glaube, hier kann man nicht sagen, daß es echte 
Schwierigkeiten gibt. 

Meine Damen und Herreh, ich habe nur den 
einen Wunsch, daß doch einige Befriedigung im 
Lande mit dem Wirken und der Arbeit unseres 
Bauamtes erreicht wird. Wir wollen ja nichts 
anderes, als daß wir den Verkehrsbedürfnissen 
entsprechen oder unsere Arbeit darauf abstellen 
und einrichten. " ' . . ' ' 

Wir wollen ja letzten Endes auch, daß wir in 
die internationale Welt eingebunden sind mit 
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unseren Straßen, mit unserem Straßenverkehr, 
mit unserem Straßennetz. Daher ist j a unser 
ganz großes Anliegen, daß wir zu einer Auto­
bahn kommen, die einen Anschluß von der Nord­
see über die Bundesrepublik, über Wien, über 
Graz bringt, ihr weiteres Ziel in Klagenfurt und 
meinetwegen auch noch weiter an der Adria hat . 
Eine so große Verkehrslinie würde ja erst die 
S tadt Graz und wei te Teile der S teiermark wirk­
lich echt wirtschaftlich anheben und daher das 
Bestreben, daß wir zu einer solchen großen Ver­
bindung kommen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präs ident : Bevor ich zum zweiten Teil der 
Gruppe 6 übergehe, habe ich folgenden Vor­
schlag dem Hohen Landtag zu machen. Auch die 
Positionen der Gruppe 7 zerfallen in drei große 
Abschnitte, die drei verschiedene Referenten ha ­
ben. Das ist einerseits Feuerwehr und Wirt­
schaftsförderung, zweitens Landwirtschaft und 
dr i t tens Fremdenverkehr . 

Ich richte nun an das Hohe Haus die Frage, 
ob die Bera tung dieser Gruppe 7 auch so ge­
teil t erfolgen soll und zwar in drei Gruppen wie 
bei der Gruppe 6 in zwei Gruppen Ich kann das 
Einverständnis annehmen. 

Es wi rd nun eine Umfrage erfolgen an Hand 
eines Bogens bei den 18 Abgeordneten, die sich 
bereits zur Gruppe 7 gemeldet haben und sie 
mögen e intragen lassen, zu welcher Gruppe sie 
sprechen wollen. Selbstverständlich kann auch 
ein gemeldeter Abgeordneter zu zwei Gruppen 
sprechen. Ich schreite nun fort in der Bera tung 
des zweiten Teiles der Gruppe 6 und erteile 
Her rn Abg. Feldgrill das Wort. 

Abg. Feldgrill : Hoher Landtag! Es ist den Da­
men und Herren des Hohen Hauses bekannt, daß 
mi t 1. J änne r 1968 die Best immungen des neuen 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968 in Kraft ge­
t re ten sind. Die Sozialistische Pa r t e i die — wie 
auch bekannt — seinerzeit diesem Gesetz nicht 
zugestimmt hat, versucht wie bei allen jenen 
Kriterien, die die Regierungspartei auf Grund 
ihres Regierungsprogrammes — wenn notwen­
dig auch allein, durchgezogen hat, dieses Gesetz 
zu bekri t te ln und herabzusetzen. Dabei werden 
die Auswirkungen dieses Gesetzes erst gesteigert 
wirksam und sichtbar, wenn die ab 1. J änne r 
1968 nach dem neuen Gesetz geförderten Woh­
nungen bezogen werden. Die S te iermark ha t 
im Vorjahr noch einen Vorgriff für 1968 nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1954 gemacht, um 
ja rechtzeitig die Mittel der Bauwirtschaft zur 
Verfügung stellen zu -können. Damit wurde bis 
zur Herausgabe der Verordnungen und Richt­
linien, die nun einmal auf Grund des neuen 
Gesetzes beschlossen werden müssen, keine Ver­
zögerung verursacht. Alle diesbezüglichen Vor­
würfe im Zusammenhang mit einer Depression 
der Bauwirtschaft sind jedenfalls im Bezug auf 
die S teiermark hinsichtlich der Wohnbauförde-
rungsmit tel am -falschen Platz. Auch bezüglich 
der Subjektförderung orakelt man immer, daß 
diese die Mittel für die Förderung einmal auf­
saugen könnte. 

Dazu ist nu r zu sagen, daß auch die Annui ­
tätenzuschüsse Geld, ja, sogar sehr viel Geld 
gekostet haben. Diese Beträge sollen nunmehr 
nu r nach sozialen Gesichtspunkten vergeben 
werden und nicht pauschal für jeden Wohnungs­
werber und jede Einkommensklasse. Das Wohn­
bauförderungsgesetz 1968 sieht weiters bekannt­
lich vor, zwei Drit tel aller Mittel für den Bau 
von Eigenheimen und Eigentumswohnungen zu 
verwenden und bereitzustellen. Hier möchte ich 
kurz auf die Erk lärungen des He r rn Abgeordne­
ten Dr. Klauser in seiner gestrigen Generalrede 
hinweisen (Landesrat Bammer : „Vorgestern wa r 
das!"), der meinte, daß Grundbesitz nu r ein Vor­
teil für eine kleine Minderheit sei. 

Wenn man den Grundgedanken des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968 verfolgt und verwirk­
licht und zwei Drittel der Mittel für Eigenheime 
und Eigentumswohnungen verwendet , kann man 
einen großen Streuungseffekt an kleinem P r i ­
vateigentum erreichen. Und immer noch ist das 
Pr ivateigentum das Ziel des größten Teiles der 
Menschheit und nicht e twa das Gemein- und 
Gesellschaftsvermögen, an dem der Einzelne nu r 
symbolisch beteiligt ist. Sehr interessant ist auch 
die Tatsache, daß in größeren Industr iegemein­
den dem Bau von Eigenheimen und Eigentums­
wohnungen keine, oder oft nu r sehr geringe För­
derung von Seiten dieser meist finanzstarken 
Gemeinden zuteil wird. (Landesrat Bammer : 
„Gibt es die noch, finanzstarke Gemeinden!" — 
Abg. Pichler: „Wir wissen es nämlich, daß es 
keine gibt!") 

Darüber sagt die Statistik alles aus, Sie kön­
nen es ja nachlesen. Obwohl es im § 7 des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1968 heißt, die Gemein­
den sollen hiezu einen entsprechenden Beitrag 
leisten. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich mich mit 
noch einem anderen Punk t befassen, das ist die 
Anzahl der Wohnungen, die in Österreich ge­
baut werden. Vielleicht werden es die Damen 
und Herren der sozialistischen Frakt ion nicht 
gerne hören, aber es l iegt nunmehr eine statisti­
sche Unterlage über die fertiggestellten Wohnun­
gen für die Zeit vom J a h r e 1963 bis 1967 für 
ganz Österreich vor. Hören Sie bi t te gut zu, 
meine Damen und Herren. 

Es wurden 1963 47.000 Wohnungen gebaut. 
(Landesrat Bammer: „Angefangen oder fertig­
gestellt?") 

Fertiggestellt. 1965 49.600 Wohnungen, 1966 
51.300 Wohnungen und 1967 52.744 Wohnungen 
in Österreich fertiggestellt. Man soll deshalb 
nicht mehr damit hausieren gehen, daß wir we­
niger Wohnungen bauen (Landesrat Bammer: 
„Die sind ja im J ah r e 1965 zu bauen begonnen 
worden, Her r Kollege, das wa r eine Erbschaft!") 
sondern es wurden 1966 und 1967 meh r Woh­
nungen gebaut als f rüher und damit das ge­
steckte Ziel, die^ Wunschziffer 50.000 sogar weit 
überschritten. (Unverständliche Zwischenrufe. — 
Abg. Pölzl: „Glauben Sie Her r Landesra t Bam­
mer, daß man mit Schreien die leeren SPÖ-
bänke wettmachen kann?") 
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Präsident: Ich bitte den Redner fortzufahren. 

Abg. Feldgrill: Ich glaube, daß muß einmal mit 
aller Deutlichkeit hier gesagt werden, damit 
auch die Haltlosigkeit der im Vorjahr gestarte­
ten sozialistischen Plakataktionen bewiesen ist, 
die davon sprach, es würden jährlich nur 25— 
30.000 Wohnungen gebaut werden. (Abg. Pich-
ler: „Ja, im 70er Jahr reden wir weiter!") 

Jawohl, dann reden wir wieder weiter. 
Auch im Jahre 1968 werden — wie wir das 

jetzt schon sehen — über 50.000 Wohnungen ge­
baut werden. (Abg. Pichler: „Und wie schaut es 
das nächste Jahr aus?") 

Darüber werden wir das nächste Jahr reden. 
(Abg. Pichler: „Nur die Schulden für 1968 zu 
zahlen!") 

Was nun das derzeitige Budget anbelangt, so 
stehen 1969 — wie der Herr Finanzreferent er­
klärte •— 614 Millionen Schilling für Wohnbau­
zwecke zur Verfügung. 

Wer die Materie genau kennt, weiß natürlich, 
daß dieser Betrag nicht ausschließlich zur Ver­
gabe für neue Wohnungen zur Verfügung steht, 
sondern teilweise auch zur Fertigstellung bereits 
zugesicherter Vorhaben Verwendung findet. Je­
denfalls aber steht im Jahre 1969 der steirischen 
Bauwirtschaft mehr Geld zur Verfügung als in 
den vorangegangenen Jahren. (Landesrat Bam­
mer: „Glauben Sie das?") 

Ich glaube das, und Sie glauben das auch. 
(Landesrat Bammer: „Fragen Sie den Kollegen 
Niederl!") 

Im einzelnen werden 1969 aus dem Landes­
fonds 21.2 Millionen Schilling (Abg. Nigl: „Er 
sagt auch nichts, was er nicht glaubt!"), aus dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 157.5 Millionen, 

-aus-de-ra-£undes-Wohn- und__Siedlungsf£jidgJ36_ 
Millionen, aus dem Wohnhauswiederaufbaufonds 
135 Millionen Schilling und aus der Landes-
Sonderaktion 12.5 Millionen Schilling zur Ver­
gabe zur Verfügung stehen. Dazu gerechnet 
können noch jene ansehnlichen Summen werden, 
die von Seiten des Bundes für die Fertigstellung 
von Bauvorhaben des Wöhnhauswiederaufbau-
fonds und des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds vorweg abgezogen wurden und natürlich 
auch noch für die Bauwirtschaft zum Tragen 
kommen. 

Mit den vorhin genannten Zahlen Werden in 
der Steiermark etwa 5.000 Wohnungseinheiten 
gefördert werden können, wobei noch ein großer 
Teil auf die neu vorgesehene Sonderaktion des 
Landes fällt. Es ist nämlich geplant, da derzeit 
rund 3.200 Einzelsiedler Anträge gestellt haben, 
daß ab dem nächsten Jahr eine neue Form der 
Finanzierung Platz greift, um mehrjährige War­
tezeiten zu verhindern, die nicht im Sinne der 
Förderungswerber liegen. Und zwar sollen alle 
jene Förderungswerber, die ansonsten ein Di­
rektdarlehen bekämen, vom Land einen nicht 
rückzahlbaren Zinsenzüscliüß von sechs Prozent 
für aufzunehmende Hypothekardarlehen mit 
einer Höchstlaufzeit von 15 Jähren bekommen. 
Da einerseits die Bestimmungen für die För­
derungswerber nicht wesentlich' verändert, an­
dererseits die Wartezeiten herabgesetzt und 
außerdem weit mehr Antragsteller berücksich­

tigt werden können, glaube ich, daß diese neue 
Aktion van allen Abgeordneten dieses Hauses 
begrüßt wird. (Beifall ÖVP. — AbgrPölzl: „Von 
den Sozialisten nicht!" — Abg. Heidinger: „Der 
Herr Kollege lacht, weil.Sie dazu applaudieren!") 

Abschließend darf ich feststellen, daß mit dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 eines der |so-
ziälsten Gesetze in der Republik Österreich be^ 
schlössen wurde und daß die für 1969 bereitge­
stellten Wohnbauförderungsmittel dazu beitra­
gen werden, vielen jungen Ehepaaren, vor al­
lem aber auch einkommensschwachen und kin­
derreichen Familien neue, moderne und fami­
liengerechte Wohnungen zu verschaffen. (Lan­
desrat Bammer: „Die Botschaft hör ist wohl . . . " 
— Abg. Pichler: „ . . . allein mir fehlt der 
Glaube." — Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abge­
ordneten Ritzinger. 

Abg. Kitzinger: Hohes Haus, sehr geehrte Da­
men und Herren! Ich möchte heute ein Problem 
zur Diskussion stellen, das meines Wissens in 
keiner Debatte über das Wohnungswesen jemals 
angeschnitten wurde. Dieses Problem betrifft 
die Bausparkassen bzw. die Gewährung von Zin­
senzuschüssen für Darlehen der Bausparkassen. 

' (Abg. Heidinger: „Der spricht in eigener Ange­
legenheit!") 

Nicht nur in eigener Angelegenheit, Herr Kol­
lege, es gibt auch Bausparkassen am Raiffeisen-
kassensektor, Volksbanken etc. Ich werde Ihnen 
beweisen, daß Sie eigentlich geschlafen haben in 
dieser Frage, weil ich mich wundere, daß dieses 
Problem bis heute hier noch nicht aufgegriffen 
wurde. Hrre"^artei^^^racrmBt-sichr-z^waiHrm-rner-
als fortschrittlich, aber sie verschläft die Dinge 
ein bisserl, habe ich den Eindruck. (Abg. Pichler: 
„Bitte, zum Thema!") 

Ich spreche schon zum Thema, und wenn ich 
vom Schlafen spreche, kann ich von Ihnen spre­
chen. 

Hohes Haus, das Land Steiermark gewährt 
Zinsenzuschüsse in der Höhe von 4 Prozent für 
Darlehen, die bei den verschiedenen Geldanstal­
ten in Form von Hypothekardarlehen aufgenom­
men werden und die im Durchschnitt eine Lauf­
zeit von 10 bis 15 Jahren haben. Es erscheint 
mir sonderbar, daß Zinsenzuschüsse für Bau­
spardarlehen nicht gewährt werden, obwohl ge­
rade die Bausparkassen das eigentliche Instru­
ment für Wohnbau und Eigenheimfinanzierung 
darstellen. (Abg. Heidinger: „Reden Sie mit den 
Leuten, die einen Bausparvertrag haben. Da hö­
ren Sie gahz( andere Dinge! Spesen, Spesen, 
Spesen!") 

Aber, Herr Kollege, Sie können mit mir über 
alles reden, aber über diese Frage können Sie 
mit-mar hier nicht- in Konkurrenz treten. Ich 
werde Ihnen beweisen, daß Sie hier schlecht be­
raten wurden. (Abg. Pölzl: „Ihm kann man nichts 
beweisen. Er ist ein Lehrer, die- wissen alles bes­
ser!" — Landesrat Bammer: „Reden Sie mit den 
Leuten, die in mit Bausparkassen geförderten 
Wohnungen leben. Es stehen,in Graz solche 

«* \ 
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Wohnungen leer! Wir haben nicht geschlafen, 
tun Sie rechnen!") 

Ich werde es Ihnen vorrechnen, Herr Kollege 
Bammer, daß das Land einen viel größeren För­
derungsrahmen hätte, wenn die Bausparkassen 
einbezogen wären. (Landesrat Bammer: „In Graz 
stehen Wohnungen leer, die mit Bausparkassen­
verträgen gebaut wurden!" — Glockenzeichen 
des Präsidenten.) 

Weil sie keinen Zinsenzuschuß erhalten, und 
deshalb habe ich mich zu Wort gemeldet. (Un­
verständlicher Zwischenruf des Landesrates 
Bammer. — Glockenzeichen des Präsidenten.) 

Aber, Herr Kollege, warten Sie doch ein bis-
serl, seien Sie doch nicht so nervös. (Präsident: 
„Herr Redner, ich habe geläutet, und da unter­
breche ich auch Sie. Ich bitte, Herr Landesrat 
Bammer, nicht ununterbrochen dazwischenzure­
den. Ich bitte, fortzufahren!") 

Jeder Bausparer muß, bevor er in den Genuß 
eines Bauspardarlehens gelangt, 30 Prozent an 
Eigenmitteln selbst ansparen und erhält dann 
nach Errichtung seines Ansparzieles ein Darle­
hen in der Höhe von 70 Prozent des Bauspar­
vertrages, und zwar mit einer Laufzeit von 16.5 
bis 21 Jahren und außerdem mit einer Verzin­
sung von 6 Prozent. Der Vorteil des Bausparens 
liegt vor allem in drei wesentlichen Punkten. 
Erstens kann der Bau- und Wohnungswerber 
schon lange vor Baubeginn seine Ansparbeträge 
von der Einkommensteuer oder Lohnsteuer ab­
setzen, natürlich im Rahmen seine Freibetrages. 
Es ist also ein echter Vorteil schon bevor der zu 
bauen beginnt, Herr Kollege. (Landesrat Seba­
stian: „Und wenn er keine Lohnsteuer hat?") 

Er hat also einen wesentlichen Steuervorteil. 
Zweitens haben die Bauspardarlehen einen Zins­
fuß von 6 Prozent, während umgekehrt die 
Hypothekardarlehen bei den verschiedenen 
Geldanstalten zu einem Zinsfuß in der Regel 
von 7 bis 7.5 Prozent gewährt werden, also ein 
wesentlicher Zinsenvorteil von 1 bis 1.5 Prozent. 
(Abg. Pichler: „Wie wirkt sich das bei einer kin­
derreichen Familie aus?") 

Sehr positiv. (Abg. Pichler: „ . . . die keine 
Steuer zahlt?") 

Wenn er keine Steuer zahlt, hat er den Vor­
teil, daß er weniger Zinsen bezahlt, aber, wenn 
Sie es nicht glauben, kann ich Ihnen nicht helfen. 
(Zwischenruf des Abg. Pölzl. — Präsident: „Herr 
Abgeordneter Pölzl, bitte nicht durch Zwiege­
spräche immer den Vortrag zu stören!" — Abg. 
Pölzl: „Jawohl, Herr Präsident!") 

Als 3. Vorteil, Hohes Haus, ist die lange Lauf­
zeit der Bausparkassendarlehen zu betrachten. 
Bei den Hypothekardarlehen im üblichen Sinne 
werden Laufzeiten von 10 bis 15 Jahren gerech­
net. Die Bauspardarlehen haben von Haus aus 
eine Laufzeit von 16.5 bis 21 Jahren. 

Ich kann also klar und deutlich .hier feststel­
len, daß die Bausparkassen und deren Darlehen 
das klassische Instrument zur Wohnbaufinanzie-
rung darstellen. Um so mehr ist es also ver­
wunderlich, daß bis zum heutigen Tage gerade 
für diese Bauspardarlehen aus dem Landes-
Wohn- und Siedlungsfonds noch keine Zinsen­

zuschüsse gewährt wurden. Ich fordere die Lan­
desregierung daher auf, dieser Frage ihr beson­
deres Augenmerk zu widmen und fordere sie 
gleichzeitig auf, dafür Vorsorge zu treffen, daß 
für Bauspardarlehen ebenfalls Zinsenzuschüsse 
gewährt werden. In diesem Zusammenhang viel­
leicht noch eines. Wir können, wenn wir für die 
Bauspardarlehen Zinsenzuschüsse gewähren, 
einen größeren Rahmen von Ansuchenswerbern 
berücksichtigen. Ich habe mir das ausgerechnet, 
es würde ca. 25 Prozent ausmachen. 25 Prozent 
deshalb, wenn man an demselben Rahmen von 
3 Prozent, die der Bauwerber trägt, festhält, weil 
das Land dann anstelle von 4 Prozent Zinsen-
zuschuß nur 3 Prozent zu bezahlen hätte. Das 
würde also bedeuten, wenn wir ein Rechenbei­
spiel nehmen, heute für drei Ansuchenswerber 
12 Prozent, bei der Bausparkasse für vier Ansu­
chenswerber ebenfalls 12 Prozent. Ich fordere 
daher in aller Form, daß die Bausparkassen in 
die Zinsenzuschußaktion einbezogen werden. 

Und nun, meine lieben Damen und Herren, 
noch ein weiteres Problem. In meiner Eigen­
schaft als Abgeordneter werde ich immer und 
immer wieder bei den Sprechtagen gefragt, ob es 
möglich ist, Wohnbaudarlehen in größeren Teil­
beträgen oder frühzeitig zurückzubezahlen. Das 
hat mir den Hinweis gegeben, daß es im Laufe 
der Zeit oder nach Jahren doch Familien und 
Wohnungswerber und Wohnungseigentumsbe­
sitzer gibt, die ihre finanzielle Basis verbessert 
haben. Ich glaube, wenn man diese Frage genau 
untersuchen würde, so käme man doch auf eine 
ganz erhebliche Anzahl. Ich wäre interessiert, 
wenn man diese einzelnen Darlehensbesitzer an­
schreiben und sie darauf aufmerksam machen 
könnte, daß sie ohne weiteres ihre Wohnbau­
darlehen vorzeitig zurückzahlen können. Es wäre 
auch die Frage zu überlegen, ob man nicht einen 
Teil des Darlehens ca. in der Höhe des jährli­
chen Kaufkraftverlustes ganz streichen könnte. 
Durch den vermehrten Rückfluß dieser Mittel 
wäre es möglich, neben den jährlich zufließen­
den Bundesmitteln einen viel größeren Förde­
rungseffekt zu erreichen. Ich glaube, daß' diese 
Frage ebenfalls von der Landesregierung geprüft 
gehört und daß hier, wenn es möglich ist, sofort 
Maßnahmen einsetzen sollen. 

Und nun zum Abschluß noch ganz kurz zum 
Wohnungsproblem der Jugend. Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, im Oktober dieses 
Jahres hat eine Nationalfeiertagsfeier in der 
Wiener Stadthalle stattgefunden. Dabei hat ein 
Meinungsforschungsinstitut eine Publikumsum­
frage gemacht und an die dort versammelte Ju­
gend wurde unter anderem die Frage gestellt, 
auf welchem Gebiet hat die österreichische Ju­
gend derzeit die größten Probleme. Dazu wur­
den folgende Antworten gegeben: 39 Prozent be­
zeichneten, als ihr größtes Problem Schule und 
Studium und bereits 30 Prozent Wohnung und 
die Sorge um die Wohnung, 22 Prozent Mitwir­
kung am öffentlichen Leben, 14 Prozent die 
Hausstandsgründung, 10 Prozent die Freizeitge­
staltung usw. Dieser Meinungsforschungstest 
zeigt uns also, daß die Wohnungsfrage für die 
Jugend und für die junge Familie nach wie vor 
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ein brennendes Problem darstellt. Ich habe bei 
der vergangenen Budgetdebatte zu diesem 
Problem bereits gesprochen und festgestellt, wie 
schwierig es ist, für junge Leute heute eine 
Wohnung zu bekommen. Das Wohnbauförde-
rungsgesetz 1968, zu dem Sie, meine Damen und 
Herren von der linken Seite, im Parlament ja 
nicht Ihre Zustimmung gegeben haben, sieht 
eine besondere Regelung für junge und kinder­
reiche Familien vor. Und zwar in Form der 
Wohnungsbeihilfe zwecks leichterer Abzahlung 
der 30prozentigen Restfinanzierung und der An­
nuitäten. 

Diese Wohnungsbeihilfen wurden im Verord­
nungswege von den einzelnen Landesregierun­
gen im Frühjahr 1968 geregelt und ich habe mir 
die Mühe gemacht, diese Verordnungen länder­
weise zu untersuchen, das war im Vorjahr noch 
nicht möglich. Ich bin auf ein sehr interessantes 
Ergebnis gestoßen, daß von den neun Bundes­
ländern sieben für die Jugend und für die junge 
Familie überhaupt keine Sonderregelung vor­
sehen und nur die restlichen zwei Länder, das 
sind Steiermark und Kärnten, für die Jung­
familie eine Besserstellung vorsehen. Von die­
sen beiden Ländern ist es auch wieder das Land 
Steiermark, welches — was das angemessene 
Ausmaß der Nutzflächen betrifft — mit 72 m2, 
an der Spitze steht. (Abg: Pichler: „Das Kärnten 
zuerst beschlossen hat!") 

Nein, Herr Kollege Pichler, Sie fordern mich 
jetzt heraus, ich wollte das nicht sagen. Aber 
ich weiß ganz konkret, daß die Kärntner sich in 
der Steiermark erkundigt haben — abgesehen 
davon, daß die steirische Regelung besser ist und 
wenn Sie mich schon herausfordern, schauen Sie, 

4di-w-allte-eigentnc±LJ2icht^^ 

Aber, Herr Kollege Bammer, dann lesen Sie 
die Verordnung. Ich bin bereit, den Wahrheits­
beweis anzutreten. 

Das Höchstausmaß im gesamten, das wir, die 
Österr. Völkspartei, auf 150 m2 festgelegt haben, 
haben Sie nur rnit 90 m2 festgelegt. (Landesrat 
Bammer: „Aber das stimmt ja nicht! Aber geh!" 
— Abg. Pichler: „Sie sind schlecht informiert!") 

Liebe Kollegen von der Linken, ich weiß, daß, 
das unangenehm ist (Präs. Äfritsch: „Es ist nicht 
währ, deshalb ist es unangenehm!" — Abg. Pölzl: 
„Es ist unangenehm -wahr!), wenn man also 
Wahrheiten aufdeckt. Ich nehme Ihnen das nicht 
übel, daß Sie sich aufregen. Jedenfalls möchte 
ich hier klar und deutlich feststellen, daß die 
Steiermark, gerade was die Jungfamilien be­
trifft, eine vorbildliche Verordnung beschlossen 
hat. Ich kann daher mit Freude feststellen, daß 
wir für die Wohnversorgung der steirischen Ju­
gend etwas getan haben und daß wir mithelfen, 
dieses brennende Problem irgendwo zu lindern 
und zu lösen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist als Abgeord­
neter Herr Landesrat Bammer. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Landesrat Bammer: Herr Präsident, Hohes 
Haus, meine Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir, daß ich zuerst zu meinem sehr geschätzten 
Vorredner etwas sage. Er hat festgestellt, alle, 
die sich mit dem Wohnbauproblem in den letzten 
20 Jahren in diesem Haus beschäftigt haben, ha­
ben diese 20 Jahre hindurch geschlafen. Ich bin 
davon überzeugt, daß sich das die Herren in sei­
ner Partei kaum leisten oder sagen lassen. Ich 
für mich lehne es ab, weil das Problem, an dem 

schenruf: „Na, geh, geh.") 
Liebe Kollegen von der Linken, ich will Sie 

nicht dauernd reizen, ich weiß, daß Wahrheiten 
auf Sie allergisch wirken, daß Ihnen das nicht 
gefällt. (Abg. Heidinger: „Ihr Auftritt, bitte.") 

Ich werde Ihnen einiges, nachweisen. Ich 
möchte daran erinnern, daß die Sozialisten im 
Parlament in Wien groß gesprochen haben als 
die Österreichische Völkspartei die Wohnbau-
reform 1968 beschlossen hat. Sie haben dagegen 
gestimmt. Auch erst jetzt sprechen Sie sehr groß 
von der Jugend, aber allerdings erst seit dem 
6. März 1966, aber dort, meine Herren, wo Sie 
Ihre Jugendfreundlichkeit beweisen hätten kön-, 
nen, dort wo Sie regieren, dort ist weit und 
breit nichts zu sehen, jetzt beweise ich es Ihnen. 
(Präs. Afritsch: „Aber das ist doch gar nicht 
wahr! Da waren Sie noch- gar nicht auf der 
Welt!") 

Schauen Sie, ich lese Ihnen vor: Die Wohnr-
beihilf e im Burgenland, keine Sonderregelung für 
die Jugend, Steiermark 75 m2, Burgenland 55 m2, 
Kärnten habe ich gesägt ist elfte Ausnahme und 
nun, wenn wir also schon reden, in Wien, da ge­
ben Sie yör, so gut zu regieren, Sie haben ja in 
Wien laut dieser Verordnung nicht einmal die 
volle Möglichkeit der 150 ms ausgeschöpft. Sie 
geben einer jungen Familie in Wien nur 55 m2. 
(Landesrat Bammer: „Schlecht informiert.") 

iMMMäjäM 

er sich delektiert hat, die Frage der Bauspar-
kassenfinanzierung, nicht neu, allen im Wohn­
bau Beschäftigten sehr bekannt ist und auch 
dort, wo es als Grundlage der Finanzierung für 
den Wohnungsbau angenommen worden ist, lei­
der dazu geführt hat, daß Mieten, das heißt 
Rückzahlungsraten entstanden sind, die es dem 
größten Teil unserer Bevölkerung unmöglich 
machen, diese Wohnungen zu beziehen. Sie kön­
nen in Graz sogar leerstehende so finanzierte 
Wohnungen finden. Ich wundere mich aber 
darüber hinaus, meine Damen und Herren, daß 
diese neue Erkenntnis, dieses „Ei des Herrn Rit-
zinger" nicht dem Herrn Landesrat Dr. Niederl, 
der ja Wohnbaureferent ist, schon früher ins 
Nest gelegt worden ist. Es wäre ja fraktionell 
durchaus möglich. Ich finde aber, es ist ein nicht 
mehr ganz frisches Ei. (Abg. Pölzl: „Tun Sie 
nicht lästern, Sie werden vielleicht mitstimmeh 
nächstes Jahr!") 

Meine Damen und Herren! Ich möchte darü­
ber hinaus ganz konkret, weil sich in einer 
Sehlußbemerkung der Herr Abgeordnete Ritzin-
ger so daran erfreut hat und so emotionell be­
tont darauf hingewiesen hat „Nur die Steier­
mark gewährt den jungen Ehepaaren einen 
Wohnraum von 150 m2" an den Herrn Kollegen 
Niederl die kpnkrete Frage richten, die er bitte 
im Schlußwort 'beantworten möge, wieviele 
Wohnungen im Geschoßbau mit dieser Qüadrat-
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metergröße im Jahre 1968 und 1969 finanziert 
bzw. bewilligt worden sind. 

Denn dann werden wir daraufkommen, daß, so 
wünschenswert eine große Wohnung ist, es für 
ein junges Ehepaar, das am Beginn der Einrich­
tung eines Hausstandes ist, ja praktisch kaum 
möglich ist, 150 m2 in Anspruch zu nehmen oder 
die hiefür notwendige Kinderanzahl nachzuwei­
sen. (Abg. Heidinger: „Der Ritzinger legt ein 
Windei!") 

Meine Damen und Herren! Es hat aber auch 
der Herr Abgeordnete Feldgrill, dem ich ja 
durchaus nicht gram bin — ich weiß, er ist vom 
besten Wollen beseelt in dieser Frage -^ betont 
und eine Statistik über die fertiggestellten Wohn­
bauziffern der letzten Jahre hier bekanntgege­
ben, daß im Jahre 1966 und 1967, also im Zeit­
alter der „Monocoloren", die größte Anzahl von 
Wohnungen in Österreich fertiggestellt worden 
ist. Wenn er, der ja ein sehr wichtiges und re-
nomiertes Mitglied einer großen steirischen Bau­
genossenschaft ist, die Bauzeit, den Zeitpunkt 
von der Einreichung über die Bewilligung des 
Darlehens und den Baubeginn bis zur Schlüssel­
fertigstellung rechnet, wird er daraufkommen, 
daß er eigentlich hier noch von der Erbschaft der 
Koalitionsregierung in Österreich geredet hat. 
Wenn er aber sehr, sehr begeistert sagt, es wer­
den im Jahre 1969 5.000 Wohnungen in der 
Steiermark bewilligt werden, einschließlich der 
Sonderaktion für Einfamilienhäuser, die, wie wir 
leider wissen, eine einmalige und nur periodische 
Auswirkung hat, muß ich sagen, Herr Kollege 
Feldgrill, bei dem Schlüssel 13 Prozent der 
Steiermark von Österreich sind das dann knapp 
über 40.000 Wohnungen, die bewilligt werden. 
Sie widerlegen also ihre eigene, sehr, sehr groß­
zügige Prognose, indem Sie hier zu einer Rela­
tion kommen, die nicht die Ziffern jener Woh­
nungen erreicht, die 1964 und 1965 begonnen 
wurden. Mit den Ziffern muß man ein bisserl 
vorsichtig sein. Ich fürchte, wenn man immer 
rechnen muß, daß nachgerechnet wird, dann ist 
die Chance, ganz bis ans Ende glaubhaft zu wir­
ken, nicht mehr sehr groß. Aber, meine Damen 
und Herren, nun zum eigentlichen Diskussions­
beitrag zu diesen Problemen. 

Sie sind ja nicht leicht. Wir haben im Vor­
jahr eine sehr lebhafte und lange Diskussion 
gehabt über das neue Wohnbaugesetz 1968; auf 
der einen Seite die blühendsten Erwartungen, 
auf der anderen Seite gewisse Einschränkungen 
und Warnungen. Auch das ist bekannt, denn es 
ist ja in den Protokollen nachzulesen. Ich finde, 
daß die Flitterwochenstimmung über das neue 
Wohnbaugesetz schon etwas abgeschwächt ist. 
Es war ja dieses Wohnbaugesetz — dazu be­
kennt sich die ÖVP sehr stolz, wir schränken 
das gar nicht ein — das Ergebnis einer Einpar­
teienehe, die dieses Wohnbaugesetz im Parla­
ment. zustande gebracht hat. (Abg. Pölzl: „Was 
ist das, eine Einparteieneh'e?") 

Diese Antwort überlasse ich Ihnen. (Abg. 
Pölzl: „Bitte, sagen Sie es mir.") 

Ich werde es Ihnen draußen dann sagen. Es 
sind so viele junge Damen in den ersten Reihen 
der Zuschauer. Ich möchte nicht den Widerspruch 

der Frau Abgeordneten Egger wegen des Ju­
gendschutzgesetzes wecken. (Abg. Pölzl: „Es 
würde sie aber sicher interessieren!") 

Auch sie kläre ich auf. 
Der Zeitpunkt für eine echte Beurteilung der 

Auswirkung des neuen Wohnbauförderungsge-
setzes scheint mir auch noch zu früh. Ich glaube 
nicht, daß man ernsthaft heute sagen kann, wie 
sich das Gesetz auswirken wird, schon gar nicht, 
wie es sich ausgewirkt hat. Trotzdem gibt es aber 
einige Probleme und Fragen daraus, die man 
doch schon aus der Handhabung beantworten 
kann. 

Vor allem scheint mir eines der erklärten 
Ziele der neuen Wohnbauordnung, die Verein­
heitlichung der Bestimmungen im ganzen Bun­
desgebiet und für alle am Wohnbau Interessier­
ten, nicht erreicht worden zu sein. Ich habe aus 
einer Zusammenstellung allein der Förderungs­
zusicherungen, das heißt des Prozentsatzes des 
Direktdarlehens und der angemessenen Bauko­
stenpreise für die verschiedenen Wohnungsgrö­
ßen gefunden, daß in keinem anderen Bundes­
land alle Bestimmungen mit irgendeinem der 
anderen acht Bundesländer übereinstimmen. Das 
heißt praktisch, wir haben an Stelle des Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds und des Bundes-Wohn-
und Siedlungsfonds, die bisher vom Bund ver­
waltet und gelenkt worden sind, von zwei ver­
schiedenen Bestimmungen, nunmehr glücklich 
neun. Wenn wir die verschiedenen Sonderbe­
stimmungen noch dazunehmen plus Sonderaktio­
nen und die Abwicklung der noch auslaufen­
den Fondsbestimmungen für die zwei Fonds, 
Wiederaufbau- und Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds und auch Wohnbauförderung 1954, 
dann haben wir praktisch eine sehr ansehnliche 
Zahl verschiedenster Bestimmungen, die sich 
hier in Österreich nun im Wohnbau breitgemacht 
haben. (Abg. Feldgrill: „Die Sonderaktion hat es 
ja bisher auch schon gegeben!") 

Zu den Problemen, die man auch schon jetzt 
beantworten kann, gehört die Behandlung der 
Anträge, die aus dem Wohnhauswiederaufbau­
fonds des Bundes an die Länder übergeben 
worden sind und jener des Bundes wohn- und 
Siedlungsfonds. Es hat in der Steiermark eine 
sehr lebhafte Diskussion darüber stattgefunden, 
ob das Wohnbauförderungsgesetz 1968 mit der 
Festlegung von 75 Prozent Direktdarlehen für 
den Wohnhauswiederaufbaufonds zwingend ist, 
weil sich die im Wohnbaubeirat vertretenen Par­
teien einig waren darüber, daß man eine glei­
che Behandlung vornehmen soll, das heißt auch 
60 Prozent gewähren soll. Das ist entschieden. 
Die 75 Prozent sind zwingend und damit ha­
ben Sie die unterschiedliche Behandlung, die wir 
im Vorjahr bei dieser Diskussion auch schon 
stark hervorgehoben haben, und natürlich auch 
das Unrecht, das durch die unterschiedliche Be­
handlung jenen Personen angetan wird, die auf 
der einen Seite Wohnungen aus der Wohnbau­
förderung 1968 finanziert erhalten oder auf der 
anderen Seite aus dem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds. Wir sind uns alle gemeinsam darü­
ber im klaren, daß diese — ich sage das durch­
aus im Sinne der Bedeutung des Wortes — pro-
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tektionistische Einschaltung für den Wohnhaus­
wiederaufbau zu Uhrecht im Gesetz- ist und be­
seitigt werden müßte. 

Das gleiche Problem ist beim Bundes-*Wohn-
urtd; Siedlungsfonds. Wir haben es vor allem mit 
der Bestimmung der chronologischen Behand­
lung der unerledigten Anträge mit einer Auswir­
kung zu tun, die auch bei der Handhabung des 
Gesetzes zu sehr unangenehmen Schwierigkei­
ten führt. Uns scheint einvernehmlich, daß eine 
Flurbereinigung bei den Anträgen aus dem 
Wohnhauswiederaufbaufonds und aus dem Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds notwendig ist, 
daß hier Mängel des Gesetzes gegeben sind, die 
am besten dadurch beseitigt werden, daß das 
Gesetz eine Novellierung erfährt. Die sozialisti­
schen Abgeordneten im Finanz-Ausschuß haben 
einen solchen Antrag eingebracht, die Bundes­
regierung möge aufgefordert werden, das Gesetz 
in dieser Richtung zu novellieren. 

Dieser Antrag hat, obwohl innerlich — davon 
bin ich überzeugt — die Herren von der ÖVP 
von der Richtigkeit des Antrages überzeugt wa­
ren, nicht die Mehrheit gefunden, scheinbar aus 
Staatsräson, aus Rücksicht auf die Bundesgesetz­
geber, auf die Mehrheit im österreichischen Na­
tionalrat. Mir scheint, daß eine Novellierung des 
Wohnbaugesetzes 1968 schon jetzt unbedingt not­
wendig ist, weil" es in der jetzigen Form nicht 
geeignet ist, eine gleichmäßige Behandlung der 
österreichischen Staatsbürger in der Frage des 
Anspruches auf eine neue Wohnung zu gewähr­
leisten. 

Nun zur Frage der Finanzierung, meine Da­
men und Herren! Der Herr Abgeordnete Feld­
grill hat sich, wahrscheinlich unabsichtlich, sehr 
stark auf die gleiche Linie mit dem Herrn Bau-
tenminister Dr. Kotzina begeben, der bei der 
Eröffnung der Grazer Herbstmesse — man 
konnte es in der Südost-Tagespost als Überschrift 
sehr deutlich lesen, — dahin geäußert hat „Mehr 
Wohnbaumittel für 1969!" 

Meine Damen und Herren! Ich möchte also — 
obwohl ich, ich glaube, Sie werden es bestätigen, 
nicht sehr feige bin — nicht das erste Opfer des 
Antrages der ÖVP wegen subversiver Tätigkeit 
sein, aber ich überlasse die Frage, ob tatsächlich 
mehr Wohnungen im Jahre 1969 gefördert wer­
den, dem Referenten und überlasse die Beant­
wortung auch den Verantwortlichen in der Bau­
wirtschaft, den Unternehmern, den Bauauftrag­
nehmern, den Arbeitern, der Bauarbeiterge­
werkschaft". Wir können heute in einem Jahr 
über diese Frage sehr konkret an Hand der Zif­
fern urteilen, ich möchte gar nicht Prognosen 
stellen, ich möchte nur sagen, Herr Abg. Feld­
grill wie beim Abgang Ihrer Rede, die Botschaft 
hört ich wohl, mir fehlt hier ganz konkret der 
Glaube. (Abg. Feldgrill: „Es fehlt Ihnen aber 
oft der Glaube!" —^ Abg. Loidl: „Dem einen 
früher, dem anderen später!") 

Ja, bitte, das ist manchmal nicht einmal 
schlecht. Meine Damen und Herren, 'es scheint 
mir aber, nachdem über die Frage der Wohn-
baubeihilfen so viel heute gesprochen worden 
ist, doch noch notwendig," zu diesem Problem 
noch einmal Stellung zu nehmen. Nämlich aus 

der Sicht und aus der Sorge um die Entwicklung 
des Wohnungsbaues in der Zukunft. Man kann 
durchaus der Meinung seir^, daß es also sehr­
zweckmäßig ist, in diesen Jahren jetzt das hoch­
zuspielen, ja sogar werben zu gehen, nehmt also 
Wohnungen in Anspruch, ihr bekommt ja sowie­
so die Wohnbeihilfe und das geschieht ja, ich 
habe hur die Sorge, daß wir uns eine sehr starke 
Inanspruchnahme der Bestimmungen über die 
Wohnbeihilfe in absehbarer Zeit nicht leisten 
werden können. (Abg. Dipl.-Ing. .Schaller: „War­
ten Sie doch ab, wenn die Dinge einmal anlau­
fen, dann erst kann man übersehen, wie sie sich 
entwickeln!") 

Herr Abgeordneter, ich habe ja bereits im ver­
gangenen Jahr betont, ich bin ja für die Wohn­
beihilfe. Ich stehe zur Wohnbeihilfe und glaube, 
daß sie geeignet ist, kinderreichen Familien "" 
durchaus zu ermöglichen, eine ihr zukommende 
bessere und größere Wohnung in Anspruch zu 
nehmen. Man müßt doch noch einmal durch­
rechnen, ob die Wohnbeihilfe für ein Hypothe­
kardarlehen von 30 Prozent nicht das Maß über­
steigt, das wir uns in den nächsten Jahren lei­
sten können. Vielleicht wäre sogar generell un­
ter Inanspruchnahme auch weiterer Finanzie-
rungsmögliehkeiten die Herabsetzung des Hypo­
thekardarlehens zweckmäßiger, damit der An­
fäll der Wohnbeihilfe nur für einen tatsächlich 
sehr bedürftigen Kreis gebucht werden kann. 
Das heißt also, ich sorge und fürchte mich noch 
immer und diese Sorge konnte mir niemand 
nehmen im Hinblick auf die Beschäftigung und 
auf die, leider schlechter werdende Beschäfti­
gung in der Bau wir tschaft, daß wir aus dem 
Topf zuviel herausnehmen, zuviel an Substanz 
verlieren und dann praktisch eine weitere Ein-
engung und Einschränkung der Wohnbauauf­
träge in der Wirtschaft zur Kenntnis nehmen 
müssen. Das scheint mir etwas sehr Bedenkli­
ches, es ist ja sicher das Plenum des Landtages 
nicht der Ort, über Details, über Berechnungs­
grundlagen zu diskutieren, Sie wissen alle, das 
muß man in einem kleinen Kreis tunT weil hier 
der Rechenschieber, die Rechenmaschine spre­
chen und nicht allein das Wort. 

Aber, meine Damen und Herren, nun noch zu 
einigen Fragen, die damit zusammenhängen. Wir 
waren alle sehr stolz und die Herren der ÖVP 
sind es ja besonders, daß es gelungen ist, die 
Wohnbaukompetenz des Landes nun endgültig 
zu sichern und also im Land die Wohnungsfra­
gen zu lösen. Was hier offensichtlich nicht be­
merkt wurde und nicht bemerkt werden sollte, 
ist natürlich der Umstand, daß es seitdem keine 
außerordentlichen Wohnbaumittel mehr vom 
Bund her gibt, das heißt also, 'daß der Bund 
seine zweckgebundenen Einnahmen den Ländern 
nach dem Schlüssel, der üür die Steiermark un­
gerecht ist — das betone ich ausdrücklich — 
überweist, da'ß aber konkrete Sondermittel, das 
heißt allgemeine Steüermittel, die bisher jähr­
lich von 50 auf 100 Millionen für den Wohn­
bau bereitgestellt worden sind, nun nicht mehr 
bereitgestellt werden, das zwingt uns ja im 
Land jetzt im Rahmen einer Sonderaktion zur 
schnelleren Erledigung von .Einfamilienhäusern 
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hier mehr Mittel bereitzustellen. Aber ich sage 
es noch einmal, mir scheint der Verteilerschlüs­
sel, die Quote die die Steiermark aus dem all­
gemeinen Wohnbautopf, vor allem bei der 
Wohnbauförderung 1968, erhält, ungerecht und 
zu klein und er müßte bei einer Novellierung 
auch geändert werden. (Unverständlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Eichtinger.) 

Und damit, Herr Abg. Dr. Eichtinger, komme 
ich auch schon zu meinem Schlußwort. 

Meine Damen und Herren, ich möchte auch 
noch etwas hier aussprechen, was mir wichtig 
erscheint. Es ist sicher so, daß wir heute schon 
bei verschiedenen Anlässen hören, daß in einer 
gewissen Anzahl von Gemeinden der quantita­
tive Wohnungsfehlbestand, das heißt der men­
genmäßige Fehlbestand weitestgehend beseitigt 
ist, daß es heute noch überwiegend einen Man­
gel an Qualität bei den Wohnungen, das heißt 
an besseren Wohnungen gibt. Und es wird aber 
trotzdem die Verteilung der Wohnbaumittel, das 
heißt die Bewilligung von Wohnbauanträgen — 
ich spreche hier von Genossenschaften und Ge­
meinden — nach einer Norm, oder besser ge­
sagt nach keiner Norm vorgenommen, das heißt 
unbeschadet ob dort eine echte Wohnungsnot be­
steht oder keine mehr besteht. 

Mir scheint es notwendig, daß sehr rasch, 
wahrscheinlich aber durchführbar erst im Rah­
men der Volkszählung 1971 oder 1970, eine neue 
Aufnahme des Wohnungsfehlbestandes in unse­
rem Lande erfolgt, damit festgestellt wird, wo 
haben wir es tatsächlich noch mit einem men­
genmäßigen und mit einem qualitätsmäßigen 
Mangel an Wohnungen zu tun. Das scheint mir 
notwendig zu sein, damit wir eines vermeiden, 
meine Damen und Herren, das ist, was schon 
einmal vor Jahren ausgesprochen wurde, an der 
noch bestehenden Wohnungsnot vorbeizubauen. 

Was für 1969 bewilligt werden wird, was also 
der Bauwirtschaft zugeführt werden kann, das 
werden wir in den nächsten Wochen im konkre*-
ten sehen, wieweit es Budgetposten sind, die zur 
Abdeckung bereits eingegangener Verpflichtun­
gen dienen, wieweit neue Impulse daraus her­
vorgehen, wird die Bauwirtschaft spüren. Ich 
bin kein Prophet aber auch kein professioneller 
Miesmacher, ich lasse — ich sage das noch ein­
mal — die Antwort der Bauwirtschaft. Ich 
fürchte, meine Damen und Herren, sie wird 
keine sehr lobenswerte für unser Plenum sein. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile der Frau Abg. Jamnegg 
das Wort und übergebe den Vorsitz an Herrn 
2. Präsidenten Afritsch. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich werde zum Woh­
nungsbau sprechen und mich ein wenig auch 
mit den Ausführungen des Herrn Landesrates 
Bammer auseinandersetzen. Aber zuerst doch 
ein Wort zum Herrn Abg. Loidl. Lieber Herr 
Kollege Loidl, ich darf Ihnen also folgendes 
sagen. Sie haben hier — und es ist ja nicht zum 
erstenmal in diesem Hause, daß wir uns über 
dieses Thema unterhalten — auch über die Ar­

beitslosenziffern in unserem Lande etwas aus­
gesagt. Nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich möchte noch einmal feststellen, ich 
habe das schon einmal in diesem Hause getan, 
aber es scheint mir notwendig, diese Feststellung 
zu wiederholen. Wir wissen alle, daß die Arbeits­
losenziffern, so wie sie am Papier ausgewiesen 
werden, einfach nicht echt sind. Wir wissen, daß 
in dieser Ziffer, Herr Kollege Loidl, eine Reihe 
von Personen enthalten sind, etwa Anwärter auf 
Pensionen, die die Zeit überbrücken, Kollege 
Loidl, es sind Frauen, die nach dem Karenz­
urlaub hier die Arbeitslosenunterstützung in An­
spruch nehmen und zu den Arbeitslosenziffern 
gezählt werden, es sind solche, die freiwillig aus 
dem Beruf ausscheiden und dann auch die Ar­
beitslosenunterstützung in Anspruch nehmen, 
auch landwirtschaftliche (Kräfte. Man könnte 
also den Bogen sehr weit spannen und schließ­
lich übersehen wir auch jene nicht — und diese 
Ziffer ist nicht unbeträchtlich — die ja in der Tat 
nicht vermittlungsfähig sind. 

Wir werden hier, Kollege Loidl, eine echte 
Aufschlüsselung der Arbeitslosenziffer verlan­
gen, damit dieses Hin und Her — auch manch­
mal aus demagogischer Sicht — doch aufhören 
kann. Wenn wir uns die Arbeitslosenziffer in 
Österreich anschauen und hier den internationa­
len Vergleich nehmen, auch überseeisch, nicht 
nur Europa, dann müssen wir feststellen, daß 
wir hier weit unter dem Durchschnitt liegen. Un-
serne Arbeitslosenrate beträgt praktisch nur 2.1 
Prozent. Ich will nur zur Entwicklung in unse­
rem Lande sprechen. Im Jahre 1958 hat die Ar­
beitslosenrate noch 5.1 Prozent in der Relation 
zum Gesamtbeschäftigtenstand ausgemacht, und 
heute sind wir, wie ich schon sagte, auf 2.1 Pro­
zent abgesunken. (Abg. Loidl: „Im Sommer, 
nicht im Winter!") 

Im Winter gibt es nun einmal, Herr Kollege 
Loidl, eine größere saisonbedingte Arbeitslosig­
keit, wenn ich Ihre Sorgen auch verstehe, das 
muß ich sagen, aber die Winterarbeitslosigkeit 
ist in allen Ländern die gleiche. (Abg. Loidl: „In 
Schweden sind es 8 Prozent!") 

Nehmen Sie den internationalen Vergleich 
auch mit anderen Ländern. (Abg. Loidl: „In 
Deutschland 5 Prozent!") 

Nun zum Rückgang der Bauarbeiter selbst. 
Herr Kollege Loidl, ich möchte Ihnen dazu sagen: 
Ich verstehe es aus Ihrer Sicht, aus der Sicht 
einer Fachgewerkschaft, wenn Sie hier den 
Rückgang der Bauarbeiter beklagen. Aber auf 
der einen Seite verlangen wir auch als Gewerk­
schafter überall Rationalisierung in allen Bran­
chen und Zweigen. 

Natürlich bringt die Rationalisierung auch 
eine gewisse Reduzierung des Personals in den 
einzelnen Produktionsstätten mit sich. Aber, 
Kollege Loidl, wir müssen doch sehen, daß hier 
ein Umschichtungsprozeß weltweit im Gang ist. 
Auch in Österreich hat1 die Umschichtung schon 
begonnen. Sie kennen die Statistik. Sie wissen, 
wieweit die Ziffer der Arbeiter schon abgenom­
men und die Ziffer der Angestellten zugenom­
men hat. Ich habe hier zufällig mit die Zeit­
schrift des österreichischen Gewerkschaftsbun-
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des „Solidarität". Hier ist in einem großen Ar­
tikel ausgeführt unter dem Titel „Steh auf und 
geh", daß auch in Österreich in den nächsten 
12 Jahren jeder fünfte von uns aufstehen und 
gehen wird müssen. Das ist ein ganz normaler 
Prozeß. Natürlich muß hier vieles getan wer­
den, um den Umschichtungsprozeß zu erleichtern 
und auch die Härten, die damit verbunden sind, 
zu mildern. Es gibt das Arbeitsmarktförderungs-
gesetz, und gerade jetzt im Parlament . . . (Abg. 
Groß: „Das gibt es noch nicht, Frau Kollegin, 
das wird es erst geben, das wird noch beraten!") 

Herr Kollege Groß, ich darf Ihnen berichten, 
daß eben jetzt im Parlament das Arbeitsmarkt-
förderungsgesetz beraten wird und anzunehmen 
ist, daß von ÖVP und SPÖ dieses Gesetz heute 
beschlossen wird. (Abg. Loidl: „Das stimmt 
schon!") 

Das, Kollege Loidl, wollte ich Ihnen sagen. 
Natürlich verstehe ich als Gewerksehaf terin alle 
diese Sorgen, aber wir müssen die Dinge im 
richtigen Licht sehen. Österreich ist keine Insel 
der Glückseligkeit. Wir sind mitten drinnen in 
der weltweiten Entwicklung, wir sind hier eben 
nicht ausgeklammert. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zur Wohnbauförderung. Jeder, der heute 
mit offenen Augen durch unser Land fährt, wird 
feststellen, wieviel bisher sehon an neuen Häu­
sern, an neuen Eigenheimen in den Märkten, 
Dörfern und Städten, an "Geschoßbauten, über­
haupt an Wohhbauten entstanden ist. Wir erin­
nern uns alle, glaube ich, meine Damen und 
Herren, an die Zeit, wo es noch ein Glücksfall 
gewesen ist, überhaupt eine Wohnung zu be­
kommen. Hier hat sich, für jeden sichtbar, doch 
sehr vieles verändert. Selbstverständlich ist der 

negativen Vorhersagen durch die Leistungs­
bilanz wohl eindeutig widerlegt erscheinen, eine 
Leistungsbilanz, die auch für unser Bundes­
land vorgelegt werden kann. Mit Landesmitteln 
wurden in der Steiermark von 1955 bis 1967 mit 
einer veranschlagten Gesamtbaukostensumme 
von 4.000,600.000 Schilling 23.504 Woheinheiten 
gefördert, wozu noch 4.318 geförderte Wohnein­
heiten im Jahre 1968 kommen. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, wurden 
in der Steiermark vom Jahre 1945 bis 1968 über 
85.000 Woheinheiten gefördert und ich glaube, 
das isj; eine ganz beachtliche Zahl. Hier ist aber 
auch, Hoher Landtag, eine Aufgliederung nach 
der Berufsstruktur der Wohnungsinhaber und 
Wohnungswerber nicht uninteressant. Ich meine 
hier nur die geförderten Wohnungen. Hier lie­
gen die Arbeiter mit 53.6 Prozent vor allen an­
deren an der Spitze und das ist erfreulich, weil 
es hier einen echten Nachholbedarf gegeben hat. 
Den Arbeitern folgen dann die Angestellten mit 
28.5 Prozent insgesamt inklusive der öffentlich 
Bediensteten und die Landwirte mit 14.1 Prozent. 
Ich möchte nicht wiederholen — es wurde hier 
schon ausgesagt — wieviele Mittel im kommen­
den Jahr zur Verfügung stehen werden; jeden­
falls sind es mehr als bisher und wir dürfen 
annehmen, daß damit nicht nur mehr gebaut 
wird an sieh, sondern daß damit auch mehr Mit­
tel in die Bauwirtschaft fließen. 

Und nun, Hoher Landtag, meine Damen und 
Herren, möchte^ ich doch auch noch ein paar 
Worte zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 sa­
gen. Ich bin der Auffassung, daß neben der Al­
tersversorgung, neben der Pensions- und Ren­
tenversicherung, wenn ich das so bezeichnen 
darf, neben der Krankenversicherung und Un-

Bedarf, auch das wissen wir, noch immer groß, 
aber das doch, meine Damen und Herren, nicht 
zuletzt deshalb, weil das Bedürfnis auch und das 
natürliche Streben nach mehr Wohnkomfort 
einerseits diesen Bedarf nicht unwesentlich be­
einflußt, wie andererseits die Zahl der jungen 
Ehepaare, wobei hier das Ansteigen der soge­
nannten Frühehen eine nicht unwesentliche Rolle 
spielt, ebenso wie der Bedarf der Familie mit 
wachsender Kinderzahl, die nun einmal eine 
große Wohnung beansprucht und braucht. Um 
diesen Bedarf zu decken, wurde sehr viel ge­
tan. Lange Zeit hindurch wurde als Idealgrenze 
— der Herr Abgeordnete Feldgrill hat schon 
darauf hingewiesen — die Zahl von 50.000 neu 
zu erbauenden Wohnungen im Jahr angestrebt. 
Erstmals im Jahre 1966 — und ich möchte jetzt 
wiederholen, weil es mir bedeutungsvoll er­
scheint — konnte diese Ideälziffer^ beträchtlich 
überschritten werden mit 51.300 Wohnungen, 
1967 waren es sogar 52,500 Wohnungen. 

Es hat, meine Damen und Herren, im Hin­
blick auf diese zu erreichende Zahl der. Woh­
nungen immer wieder Bedenken gegeben und 
auch oft Pessimismus. Wir haben das ja heute 
wieder gehört. Der Herr Landesrat Bammer hat 
ja breit dieses Thema hier behandelt, auch wie­
der Pessimismus, nicht für die Vergangenheit, 
sondern für. die Zukunft. Aber für die-Vergan­
genheit kann ich jedenfalls feststellen, daß alle 

fall Versicherung zweifellos mit dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1968 einer der großartigsten 
Fortschritte in der Sozialpolitik überhaupt ge­
setzt werden konnte. Und ich meine hier insbe­
sondere die Wohnbeihilfen, die es nunmehr auch 
Einkommensschwächeren, Kollege Brandl, ge­
statten werden, zu einer familiengerechten, or­
dentlichen, schönen Wohnung zu kommen. Ich 
habe hier einige Unterlagen mitgebracht. Ich 
glaube, wenn man so die negativen Meinungen 
hört (Abg. Loidl: „Nicht negativ!"), dann ist es 
ganz gut und vernünftig, hier im Hohen Hause 
auch ein paar praktische Beispiele für diese 
Wohnbeihilfen anzuführen. 

Eine Familie mit vier Kindern etwa mit einem 
monatlichen Einkommen von 3.000' Schilling und 
einer geförderten Wohnung von 105 m2 wird in 
Zukunft einschließlich der Verwaltungs- und In­
standsetzungsgebühren selbst für die Wohnung 
monatlich an Rückzahlung 330 Schilling zu 
leisten haben, aber 850 Schilling an Wohnbeihil­
fen erhalten. Für den gleichen Personenkreis 
mit einem Einkommen von 4.000 Schilling be­
trägt die Wöhnüngsbeihilfe 700 Schilling im Mo­
nat, bei einem Einkommen von 5.000 Schilling 
noch immer 500 Schilling im Monat. Eine Fa­
milie mit drei Kindern und einem Einkommen 
von 3.000 Schilling für eine 95 m* große geför­
derte Wohnung bekommt-.eine Wohnbeihilfe von 
685 Schilling, wobei selbst nur 380 Schilling im 
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Monat inklusive Verwaltungskosten zu tragen 
sind. Ich könnte hier diese Beispiele noch belie­
big fortsetzen. Vielleicht noch eine kleinere Fa­
milie, eine Familie mit zwei Kindern bei einem 
Einkommen von 3.000 Schilling wird eine Wohn­
beihilfe von 515 Schilling monatlich für eine 
85 m2 große geförderte Wohnung erhalten, und 
auch mit einem Kind bei dem gleichen Einkom­
men von 3.000 Schilling eine Wohnbeihilfe von 
345 Schilling für eine 75 m2 große Wohnung. 
Auch für die jungen Ehepaare gibt es die Förde­
rung auf diesem Sektor. Zwei Personen, also ein 
junges Ehepaar, mit einem Einkommen von 2.000 
Schilling werden für eine 40 m2 große Wohnung 
immerhin eine Wohnbeihilfe von 320 Schilling 
im Monat zugeteilt erhalten und bei 3.000 Schil­
ling noch immer 120 Schilling. Man könnte diese 
Beispiele fortsetzen. (Abg. Loidl: „Das ist alles 
in Ordnung, unsere Sorge richtet sich ja nur da­
hin, daß wir das Geld aus dem Wohnbaufonds 
nehmen müssen!") 

Ja, Herr Kollege Loidl, ich komme darauf 
noch zurück. Mit der Einführung der Wohnbei­
hilfen, diese Beispiele, die ich angeführt habe, 
sprechen, glaube ich, für sich, wurde, und das 
möchte ich eindeutig feststellen, eine überaus 
soziale Grundlage geschaffen für die jungen Ehe­
paare und für die kinderreichen Familien, die 
diese Wohnbauförderung in Anspruch nehmen 
werden. Ich möchte Ihnen, aber auch dem Herrn 
Landesrät Bammer, der hier gesprochen hat, 
noch sagen: Ihre Sorgen um die Mittel für die 
Wohnbauförderung zweifellos in Ehren, aber es 
wäre vernünftig — und diese Anmerkung kann 
ich Ihnen nicht ersparen — wenn etwa Ihre 
Fraktionskollegen im Parlament bei ihren For­
derungen — und es gibt kaum ein Kapitel, zu 
dem nicht neue Forderungen auch jetzt noch an­
gemeldet werden — gleichzeitig auch Vorschläge 
für die Bedeckung bekanntgeben würden und 
für die Aufbringung der Mittel dazu. Das möchte 
ich Ihnen in diesem. Zusammenhang sagen. 

Zusammenfassend jedenfalls glaube ich, kann 
gesagt werden. Man hat den Mut gehabt die 
Wohnbauförderung neu zu ordnen, man ist von 
der starren Objektförderung dazu übergegan­
gen, nicht mehr nur die Wohnung, sondern auch 
den Wohnungswerber zu fördern. Doch hätten 
wir, meine Damen und Herren, und hier richte 
ich das Wort an die sozialistische Fraktion, diese 
neue Ordnung mit diesen sozialen Maßnahmen 
schon früher haben können. Leider sind die Ver­
handlungen darüber gescheitert im Jahre 1965 
und die Sozialistische Partei hat wenig Verständ­
nis aufgebracht für eine notwendige Neuord­
nung auf diesem Gebiet. Jedenfalls die Allein­
regierung ist mutig an diese Frage herangegan­
gen und hat dieses Gesetz realisiert und ich 
glaube, daß alle Menschen, die diese Wohnbau­
förderung in Anspruch nehmen werden, dieses 
Gesetz als segensreich betrachten werden. 

Zum Schluß darf ich noch folgendes sagen. 
Mit der am 1. Jänner 1969 in Kraft tretenden 
Bauordnung glaube ich, haben wir eine wich­
tige Ergänzung erreicht zum Wohnbauförde-
rungsgesetz, zu allen Wohnbaufragen an sich und 
zwar deshalb, weil mi t diesem Gesetz nun auch 

für eine echte Qualitätsverbesserung im Woh­
nungsbau vorgesorgt wird und das ist eine 
Frage, die mir nicht minder wichtig erscheint. 
Und wir haben somit, glaube ich, in diesem. Jahr 
alles zusammengenommen in der so wichtigen 
Frage wie es der Wohnungsbau und die Wohn­
versorgung nun einmal ist, große Fortschritte — 
und ich möchte das mit Freude und Genugtuung 
feststellen dürfen — für die Menschen in un­
serem Lande erreichen dürfen. (Beifall.) 

. 2. Präsident Afritsch: Ich erteile Herrn Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz das Wort. , 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Der Baubereich 
beginnt mit der Planung. Ich möchte daher an 
die Spitze meiner Ausführungen etwas stellen, 
was ich in der Generaldebatte habe anklingen 
lassen. Die Notwendigkeit, die Rechtsgrundlage 
für Flächennutzungs- und Widmungspläne, das 
Steirische Planungsgesetz, zu ändern. Ich möchte 
diese Notwendigkeit noch aus zwei weiteren 
Gründen unterstreichen, die meist im Zusam­
menhang mit Planungsfragen sehr zu Unrecht 
übersehen werden. Der eine Grund ist eine 
echte, fühlbare und nachweisbare Kostensen­
kung. 

Meine Damen und Herren. Längere und 
gründliche Planung, das wird Ihnen jeder be­
stätigen, erspart Baukosten. Und das Zweite ist 
eine erhöhte Rechtssicherheit. Rechtssicherheit 
für den einzelnen Bauwerber, der letztlich schon 
beim Erwerb eines Grundstückes darüber Aus­
kunft erhalten muß oder zumindest soll wie, bau-
maßenmäßig, gebäudehöhemäßig, er ein Grund­
stück verbauen kann und was in seiner unmittel­
baren Nachbarschaft geschieht. Beides ist heute 
für keine einzige steirische Gemeinde in der Ge­
samtheit gegeben. Es gibt Teilwidmungen, na­
türlich, es gibt Planungen, die Teilbereiche um­
fassen, aber ein gesamtes Planungswerk, das 
heißt, ein Flächennutzungs- und Verbauungs-
plan einer steirischen Gemeinde, genehmigt von 
Seiten des Landes,- liegt nicht vor, und wird, 
wenn dieses Planungsgesetz keine Änderung er­
fährt, auch in Hinkunft nicht vorliegen. Dabei 
weise ich nochmals und mit aller Eindringlich­
keit auf die entscheidende Frage des Grundan­
kaufes im Bereich der sogenannten Vorbehalts­
flächen hin, wo eine Änderung zwingend not­
wendig ist, weil die Gemeinden einfach nicht in 
der Lage sind, all jene Flächen, die im Laufe der 
nächsten 10, 15, 20 Jahre, also im Planungszeit­
raum erforderlich sind, tatsächlich auch käuflich 
zu erwerben. Ich möchte nochmals erinnern, daß 
es hier sicher Möglichkeiten gibt, die rein finanz­
mäßigen Rücklagen im Grundbesitz von Banken 
und Sparkassen in Anspruch zu nehmen und 
hier in einer Zusammenarbeit mit den Geldin­
stituten zu einer Lösung zu kommen, die im In­
teresse sowohl des einzelnen Grundbesitzers, der 
etwas abtreten muß oder/ abtreten soll, also des 
sogenannten Planungsgeschädigten, als auch ins­
besondere der Gemeinschaft innerhalb der ein­
zelnen Gemeinden liegen. Soweit zur Frage der 
Planung. 
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Nun, meine Damen und Herren, kann ich nicht 
umhin, zum Gesamtbaugeschehen, über das ja in 
einzelnen Fragen schon heute gesprochen wurde, 
auch einige Randbemerkungen zu machen. Ich 
habe mir erlaubt, von dieser Stelle aus im Jahre 
1966, also vor zwei Jahren, vier Punkte anzu­
schneiden, von denen sich zumindest drei in der 
Zwischenzeit in meiner Prognose, ich muß sa­
gen leider, als völlig richtig erwiesen haben. Ich 
habe zuerst von der Notwendigkeit gesprochen, 
auch vom größten Auftraggeber, sprich öffent­
liche Hand, her gesehen, einer Spezialisierungs­
tendenz der Firmen entgegenzukommen, nicht 
sie zu erzwingen, nicht sie gewissermaßen durch 
Gesetz herbeizuführen, aber wohl in der Frage 
der Auftragsvergebung dieser Spezialisierung 
entgegenzukommen, sie zu. fördern. 

Es hat mir der Herr Landeshauptmann vor 
zwei Jahren erklärt, daß das undenkbar sei, daß 
das im Widerspruch mit einer freien Wirtschaft 
stehe, auch meine Gegenbeweise etwa aus dem 
Bereich der amerikanischen Bauwirtschaft haben 
an dieser Einstellung nichts geändert. Nun, 
meine Damen und Herren, nehmen wir die Dinge 
wie sie heute leider Gottes sind, stellen wir die 
Tatsache voran, daß über ein Viertel der mitt­
leren, aber auch zum Teil der größeren Baufir­
men noch — ich. zitiere die Worte des Herrn Fi­
nanzreferenten Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Schachner — einer starken Flaute ausgesetzt 
sind. 

Meine Damen und Herren, ganz offen gespro­
chen, jene Firmen, ,die heute ihren Maschinen­
park noch nicht verdient haben, das heißt mit 
der Zinsbelastung eines großen Maschinenparks 
arbeiten müssen, stehen an der Grenze zwischen 
noch weiterer Tätigkeit oder Ausgleich und 
Konkurs. So schaut es aus,~weir~clas Bestreben" 
und die Größenordnung der Baufirmen, in al­
len Bereichen vom Tiefbau bis zum Spezialhoch-
bau einzusteigen und sich selbst mit dem not­
wendigen Maschinenpark einzudecken, weil die­
ses Bestreben einfach im Bauvolumen, das im 
österreichischen Bereich denkbar ist und unter 
den gegebenen Konkurrenzverhältnissen nicht 
drinnen liegt. Das heißt, die sehr harten und 
sehr rauhen Gesetze der Wirtschaft vollziehen 
jetzt, allerdings für manche Firmen mit letalem 
Ausgang, diese Spezialisierung, von der ich ge­
sprochen habe. 

Ein zweites Problem war die Frage von 
Mehr Jahresaufträgen, von denen mir dann aller­
dings im Vorjahr der Herr Landeshauptmann 
erwidert hat, daß dies ohnehin — er hat auch 
eine Pressekonferenz abgehalten — von ihm ge­
wissermaßen eingeplant _ sei und durchgeführt 
würde. 

Ein dritter Punkt, der auch heute schon An­
laß zur Diskussion gegeben hat, ist die Ände­
rung der Vergabevorschriften. Meine Damen 
und Herren, ich muß dazu nur eine Anmerkung 
mächen. Persönlich bin ich absolut der Auffas­
sung, daß das jetzige'System, das keineswegs, 
weder dem Grunde noch der ganzen Systematik 
nach ein Besibietersystem ist, sondern nur ein 
Billigsjbietersystem, daß dieses System geändert 
gehört. Man könnte darüber reden, ob man etwa 

dazu übergeht, eine erprobte Vergebungsart, den 
Billigsten und den Teuersten zu streichen und 
den Mittelwert der Re&tfirmen zu nehmen und 
jene Firma zu beauftragen, die diesem Mittel­
wert am nächsten liegt. 

Ich darf dazu nur sagen, daß in einer solchen 
Vorgangsweise auch Preisabsprachen außeror­
dentlich schwer zu treffen sind, was ja auch vom 
öffentlichen Interesse her nicht abzulehnen wäre. 

Aber ich möchte noch etwas sagen. Mir ist 
beim Durchsehen der Berichte und Informatio­
nen ein ganz interessanter Artikel eines Herren 
Dr. Fritz Bock aufgefallen, der ja eigentlich ir­
gendwie etwas mit der Bauwirtschaft zu tun ge­
habt haben soll. Dieser hat sich sehr wohl und 
sehr eingehend mit der Notwendigkeit der Än­
derung der Vergebungsvorschriften beschäftigt. 
Er will sie in bestimmten Grenzen halten, das 
ist durchaus Diskussionsgegehstand, aber die 
Notwendigkeit dieser Änderungen ist unbestrit­
ten. Und diese Notwendigkeit, glaube ich, muß 
bejaht werden, um wirklich leistungsgerecht zu 
sein und auch gewisse Mißdeutungen — ich will 
ein härteres Wort vermeinden — die gang und 
gäbe sind, ganz gleich, meine Damen und Her­
ren, ob in diesem oder einem anderen Bundes­
land, zumindest zu erschweren, wenn möglich 
hintanzuhalten. 

Wenn man die Durchstechereien, auch wieder, 
um ein härteres. Wort zu vermeiden — man 
könnte genauso Gaunerei dazu sagen — die im 
Sammelbegriff des Bauskandals liegen, wenn 
man diese Durchstechereien heute als Justiz­
skandal, Polizeiskandal — das ist es zweifellos 
auch — bezeichnet, so stimmt dies. Wenn man 
aber lesen muß, daß bei jenen 51 Leuten mit 
17 Millionen, kein strafbarer Tatbestand vor­
liegt, dann werden Sie mir rechtgeben, daß das 
kein Mensch in diesem Lande versteht, und man 
sich die Frage stellt, wie das überhaupt mög­
lich ist. Ich glaube doch, daß es nicht soweit 
kommen sollte, daß jener üble Witz eine Be­
rechtigung findet, der von Rumänien handelt, das 
ja zumindest zur Zeit vor dem 1. Weltkrieg und 
auch in der Zwischenkriegszeit dafür bekannt 
war, daß es diese Schreibtischladen zum Durch­
schieben verwendet hat. Hier saß der Klient und 
hier jener, der zu entscheiden hatte und je nach 
Höhe des eingelegten Honorars fiel die Entschei­
dung aus. Der üble Witz spricht davon, daß 
nunmehr eine rumänische Studienkommission 
sich auf Grund dieser Tatsache — 51 Mann und 
17 Millionen — in Österreich erkundigt, wie 
perfektioniert das System der Korruption hier 
in Österreich ausgebaut sei. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum 
3. Punkt meiner Ausführungen kommen, der sich 
mit dem gesamten Wohnungsgesetz 1968 beschäf­
tigt. Es ist nicht meine Absicht mit diesen Aus­
führungen nun irgend einem Abgeordneten oder 
einer Partei eins auswischen zu wollen. Das 
interessiert mich gar nicht. Aber eines interes­
siert mich: Ein paar Tatsachen, und zwar prak­
tisch und nicht theoretisch, zu diesem Problem 
zu sagen. Es ist unbestritten, daß das Woh­
nungsbeihilfengesetz, das ursprünglich beschlos­
sen hätte werden sollen, dessen Entwurf ja^vor-. 
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lag, dann in der Form des § 15 in die Wohnbau­
förderung 1968 Aufnahme gefunden hat. Es ist 
auch unbestritten, daß alle Berechnungsbeispiele, 
wer wieviel an Wohnbeihilfe bekommt, sicher 
einmal wirksam werden, aber noch nicht wirk­
sam sind, weil sie alle wissen, daß die Wohn-
bauförderungsmittel des Jahres 1968 zum über­
wiegendsten Teil noch im Jahre 1967, also nach 
den alten Förderungsrichtlinien vergeben wur­
den. 

Aber was viel entscheidender ist, meine Da­
men und Herren, und ich habe das in einer An­
frage an Herrn Landesrat Dr. Niederl ja bereits 
einmal unterstrichen, nur wird dieses Problem 
auch jetzt noch immer härter, ist die Ungerech­
tigkeit, die darin besteht und bestehen bleibt, 
daß die Familie Meier, die meinethalben im 
Jahre 1968, auch noch 1969, nach den Förde­
rungsrichtlinien der Wohnbauförderung 1954 
bzw. des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und 
dergleichen mehr eine Wohnung erhält, für diese 
Wohnung im sozialen Wohnungsbau für zwei 
Zimmer mit meinetwegen Küche und Bad über 
1.100 Schilling samt Betriebskosten zu zahlen 
hat und nicht einen Knopf Beihilfe bekommt 
und die Familie Müller, die meinetwegen ein 
halbes Jahr später eine Wohnung bezieht, selbst­
verständlich — und das ist ja zu begrüßen — 
eine solche Wohnungsbeihilfe erhalten wird. 
Diese Diskrepanz bei völlig gleichen anderen 
Voraussetzungen, wie Einkommensverhältnisse, 
Kinderzahl und dergleichen mehr ist eine Un­
gerechtigkeit, die beseitigt gehört. Natürlich ist 
die theoretische Forderung nach familiengerech­
ten Wohnungen richtig und zu unterstreichen. 
Aus der Praxis darf ich Ihnen aber folgendes 
sagen. 

Bei den wirklich sozial Bedürftigen, und sie 
sollte doch jedenfalls jede Wohnbautätigkeit mit­
einschließen, ist es nicht möglich, sie in freiwer­
dende und fertiggestellte Drei- oder sogar Vier­
zimmerwohnungen einzuweisen, weil sie hände­
ringend, so dringend sie eine Wohnung auch 
brauchen, im Wohnungsamt die Erklärung ab­
geben — das können wir nicht schaffen — das 
können wir finanziell nicht verkraften. Das ist 
die Tatsache. Wenn wir vor drei oder vier Jah­
ren im Bereiche der Wohnungszuweisungen der 
Landeshauptstadt Graz für ein solches fertig­
gestelltes Haus für eine Zuweisung etwa eine 
Woche gebraucht haben — samt Vorladung der 
vorgesehenen Parteien und Abschluß der Miet­
verträge in der Liegenschaftsverwaltung — darf 
ich Ihnen sagen, daß wir jetzt ein halbes Jahr 
und mehr brauchen, bis wir durch Tausch und 
alle möglichen Versuche den wirklich Bedürfti­
gen helfen können, weil die wirklich Bedürfti­
gen in Neubauten überhaupt nicht mehr einzie­
hen können. Dieser Umstand verschärft sich 
noch solange, etwa noch eineinhalb Jahre, bis 
die ersten Wohnungsbeihilfen fällig werden. 
Aber für die Familien, die heuer und nächstes 
Jahr in überwiegender Zahl drankommen, bleibt 
diese Verschärfung bestehen, wenn Sie wollen, 
lebenslang. (Abg. Feldgrill: „Aber für Kom­
mende wird es wohl sein. Einmal muß man an­
fangen!") 

Aber, Herr Kollege, seien Sie mir nicht unge­
halten, dieses Verständnis, daß bei den Fami­
lien jetzt nicht da ist, werden Sie bei den Be­
troffenen nicht finden, ganz abgesehen davon, 
daß diese unterschiedliche Behandlung zweifel­
los bereinigt gehört. Ich glaube, da werden Sie 
doch mit mir übereinstimmen. Diese Bereinigung 
nach der gegebenen Rechtslage ist nur in Form 
einer neuerlichen Überlegung — und ich würde 
es für zweckmäßig halten, ich habe das auch 
gesagt — nämlich durch die Herausnahme des 
§ 15 aus der Wohnbauförderung 1968 und durch 
die Beschlußfassung über ein eigenes Wohnungs­
beihilfengesetz denkbar. 

Das, meine Damen und Herren, ist ein echtes 
Anliegen, das einfach aus der gegebenen Sach­
lage heraus verstanden werden soll und ver­
standen werden muß. Besonders dieses Anliegen 
wollte ich als sehr dringlich diesem Hause auch 
vortragen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Abschluß des zweiten Teiles 
der Gruppe 6, Wohnungs- und Siedlungswesen, 
spricht der zuständige politische Referent, Herr 
Landesrat Dr. Niederl. Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Dr. Niederl: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist nun meine 
Aufgabe, am Schluß der Diskussion über die 
Wohnbauförderung zu den einzelnen Diskus­
sionsbeiträgen Stellung zu nehmen und einige 
Fragen, die mit dieser Förderung zusammen­
hängen, doch aufzuwerfen. Ich möchte aber vor­
her etwas sehr Ernstes sagen. Aus den Diskus­
sionsbeiträgen ist ganz pauschal das Wort des 
zwielichtigen Beamten und der Lade, -die man 
durchschiebt herauszuhören gewesen. (Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz: „In Rumänien, Herr Lan­
desrat!") 

Ich würde sehr ersuchen, daß man solche Pau­
schalverdächtigungen nicht macht, denn die 
überwiegende Mehrheit der Beamten, die in 
diesem Lande und auch in meiner Abteilung ar­
beiten, sind wirklich frei von jeder Verdächti­
gung. (Allgemeiner lebhafter Beifall.) 

Pauschalverdächtigungen führen zu einer Ver­
unglimpfung. Jeder, der Soldat war, weiß wie 
es gewesen ist, wenn er seine Uniform angehabt 
hat und ausgegangen ist, hat sein Kompaniechef 
zu ihm gesagt, Du mußt aufpassen, daß Du or­
dentlich bleibst, denn nicht Du bist es, der auf­
fällt, sondern alle anderen werden mit hineinge­
zogen. 

Nun zu den Fragen, die hier aufgeworfen 
worden sind. Der Kollege Ritzinger hat gefor­
dert, daß die Bausparkassen insofern eingespannt 
werden, als Zinsenzuschüsse zusätzlich zu den 
Bauspardaflehen gegeben werden. Das wird der­
zeit geprüft, ob und in welcher Form es mög­
lich ist. Ich möchte aber dazu sagen, daß es viel­
fach so ist, daß derjenige, der um ein Wohnbau-
förderungsdarlehen ansucht, nebenbei noch das 
Bauspardarlehen braucht, um seinen Bau finan­
zieren zu können. Aber wie gesagt, wir werden 
das prüfen. 

Ich nehme auch die Anregung gerne auf, daß 
bei einer vorzeitigen Rückzahlung Erleichterun-
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gen eingeschaltet werden sollen, damit der 
Rückfluß der Wohnbaudarlehen schneller vor 
sich geht. Ich bin. auch der Meinung, daß man 
die über Bausparkassen frei finanzierten Woh­
nungen fördern soll, damit sie gebaut werden. 
Jeder, der sich eine solche Wohnung leisten kann, 
braucht dann keine Wohnung, die über den so­
zialen Wohnungsbau gefördert wird. 

Der Herr Landesrat Bammer hat eine konkrete 
Frage gerichtet und zwar wieviel Wohnungen 
mit 150 m2 gefördert worden sind. Ich kann Ih­
nen das nicht sagen, ich müßte alle Akten durch­
schauen, aber eines ist sicher, die Voraussetzun­
gen sind gegeben und gerade (Lande^srat Bam­
mer: „Die Theorie ist da.") die prozentmäßige 
Gewährung der Wohnbauförderungsdarlehen 
gibt ja die Möglichkeit, von der kleinsten Woh­
nung wegzukommen. 

Wir wissen ja aus der Vergangenheit, als die 
Wohneinheit starr mit 90.000 bzw. 100.000 Schil­
ling gefördert wurde, daß der Trend, kleinere 
Wohnungen zu bauen, deshalb vorhanden war, 
um auszugleichen. Das fällt jetzt sicher weg. 
Eines ist auch hervorzuheben, daß wir in der 
Steiermark einstimmig- im Wohbauförderungs-
beirat beschlossen haben, für junge Ehepaare 
75 m2 Nutzfläche vorwegzunehmen, um eben der 
jungen Familie Raum zu geben, daß sie in den 
ersten Jahren auch mit dazukommenden Kin­
dern unterkommen kann. 

Nun, bezüglich der Vereinheitlichung kann ich 
sagen, daß wir uns in der Steiermark bemühen, 
in absehbarer Zeit zu erreichen, daß der Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds und auch der Wohn­
hauswiederaufbaufonds zu Ende geht. Gerade 
zum W.ohnhauswiederaufbaufonds werde ich 
später noch etwas_sagen. 

Die Frage der Wohnbauhilfe ist ein Problem, 
das wissen wir. Nun, vorauszusagen ob die Mit­
tel reichen werden oder,nicht reichen werden, 
das ist eine Kunst, die derzeit noch niemand 
kann. Gerade voriges Jahr bei der Budgetde­
batte sind die statistischen Unterlagen vorgelegt 
worden und haben nicht ganz gestimmt. Aber ich 
bin der Meinung und möchte es heuer genauso 
wie voriges Jahr wiederholen: wenn der Gesetz­
geber vorsieht, daß Wohnbauhilfen gewährt wer­
den, dann wird er sieh in der Zukunft wohl auch 
überlegen müssen, wie man die Mittel für diese 
Wohnbeihilfe aufbringt. 

Auch bei Neuaufnahme des Wohnungsfehlbe­
standes wird bei-der nächsten Volkszählung sehr 
wesentlich sein. Wir wissen, daß die Wiener bei­
spielsweise die Bassenawohnung als Wohnungs-
fehlbestand angeführt .haben. Wenn wir in un­
seren ländlichen Bereich hinausschauen, na da 
ist bei den. bäuerlichen Familien vielfach ein 
Zimmer eine Wohnung. Ich.bin -der Meinung, 
daß man das auch als Wohnungsfehlbestand an­
schauen muß, weil ja letzten Endes der Woh­
nungsfehlbestand für die prozentuelle Auftei­
lung der Wohribauförderungsmittel zwischen den 
einzelnen Bundesländern maßgebend ist. 

Der Herr Abg. Dr. Götz hat hier das Gleiche 
wie voriges Jahr gesagt, daß der Schnitt vom 
31. Dezember 1967 zum 1. Jänner 1968 schwierig 
ist. Das ist unbestritten und ich möchte es be­

stätigen. Aber ich möchte auch wiederholen, was 
hier in einem Zwischenruf bereits zum Ausdruck 
gekommen ist. Wir hätten zwei Alternativen ge­
habt, überhaupt keine Änderung oder doch eine 
Änderung, die zum Besseren führt. Ich glaube, 
wir müssen den Mut haben, diese Änderung mit 
den vorhandenen Problemen auf uns zu neh­
men. 

Nun, ich möchte noch weiter folgendes sagen. 
Natürlich sind mit dem Beginn der Wohnbau­
förderung 1968 Fragen und Probleme aufge­
taucht. Ich möchte hier Tatsachen feststellen und 
einen genauen Bericht über die Wohnbauförde­
rung und über jene Maßnahmen geben, die im 
Jahre 1968 in Vollziehung des Wohnbauförde-
rungsgesetzes getroffen worden sind. Am 8. April 
1968 wurden die Verordnungen zum Wohnbau-
förderungsgesetz, die sich mit den angemesse­
nen Gesamtbaukosten, mit der angemessenen 
Nutzfläche, mit der Wohnbeihilfe und mit den 
Eigenmitteldarlehen befassen, von der Landes­
regierung beschlossen und nach sehr eingehen­
den Beratungen konnten dann die Richtlinien 
zur Wohnbauförderung im Herbst verabschie­
det werden. Sowohl die Verordnungen als auch 
diese Richtlinien bieten die Gewähr einer fort­
schrittlichen, modernen und auch sozialen Wohn­
bauförderung im Lande Steiermark. 

Zu den vorhandenen Mitteln selbst möchte ich 
folgendes feststellen. Im Budget des Jahres 1969 
sind Mittel im Betrage von 661 Millionen Schil­
ling vorgesehen. Dieser Betrag wird im kom­
menden Jahr ausgegeben und steht der steiri-
schen Wirtschaft zur Verfügung. Es wird auch 
immer wieder vorauszusagen versucht, wieviel 
Wohnungen im kommenden Jahr gebaut wer­
den. Ich kann es Ihnen nicht präzise sagen, denn 
wir förd^rii_näcli^inem~T^zelitsätz~^md~hTcM 
nach der Wohneinheit. Man könnte höchstens die 
Quadratmeter vorausschätzen, die nächstes Jahr 
gefördert werden. Nach einer Auskunft der zu­
ständigen Rechtsabteilung werden es im Jahre 
1969 voraussichtlich 330.000 m2 Wohnfläche sein. 

Wir werden jeweils am Ende des Jahres mit­
teilen können, wieviel Woheinheiten tatsächlich 
gebaut worden sind. Ich habe bereits voriges 
Jahr gesagt, daß es glaubwürdiger und verläß­
licher ist, eine Bilanz zu ziehen, als eine Vor­
schau zu,geben. Ich darf daher vorerst für das 
Jahr 1968 Bilanz ziehen und Ihnen mitteilen, 
daß im abgelaufenen Jahr 4.493 Wohneinheiten 
und fünf Heime gefördert wurden und hiefür ein 
Förderungsbeitrag von 456.7 Millionen Schilling 
zugesichert worden ist. 

Im Herbst 1967 wurde ,ich durch Abgeordnete 
dieses Hauses aufgefordert, alles zu unterneh­
men, um im Interesse der Bauwirtschaft die 
Wohnbauförderungsmittel ausreichend und 
rechtzeitig flüssig stellen zu können. Ich habe 
daher veranlaßt, daß die Zusicherungen für die 
Jahre 1968 und 1969 in sehr weitreichendem 
Ausmaß bereits Ende 1967 und Anfang 1968 ge­
geben werden konnten. 

Der Erfolg ist auch eingetreten, wir haben 
derzeit von den bereits bewilligten Bauvorha­
ben nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1954 
423 Häuser mit 5.840 Wohnungen noch ab 1965 

ä i j j Ä f i ^MM^mfsfiä^MäMM&&M^^^M&A^M^mk t~£-'^M. 
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im Bau. Davon sind 135 Häuser mit 1.008 Woh­
nungen überhaupt noch nicht begonnen und 103 
Häuser mit 1.198 Wohnungen bis maximal zum 
Rohbau gediehen. Für diese bereits zugesicher­
ten Bauten sind noch 245 Millionen Schilling im 
Jahre 1969 in Anspruch zu nehmen. 

Im Rahmen, des Wohnhauswiederaufbaues sind 
10 Häuser mit 285 Wohneinheiten ab 1969 im 
Bau und werden hiefür Förderungsmittel im Be­
trage von 63.3 Millionen Schilling vorgesehen. 
Im Rahmen des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds sind es 17 Häuser mit 326 Wohneinheiten, 
die im Bau sind und dafür sind 46 Millionen 
Schilling an Förderungsmitteln bereitgestellt. 

Vom Sonderprogramm wurden bisher 
309,220.000 Schilling zugesichert. Die Genossen­
schaften und Gemeinden haben davon 52.4 Mil­
lionen und die Privatpersonen 38.6 Millionen 
noch nicht in Anspruch genommen. Das sind zu­
sammen ungefähr 91 Millionen Schilling. 

Wir können zusammenfassend daher sagen, 
daß im Jahre 1969 folgendes noch gebaut wird: 
557 Häuser mit 6.928 Wohneinheiten — das ist 
sehr viel, wenn man die Vergleiche zwischen 
1918 und 1938 nimmt, wo nicht mehr gebaut 
wurde als hier in diesem Zeitraum —; dann sind 
es 190 Häuser mit 1.660 Wohneinheiten, die noch 
nicht begonnen wurden und 115 Häuser mit 
1.410 Wohneinheiten, die sich im Rohbau befin­
den. Dazu kommen all jene Bauten, die erst 1969 
zugesichert werden, die nun derzeit bezüglich der 
Vergebung in Verhandlung stehen. 

Die Mittel für die Wohnbauförderung haben 
sich ebenfalls sehr stark verändert, und ich 
möchte Ihnen zwei Vergleiche nicht vorenthal­
ten. In den Jahren 1961 bis Ende 1964 wurden 
insgesamt 12.936 Wohneinheiten mit einem Vo­
lumen von 738.7 Millionen Schilling gefördert, 
während es vom 1. Jänner 1965 bis heute, also 
im gleichen Zeitraum, 17.640 Wohneinheiten mit 
einem Förderungsvolumen von 1.09 Milliarden 
Schilling sind. 

Wir erkennen dadurch eine"36prozentige Stei­
gerung der Wohnbauförderung in der Gesetz­
gebungsperiode dieses Landtages. Es sind natür­
lich auch Probleme vorhanden, mit denen wir 
uns zu befassen haben. Vor allem macht die 
große Zahl der Anträge, die gerade in letzter 
Zeit gestellt worden sind, große Schwierigkei­
ten. Beim Einfamilienhausbau sind es weit über 
3.000 Anträge. Gerade auf diesem Gebiet ist ein 
ungeheurer Druck vorhanden. Die Bürger unse­
res Landes wollen immer mehr die Möglichkeit 
der Erwerbung eines, Eigenheimes nutzen. Es 
sind gerade die weniger bemittelten Bevölke­
rungskreise, die hier ein so positives Bekenntnis 
ablegen; denn 53.7 Prozent aller Förderungs­
werber sind Arbeiter, 83.9 Prozent sind Arbeit­
nehmer. Interessant ist auch die starke Steige­
rung in der bäuerlichen Bevölkerung. Es sind 
derzeit 14.2 Prozent. 

Der Herr Abgeordnete DDr. Götz hat auch auf 
die Raumplanung Bezug genommen. Ich kann 
Ihnen sagen, daß wir am 29. Oktober einen Un­
terausschuß gebildet haben, der sich mit der 
Raumordnung im Zusammenhang mit der Wohn­
bauförderung befaßt, um auch von dieser Seite 

aus einer Gefahr der Zersiedlung zu begegnen. 
Denn es ist auch uns bekannt, daß vielfach die 
Gemeinden auf diesem Gebiet vielfach überfor­
dert werden. Zu jedem Haus sind vier Dinge 
hotwendig, Weg, Wasser, Abwasser und elektri­
sche Energie. Die Gemeinden haben es auf Grund 
der vorhandenen Gesetze, die sicher zu über­
denken sind, wohl in der Hand, hier ordnend 
einzugreifen, bevor der Wohnbauförderungsan-
trag zum Amt der Steiermärkischen Landesre­
gierung kommt. Vielfach ist es bei der Antrag­
stellung so, daß sich das Haus bereits im Roh­
bau oder auf Kellergleiche befindet. 

Wenn man die Erhaltung des Raumes zum 
Leben in dieser Gemeinschaft auch in den Vor­
dergrund stellt, so darf man nicht übersehen, 
das richtige Maß in der Eigentumsbeschränkung 
zu finden. Gerade in der Beschränkung des 
Eigentums liegt genauso viel Gefahr als in der 
Nichtbeschränkung. Die Möglichkeit des Eigen­
tumsverlustes kann nicht genau genug über­
legt werden, das sei hier nur zu dieser Sache 
gesagt. Noch einmal möchte ich betonen, der 
Antragsteller kommt ja erst, wenn er die Bau­
grundwidmung und Baubewilligung bereits hat. 

Eine weitere sehr wesentliche Aufgabe, die 
neu ist und als zukunftsorientiert angesehen 
werden kann, liegt in der Wohnbauforschung. 
Die Möglichkeiten, die durch das neue Gesetz 
geschaffen wurden, sollen bestens genützt wer­
den. Im Jahre 1969 stehen für Österreich rund 
35 Millionen zur Verfügung. Mit diesem Betrag 
kann man sicher etwas unternehmen. Von der 
Steiermark aus haben wir den Antrag gestellt, 
Forschungsprojekte in zwei Richtungen zu unter­
stützen, einmal für das ländliche Bauen, um un­
seren bäuerlichen Betriebsinhabern im Rahmen 
eines Musterhofes, der zu unterstützen wäre, zu 
zeigen, wie die besten Möglichkeiten des Woh-
nens der bäuerlichen Familie in Verbindung mit 
dem Arbeiten und dem Wirtschaften aussehen. 
Ein Kuratorium befaßt sich mit den Vorarbeiten 
und das Bundesministerium für Bauten und 
Technik hat die Unterstützung zugesagt. Ein 
zweiter Forschungsantrag befaßt sich mit städte­
baulichen Aspekten. Moderne Architektur und 
Planung soll hier untersucht werden. Die Funk­
tion, Konstruktion und Situation des Wohnrau­
mes in Verbindung mit den Verkehrsflächen, 
den Geschäftseinrichtungen und überhaupt allen 
städtischen Gesichtspunkten sollen geprüft wer­
den. Neue Formen des Wohnungsbaues unter 
Berücksichtigung sehr vieler Dinge des mensch­
lichen Lebens sollen in diese Forschungsaufga­
ben einbezogen werden. 

Ein weiteres sind die neuen Richtlinien, die 
im Rahmen der Wohnbaüförderung, eine Ver­
besserungsmöglichkeit des Wohnraumes geben 
und ich möchte davon nur zwei Punkte heraus­
greifen. Für die Planung, für die Bauleitung und 
Betreuung können nun bis zu 7 Prozent der rei­
nen Baukosten angesprochen werden. Damit soll 
auch für die Genossenschaften und Gemeinden 
die Möglichkeit und der Anreiz geschaffen wer­
den, durch Einsatz von Architekten, entspre­
chende neuzeitliche und familiengerechte Pro­
jekte errichten zu können und von den bisheri-
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gen Einheitsprojekten abzukommen. Man soll 
nicht an der Bauform erkennen, welche Genos­
senschaft in Bad Aussee, in Schladming oder in 
Radkersburg geplant und auch gebaut hat. Das 
zweite sind die Kosten für die künstlerische Aus­
gestaltung. Hiefür kann ein Betrag bis zu 
ein Prozent der angemessenen Baukosten ange­
sprochen werden. Das kann sicherlich als Fort­
schritt bezeichnet werden, wenn auch eine von 
vielen geforderte zwingende Vorschrift diesbe­
züglich nicht in die Richtlinien aufgenommen 
werden konnte. Die Möglichkeiten einer besse­
ren Ausgestaltung und Planung wurden damit 
eröffnet und können im Zusammenwirken von 
Bauherrn, Baubehörde und interessierten Stel­
len genutzt werden. Das Aussprechen eines Ge­
setzes- oder Verordnungszwanges auf diesem 
Gebiet, um die Arbeiten zu sichern, geht meiner 
Meinung nach zu weit. Ein weiteres Problem, 
das auch von Herrn Landesrat Bammer ange­
schnitten wurde, sind die Wohnhauswiederauf­
baufälle. Dazu muß eines gesagt werden. Die 
Fülle dieser Anträge, die uns als Rückstand am 
1. Jänner 1968 übergeben wurden, ist erdrük-
kend. Aber ich möchte hiezu folgendes fest­
stellen: Die Wohnungswerber haben weder bei 
der ÖVP noch bei einer Regierung, sondern bei 
Privatpersonen und Privatunternehmen Anträge 
eingebracht. Es wurden von diesen Personen und 
Unternehmen viel mehr Anmeldungen entgegen­
genommen, als in absehbarer Zeit erledigt wer­
den können. Die Regierung hat nun die schwere 
undankbare Aufgabe, die Anträge zu erledigen, 
das heißt, sie zu bewilligen oder abzulehnen. 
Wir werden nach sehr genauer Prüfung sach­
lich und objektiv entscheiden und vor allem jene 
Projekte ablehnen, die mit dem Wiederaufbau 

auch auf diesem Gebiet werden Zusammen­
schlüsse bzw. Vereinigungen notwendig sein. 
Jede Wohnbauvereinigung hat ihren Apparat, 
der umso kostspieliger wird, je weniger gebaut 
werden kann. Wir müssen daher die Forderung 
auf Zusammenschluß an .die Wohnbauvereini-

' gungen richten. Sie müssen ja gemeinnützig 
tätig sein und können es besser, wenn sie zu 
kräftigeren Genossenschaften zusammengeschlos­
sen sind. 

Zusammenfassend möchte ich folgendes sagen: 
Im Jahre 1969 werden wir das Wohnbauförde-
rungsgesetz 1968, das als eine soziale Tat be­
zeichnet wurde, vollziehen. Durch Wohnbeihilfe 
und durch das Eigenmitteldarlehen wird indivi­
duell gefördert und vor allem jenen geholfen, 
die auf Grund niederer Einkommen oder des grö­
ßeren Familienstandes mehr Hilfe brauchen. Es 
ist uns die soziale Wohnbauförderung aufgetra­
gen, und mit diesem Gesetz wurde gerade das 
Soziale verwirklicht. 

Ich ersuche Sie um Mitarbeit in dieser, sicher 
nicht leichten Aufgabe. Betreiben wir die Wohn­
bauförderung weiter, damit sobald als möglich 
jener Tag kommt, an dem die Wohnungen nicht 
mehr Mangelware sind und jeder Bürger die­
ses Landes nicht nur „eine", sondern „seine" 
Wohnung als Heimstatt sein eigen nennen kann. 
(Allgemeiner lebhafter Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Berichter­
statter das Wort zum Schlußwort. 

' Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag! Die 
Gruppe 6 als höchstdotierte Gruppe des Landes­
voranschlages wird auch im kommenden Jahr 
mit ihren 1.7 Milliarden Schilling der steirischen 

im Sinne des Wortes nichts mehr zu tunTKäbenT 
(Allgemeiner Beifall.) 

Wir warnen auch immer wieder vor Spekulan­
ten und ersuchen die Bevölkerung, bevor sie ihr 
Geld für eine Wohnung anlegt, beim Amt der 
Steiermärkischen Landesregierung, Rechtsabtei­
lung 14, nachzufragen, ob das Vorhaben über­
haupt zur Wohnbauförderung eingereicht wurde 
und bis wann es realisiert werden kann. Wir 
werden auch sehr genau prüfen, ob die Woh­
nungswerber tatsächlich noch nicht ausreichend 
wohnversorgt sind und die Förderungszusiche­
rung vom Nachweis der Bedürftigkeit der Woh­
nungssuchenden abhängig mächen. Die entspre­
chenden Weisungen hat die zuständige Recht­
abteilung bereits bekommen.. -

Immer .wieder wird der Wunsch nach einem 
Mehr Jahresprogramm geäußert. Das wäre auch 
richtig. Wir haben ja Ende 1967 ein solches 
Zweijahresprogramm gemacht. Aber ein solches 
Programm, das auch regional gesteuert werden 
muß, ist nur durchführbar, wenn wir weniger, 
aber dafür leistungsfähigere Wohnungsunter­
nehmen neben den Gemeinden -haben. Derzeit 
gibt es in der Steiermark 44 gemeinnützige 
Wohnbauvereinigungen, von denen etwa zehn 
seit Jahren überhaupt • keine Bautätigkeit aus­
üben. 

In der Wirtschaft wird vereinigt, in der Land­
wirtschaft spricht man von Kooperation und 

" WirtscriäTf~lihT~sömil den steirischen Menschen-

sicherlich wieder neue Impulse geben, auf die 
wir alle stolz sein können. Ich wiederhole, den 
von mir gestellten Antrag, der Hohe Landtag 
möge der Gruppe 6 die Zustimmung geben. 

Präsident: Wer den Ansätzen der Gruppe 6 zu­
stimmt, möge ein Handzeichen geben. (Ge­
schieht.) 

Damit ist die Gruppe 6 angenommen. Ich 
übergebe den Vorsitz dem Herrn Landtagspräsi­
denten Dr. Kaan. 

Präsident Dr. Kaan: Ich übernehme den Vor­
sitz. Wir kommen zur 

Gruppe 7 
„öffentliche Einrichtungen und Wirtschafts­

förderung" 
Berichterstatter ist Herr Abg. Simon Koiner. 

Ich erteile ihm das Wort. -

Abg. Koiner: Hohes Haus! Die Gruppe 7 „Öf­
fentliche Einrichtungen und Wirtsehaltsförde-
rung" umfaßt eine Reihe von Abschnitten und 
sieht im gesamten Ausgaben von 271,669.000 
Schilling vor. Das ist gegenüber dem Vorjahr 
eine Steigerung von 33 Millionen Schilling. Im 
Abschnitt „Öffentliche Einrichtungen" sind das 
Feuerwehrwesen und die Tierheilanstalten ent-
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hal ten mi t r und 17 Millionen Schilling, e twa 
3 Millionen mehr als im vergangenen J ahr . Es 
soll auch hier zum Ausdruck kommen, daß wir 
die Leistungen der Feuerwehren in dieser Form 
zu würdigen wissen. Im Abschnitt 73 „Förderung 
der Land- und Forstwirtschaft" sind 101 Millio­
nen Schilling vorgesehen, gegenüber dem Vor­
jahr eine Steigerung um 4 Millionen Schilling. 
Im Abschnit t 74 „Einrichtungen zur Förderung 
der Land- und Forstwirtschaft, die sich haupt­
sächlich mit der Fachausbildung befaßt, sind 
Ausgaben von insgesamt 44 Millionen Schilling 
präliminiert , gegenüber dem Vorjahr eine Stei­
gerung um 3.4 Millionen Schilling, hauptsäch­
lich zurückzuführen auf die Internatsschulen der 
landw. Berufsschulen. Der Abschnitt 75 „Förde­
rung der gewerblichen Wirtschaft" sieht Ausga­
ben in Höhe von 12.4 Millionen Schilling vor, 
der Abschnitt 76 „Allgemeine Verkehrsförde­
rung" hauptsächlich AUA Fluglinie, Ausgaben 
in der Höhe von 7,750.000 Schilling, Abschnitt 
77 mit zwei Unterabschnit ten Ausgaben in der 
Höhe von 47.5 Millionen Schilling, das sind ge­
genüber dem Vorjahr plus 2.6 Millionen Schil­
ling, Abschnitt 78 „Förderung der Industr ie" 
Ausgaben in der Höhe von 25.5 Millionen Schil­
ling, das ist gegenüber dem Vorjahr eine wesent­
liche Steigerung von 12 Millionen Schilling, Ab­
schnitt 79 „Sonstiges" mit 3 Unterabschnit ten 
Gesamtausgaben in der Höhe von 16.5 Millionen 
Schilling, eine Steigerung von 5 Millionen Schil­
ling, die hauptsächlich darauf zurückzuführen 
ist, daß in diesem Kapitel „Verpflichtungen aus 
übernommenen Haftungen" eine Vorsorge vor­
gesehen ist, die sich gegenüber dem Vorjahr um 
5 Millionen Schilling erhöht hat. 

Der Finanz-Ausschuß hat sich in ausreichen­
dem Maße mit diesem umfangreichen Kapitel be­
schäftigt und ich stelle namens dieses Finanz-
Ausschusses an den Hohen Landtag den Antrag, 
die präl iminier ten Summen zu genehmigen. 

Präsident: Auch bei dieser Gruppe wu rde eine 
Untergl iederung der Spezialdebatte beschlossen 
und zwar soll vorerst das Kapitel „Wirtschafts­
förderung und Feuerwehrwesen", als 2. das Ka­
pitel „Land- und Forstwirtschaft" und als letztes 
das Kapitel „Fremdenverkehr" behandel t und 
abgeschlossen werden. 

Wir beginnen daher mit der Debat te über das 
Kapitel „Wirtschaftsförderung und Feuerwehr­
wesen". Ich bi t te also die Redner, die jetzt auf­
gerufen werden, sich nu r auf diese Kapitel zu 
beschränken. 

Als erster Redner ist vorgemerkt Herr Abg. 
Wuganigg. Ich erteile ihm das Wort. Als näch­
ster Redner ist zu diesem Gegenstand F rau Abg. 
J amnegg vorgemerkt . 

Abg. Wuganigg: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Unsere große Sorge gilt der S t ruk­
tu r unserer Wirtschaft. Unsere Zuwachsrate — 
das ist bereits schon gesagt worden — ist die 
t iefste un te r allen Bundesländern, 72 Prozent 
aller Betriebe liegen unter dem österreichischen 
Durchschnitt. Mehr als die Hälfte aller Arbei ts­
plätze sind s t rukturbedroht . Angesichts der Lage 

unserer Wirtschaft ist ganz besonders zu begrü­
ßen, daß im Landesvoranschlag 1969 für Inve­
stitionen und die Investit ionsförderung ein Be­
t rag von nahezu 1.600 Millionen Schilling zur 
Verfügung steht, um 206 Millionen Schilling 
mehr als im Vorjahr, daß zur Schaffung und 
zum Ausbau industr iel ler und gewerblicher Be­
triebe in Gebieten mit besonderer S t ruk tur ­
schwäche vom Land aus 124 Millionen Schilling 
zur Verfügung stehen. 

Daß die S te iermark ein Stiefkind Österreichs 
ist, ist, g laube ich, unbestr i t ten. Im gleichen Maße 
aber ist die Oststeiermark ein Stiefkind der g rü ­
nen Mark. Wenn wir das Volkseinkommen j e 
Einwohner betrachten, so s teht unter 17 s teiri-
schen Bezirken der Bezirk Fürstenfeld an 
11. Stelle, Weiz an 12. Stelle, Feldbach an 16. 
Stelle, Har tberg an 17. Stelle. Ebenso ist es mi t 
den Löhnen. Hier s teht der Bezirk Weiz an 
7. Stelle, Feldbach an 12. Stelle, Fürstenfeld an 
13. Stelle und Har tberg an 16. Stelle. Wenn wi r 
das Gemeindesteueraufkommen betrachten, so 
s teht die S te iermark unter neun Bundesländern 
an 7. Stelle, die Bezirke der Oststeiermark mi t 
Fürstenfeld an 9. Stelle, Weiz an 12. Stelle, Har t ­
berg an 15. Stelle und Feldbach an 16. Stelle. Im 
J änner 1968 kamen von 28.472 vorgemerkten 
Arbeitssuchenden in der S teiermark allein 8.661 
auf die vier Bezirke der Oststeiermark. Das sind 
mehr als 30 Prozent und ganz gewiß meh r als 
der steirische und der österreichische Durch­
schnitt beträgt. Wenn ich das alles anführe, dann 
deshalb, weil ich damit darlegen wollte, daß in 
den Bezirken der Oststeiermark die Arbei ts­
plätze fehlen, daß es gilt, diese Arbeitsplätze zu 
schaffen. Wir haben in den letzten J ah r en im 
Bezirk Weiz zahllose Arbeitsplätze verloren. 
Nahezu 500 anläßlich der Schließung des Koh­
lenbergbaues in Ratten, 200 in Birkfeld bei der 
Fa. Kawann, 600 in Weiz bei der Elin-Union. 

Und damit, meine Damen Und Herren, wende 
ich mich bereits abschließend einem Problem 
zu, das für den Bezirk Weiz von ganz besonde­
rer, für die übrigen Bezirke der Oststeiermark 
von nicht minderer Bedeutung ist, die F rage des 
Werkes Weiz der Elin-Union. Es ist selbstver­
ständlich, daß ich die in terne Behandlung dieser 
Frage meinem Kollegen, dem Herrn Abg. Josef 
Meisl überlasse, der sich als Zentralbetr iebsrats­
obmann redlich um die Erhal tung dieser Arbei ts­
plätze bemüht. Aber dieses Werk ist der einzige 
Großbetrieb, den die Oststeiermark besitzt und 
hier gilt es für uns, jede Gefahr abzuwenden. 
Wir haben in den letzten J ah ren durch Abgabe 
von Fert igungen bereits viele hunder te Arbei ts­
plätze verloren. Wir sind der Ansicht, daß wir 
heu te nichts mehr abgeben können und dürfen. 
Es ist kein Zufall, wenn sich der Gemeinderat 
der Stadt Weiz in einer außerordentlichen Ge­
meinderatssi tzung und in e inmütiger Geschlos­
senheit dieser Forderung nach Erhal tung der 
Arbeitsplätze angeschlossen hat im Bewußtsein, 
was es für die Bevölkerung der S tadt Weiz und 
deren weiterer Umgebung und zwar für alle 
Schichten der Bevölkerung, für die Arbei ter und 
Angestellten ebenso wie für die gesamte Ge­
schäftswelt, bedeuten würde. 
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Und darum meine Bitte an Sie,' an das Hohe 
Haus, an die Steiermärkische Landesregierung, 
alles zu tun, um die Existenz dieses Betriebes 
zu sichern, die Arbeitsplätze zu erhalten und da­
mit den Menschen dieses Gebietes wieder Mut 
und Hoffnung und den Glauben an die Zukunft 
zu geben. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile der Frau Abgeordneten 
Jamnegg das Wort. Als nächster Redner ist Herr 
Abgeordneter Schön vorgemerkt. 

Abg. Jamnegg: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Zuerst zum Herrn Kollegen Wu-
ganigg. Wir alle teilen die Sorge um die Elin. 
Daher ist es mir auch unverständlich — und ich 
gestatte eingangs mir diese Anmerkung — daß 
Ihre Kollegen im Parlament gegen die 400 Mil­
lionen Schilling, die für die Elin beschlossen 
worden sind, gestimmt haben. Das ist etwas, was 
im Widerspruch steht zu unseren Sorgen, die wir 
in diesem Fragenkomplex alle zusammen haben. 
Und nun darf ich zur Arbeitsplatzsicherung in 
unserem Land folgendes sagen. In der General­
debatte hat der Herr Abgeordnete Fuchs schon 
darauf hingewiesen, daß es nun zum dritten 
Mal der Fall ist, daß unser Land über das Bud­
get Mittel für Betriebsgründungen zur Verfü­
gung stellt. Für 1967 waren es 100 Millionen, 
für 1968 120 Millionen und für 1969 sind es 

. ebenfalls 120 Millionen, wobei noch jährlich ein 
Betrag von 4 Millionen zur strukturpolitischen 
Forschungs- und Vorbereitungsarbeit dazu­
kommt. Ich glaube sagen zu dürfen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß damit das 
Land Steiermark im Rahmen seiner Möglichkei-
ten einen bedeutenden B-eJJjag_zauLArJ3eitsplatzg_ 

Wir haben ja gesehen, meine Damen und Her­
ren, welcher Wettlauf etwa um die Raffinerie 
stattgefunden hat. Wir haben diesen Wettlauf 
für uns entschieden und haben damit für die_stei-
rische Wirtschaft ein ganz gewiß bedeutendes 
Projekt gewonnen. Und natürlich verbinden wir 
auch hier alle Hoffnung damit, daß sich hier in 
der Folge neue Möglichkeiten erschließen, den­
ken wir allein an die Möglichkeiten in der Petro-
chemie. Es muß anerkannt werden, daß um die 
Heranziehung neuer Industrien sehr, sehr viel 
Mühe hier aufgewendet wird. Trotzdem, auch 
das müssen wir ehrlich sagen, zeichnet sich der 
Fortschritt nur langsam ab, aber immerhin, er 
zeichnet sieh ab. Der Konjunkturaufschwung •— 
und die Prognosen sind heute ja allgemein gün­
stig auch für ein weiteres Ansteigen des Wirt­
schaftswachstums — gibt uns also sicher auch die 
Chancen, die strukturpolitischen Maßnahmen 
voranzutreiben und notwendige Umschichtungen 
besser bewältigen zu können. 

Und man wird, meine Damen und Herren, alle 
Möglichkeiten nutzen müssen, doch nicht allein 
in Plänen. Denn schauen Sie, Pläne, sogenannte 
Pläne und Prognosen sind ja recht gut und schön, 
aber das alles sind schließlich nur Verheißungen, 
sind schließlich nur Versprechungen, vielleicht 
auch nur Wahlversprechungen. (Abg. Vinzenz 
Lackner: „So wie 1966!") ' 

Ich betrachte es ja, Herr Kollege Lackner, als 
positiv, daß Ihre Partei sich nun auch mit Wirt­
schaftsfragen befaßt. (Abg. Brandl: Nicht auch, 
sondern mit!") 

Ich glaube, das ist ein echter Fortschritt, denn 
meiner Meinung nach war ihre Politik ja allzu 
lange eine Einbahnstraße. Heute ist es aber of-

sicherung leistet. Man sollte aber auch sagen, 
daß die Steiermark hier als einziges Bundesland 
eigene Initiativen ergriffen hat und das trotz 
aller Schwierigkeiten, die . im Zusammenhang 
mit der Rezession dieser Bemühungen entstan­
den. Es konnten neue Arbeitsplätze geschaffen 
und auch bestehende Arbeitsplätze erhalten wer­
den. So wurden im Jahre 1967 durch die Förde-
rung 1.149 Arbeitsplätze geschaffen und 1968 
1.505, wobei hier 1.100 neue Arbeitsplätze ge­
meint sind und 405 solche, die erhalten werden 
konnten. 

Freilich, meine Damen und Herren, konnten 
bis jetzt im Zuge dieser Bemühungen nur kleine 
und mittlere Betriebe geschaffen werden. Aber 
wenn wir die Industrialisierung etwa_ anderer 
kleiner Staaten zum Beispiel nehmen — ich 
denke hier an die Schweiz und an Schweden — 
dann haben schließlich auch sie mit kleinen Be­
trieben begonnen und heute zählen sie zu den 
potentialsten Ländern der Welt. Auch wir haben 
natürlich die Hoffnung — und wir müssen diese 
Hoffnung haben —, daß auch wir zu größeren 
und für die Zukunft bedeutenden expansiven 
Projekten kommen werden. Einiges ist da ange­
bahnt, doch können die Firmen aus begreiflichen 
Gründen nicht genannt werden, weil das ja die 
Konkurrenzierung einerseits nicht zuläßt und 
weil andererseits das auch die Firmen selbst 
nicht wünschen öder gar untersagt haben. 

TehBlr so, däTTProgramme nach dem Seitenum-
fang gemessen werden. Programme lassen sich 
meiner Meinung nach nur messen nach ihrem 
realen Wert, nicht nach, ihrem theoretischen 
Wert, schon gar nicht nach Seitenumfang, man 
konnte weitergehen und auch sagen, nach Kilo­
gewicht. Natürlich müssen wir brauchbare Kon­
zepte haben, das ist heute ja in diesem Hause 
schon gesagt worden. Aber Pläne allein tun es 
einmal nicht, -auch nicht in der. Strukturpolitik, 
weil auch hier eine gewisse Beweglichkeit, das 
kommt noch dazu, notwendig ist. In dieser ra­
schen Entwicklung muß es selbstverständlich 
auch möglich sein, eine elastische Anpassung zu 
vollziehen. 

Ich möchte abschließend dazu sagen: Jede Ak­
tion, die auch nur 100 neue Arbeitsplätze schafft, 
ist Wirklichkeit und ein Teilfortschritt. Und wir 
Wissen, daß die Steiermärkische Landesregierung 
— und ich möchte hier insbesondere die Initiati-
vendesHerrnLandeshauptmannesKrainer erwäh­
nen -^- daß die Landesregierung mit allem Ernst 
sich mit diesen Fragen laufend beschäftigt und 
jede Möglichkeit sucht im Inland, aber auch im 
Ausland, um neue Betriebe in unserem Lande 
entstehen zu lassen. Aber auch hier, meine sehr 
geehrten Damen und Herren^ müssen die Dinge 
real gesehen werden. Es läßt sich nun einmal 
nichts erzwingen, auch nicht mit Geld, das ist 
schließlich auch eine Erfahrung. 

'j^iäsMSi&^^^^^SäMM 
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Und nun noch einmal kurz — ich habe in 
anderem Zusamenhang das früher schon er­
wähnt — ein Wort zum Arbeitsmarktförderungs-
gesetz, das ja heute, jetzt im Parlament beschlos­
sen wird. 

Mit diesem Gesetz, meine Damen und Herren, 
wird der Weg frei, die berufliche und die ört­
liche Mobilität der Arbeitskräfte zu fördern. 
Dieses Gesetz wird den Übergang auch — und 
das scheint mir besonders wichtig — zu anderen 
Berufen oder in andere Orte erleichtern, ein 
Umstellungsprozeß, der, wie wir wissen, insbe­
sondere für ältere Arbeitskräfte häufig mit gro­
ßen Härten verbunden ist. Durch dieses Arbeits-
marktförderungsgesetz können diese Härten we­
sentlich gemildert werden. Die regionale Anpas­
sung der Arbeitskräfte wird durch Kostenzu­
schüsse erleichtert, ebenso auch die Schulungs­
maßnahmen, also die Teilnahme, an den Schu­
lungen, Um- und Nachschulungen, und hier wer­
den auch den Betrieben Mittel für die Ein- und 
Umschulung gewährt. Dieses moderne Arbeits-
marktförderungsgesetz wird jedenfalls, meine 
Damen und Herren, ein Instrument sein, das die 
Anpassung unserer Volkswirtschaft an neue Ent­
wicklungen fördert und es ist vor allem eine 
notwendige Ergänzung zu allen Maßnahmen, die 
gesetzt werden, um die Vollbeschäftigung in un­
serem Lande zu sichern. Und, das möchte ich ab­
schließend sagen, meine Damen und Herren, die 
Sicherung der Vollbeschäftigung in unserem 
Lande muß und wird weiterhin Vorrang haben 
und wir dürfen mit Genugtuung feststellen, daß 
ein Schwerpunkt der steirischen Landespolitik 
die Erhaltung und die Schaffung von Arbeits­
plätzen ist. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Schön das 
Wort. Als nächster Redner ist vorgemerkt Herr 
Abg. Ileschitz. 

Abg. S«hön: Hohes Haus, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Als heuer im Frühjahr 
in der Presse überraschend die sogenannten 
Stahlgutachten erläutert wurden und sogar Zah­
len aufgeschienen sind, da war in der gesamten 
verstaatlichten Industrie in Österreich große Un­
ruhe. Und man fragt sich oft als Zugehöriger zu 
dieser Industrie, windet sich diese Industrie noch 
immer in den Geburtswehen oder hat man von 
anderer Seite ein Interesse, diese Industrie als 
solche noch hinzustellen. Ich will mich hier nicht 
ausbreiten über die ganzen Umstellungen, die 
diese Industrie im Laufe ihres Bestehens in der 
Leitung mitgemacht hat. Ich will nur erwäh­
nen, aus einem Ministerium ist eine Gesellschaft 
geworden, dann eine Sektion und nun haben wir 
wieder eine Gesellschaft und als diese Gesell­
schaft gegründet wurde, wurde sofort sehr laut­
stark verkündet, man brauche in dieser Industrie 
Fachleute. Und ich glaube, es waren Fachleute 
genug hier, aber man wollte dokumentieren, es 
sind keine hier. Und ein weiterer Ruf nach Fach­
leuten hat ausgelöst, daß sogenannte Gutachten 
erstellt werden müssen aus denen zu ersehen 
ist, ob diese Industrie lebensfähig ist, ob ihre 
Struktur, so wie sie jetzt besteht, richtig ist. 

Diese Gutachten wurden von zwei Teams er­
stellt und zwar von einem amerikanischen, dem 
sogenannten Booz-Allen-Team, und von dem so­
genannten Team der Professoren der Montanisti­
schen Hochschule Leoben. 

Und diese Gutachten wären nur bestimmt ge­
wesen für diese Gesellschaft zum Studium der 
Struktur oder Umstruktuierung der verstaatlich­
ten Industrie. Und siehe da, und hier möchte ich 
auch sehr lautstark einmal sagen, typisch öster­
reichisch: Bevor die Konzernleitungen der ver­
staatlichten Industrie in Kenntnis gesetzt wur­
den von diesen Gutachten, gingen diese Gutach­
ten bereits in die Presse und zwar in eine Presse, 
die bekanntlich dem Dr. Schulmeister sehr nahe 
steht und der auch sehr lautstark voriges Jahr 
verkündet hat bei der Steirischen Akademie, die 
ganze Obersteiermark gleicht einem einzigen 
Schrotthaufen. Wie das bei diesen Konzernlei­
tungen angekommen ist, möchte ich hier nicht 
weiter erläutern. Ich möchte nur feststellen, daß 
der größte Konzern von Österreich, das ist die 
Alpine-Montangesellschaft, um ein Haar ihre 
Kreditwürdigkeit verloren hätte. Denn diese Ge­
sellschaft und diese Konzernleitung hat genau 
auch diese Zahlen aus der Presse entnommen. 
(Abg. Vinzenz Lackner: „Rufmord!") 

Als solches soll man dann auch weitergehen 
und siehe da, diese beiden Gutachten waren nicht 
so einigermaßen gleichlautend mit einigen Ab­
weichungen, sondern sie waren direkt diametral. 
Und aus dem heraus war zu ersehen, daß sie 
nicht gut waren und es stellt sich nun die Frage, 
soll man noch eine Schiedskommission einsetzen 
oder ein Schiedsgutachten einholen, um festzu­
stellen, was ist gut und was ist schlecht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, man 
könnte jetzt sehr lange reden, eines steht fest 
bei der ganzen verstaatlichten Industrie — ich 
will mich kurz fassen — eine Industrie mit die­
sem Ausmaß kann man nicht gesund organisie­
ren. Und wenn diese verstaatlichte Industrie 
jahrlang beim Vater Staat Milliarden verdient 
hat und einmal in die Lage kommt, daß sie von 
der Verteilerrolle — wohlgemerkt das möchte 
ich hier betonen — in die Verkaufsrolle ge­
drängt wird und sich Diskrepanzen ergeben so 
wie in jeder Privatwirtschaft und jedem Privat­
betrieb und dann Rücklagen braucht, um sich 
umzustellen und zu investieren, dann wird jeder 
private Unternehmer sagen, natürlich müssen 
diese Rücklagen flüssig gemacht werden und ich 
muß eben in meinen Betrieb moderne Mittel 
hineinstecken, um konkurrenzfähig zu bleiben. 
Der Staat Österreich als Eigentümer wurde 
einigemale angesprochen um diese Unterstützun­
gen, um diesen Betrieben zu helfen. Es blieb 
nicht nur der Rufmord allein, es wurde diesen 
Betrieben nicht geholfen und jetzt will ich hier 
einwandfrei feststellen, daß sich diese Betriebe 
selbst helfen haben müssen. Und wenn heute 
betont wird, nun geht es auf Grund dieser staat­
lichen Firmen in Österreich aufwärts, dann ist es 
Lüge, denn vom Staat ist kein Groschen gekom­
men, sondern einzig und allein die Konzernlei­
tungen dieser Betriebe haben es fertiggebracht, 
wieder einen Aufstieg herbeizuführen und das 
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verdanken sie schließlich und endlich auch der 
ganzen Belegschaft. (Abg. Dr. Eichungen „Haben 
Sie von den Bürgschaften nichts gehört?") 

Schauen Sie, das verstehen Sie nicht Herr Ab­
geordneter. Sie müssen erst einmal in diese In­
dustrie hinein, das verstehen Sie ja nicht. (Zwi­
schenruf Landesrat Peltzmann und zahlreiche 
weitere unverständliche Zwischenrufe. — Glok-
kenzeichen des Präsidenten.) — 

Das glaube ich, Herr Landesrat, da bin ich 
lange genug drinnen, da bin ich auch Super-
faehmann davon. 

Und eines steht auch weiterhin fest, wenn man 
heute Gutachten erstellen läßt, dann sollen sie 
nie einseitig sein, denn wenn man genau fest­
stellen läßt, wie arbeitsfähig ist der Betrieb, wie 
leistungsfähig ist er geworden, dann muß ich 
auch anderseits feststellen, wie schaut es mit 
den ganzen Belegschaftsbeständen in diesen Be­
trieben aus. Und bei Auftragserteilung dieser 
Gutachten wurde es versäumt, daß auch davon 
gesprochen wurde, na, was geschieht denn mit 
diesen Leuten, die auf Grund der Automatisie­
rung oder wie man es gehört hat, durch das 
Zusperren einzelner Betriebe, überzählig wer­
den, was soll mit diesen Leuten geschehen. Da 
habe ich nur eines gehört und zwar- sei es bes­
ser, es arbeiten wenige, als es sind alle arbeits­
los. Also das kann ja wohl nicht die Lösung sein 
vom Ganzen. Wir haben uns sehr sehr interes­
siert für das Ganze und ich möchte hier auch 
feststellen, im Mittelpunkt bei uns ist immer der 
Mensch gestanden und als Belegschaftsvertreter 
dieser verstaatlichten Betriebe werde ich auch 
immer dafür sorgen, und ich muß auch hier 
feststellen, das Land Steiermark hat der Alpine-
9eseüsch«f^n-effiem^^r-5--M-illienen-Sehilling-
zur Verfügung gestellt, um eine Kohlenfeld 
aufzuschließen, aber nicht der Staat als Eigen­
tümer und ich bin froh, daß auch heuer wieder 
solche Beträge eingesetzt sind (Landeshaupt­
mann Krainer: „Nicht 5, sondern 13 Millionen!"), 
zur Förderung dieser Industrie und Herr Lan­
deshauptmann, es soll bei dieser Verteilung der 
Mittel auch geschaut werden, daß Ersatzarbeits­
betriebe, Ersatzarbeitsstellen in diesen Industrie­
gebieten geschaffen werden, daß sie diesen frei­
werdenden Kräften in der Industrie und nicht 
der freiwerdenden Landbevölkerung, den Land­
arbeitern zugutekommen, denn dort ist wirklich 
jetzt Not am Mann. Ich danke für die Aufmerk­
samkeit (Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet, ist Herr Abg. 
Zagler. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Zagler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Diese Sitzung des Steiermärkischen 
Landtages steht unter anderen Vorzeichen, als 
alle vorangegangenen. Der Herr Finahzminister 
Prof. Dr. Koren, hat in unserer Landeshaupt­
stadt die Feststellung getroffen, das Budget ist 
die Drehscheibe der gesamten Politik. Erlauben 

- Sie mir. hiezu einige Feststellungen. Von einem 
Budget sollen fördernde und nicht kostenstei-
genide. Maßnahmen ausgehen. Das Bundesbud­

get wird, meines Erachtens, einem solchen 
Grundsatz nicht gerecht. Wenn bei jeder Gele­
genheit die Aussprüche gemacht werden, Öster­
reich ist ein neutraler Staat und es muß alles 
unternommen werden, damit unsere Wirtschaft 
auch dann funktionieren kann, wenn sich außer­
halb unseres Landes Dinge ereignen, auf die wir 
keinen Einfluß haben. 

Man könnte jetzt beginnen, aufzuzählen, was 
ist alles wichtig für einen eventuellen Ernstfall. 
Ich möchte aber nur zwei Dinge herausgreifen, 
die mir gleich wichtig erscheinen, die Ernährung 
und die Energieversorgung. Um mir und auch 
dem Hohen Hause etwas Zeit zu ersparen, 
möchte ich nicht auf die einzelnen Dinge ge­
nauestens eingehen und sie mit Zahlen belegen, 
sondern die wichtigsten Dinge herausgreifen, die 
uns in der,Energieversorgung schwer belasten. 
Der Bund ist aber anscheinend anderer Auffas­
sung, zümindestens bei der Verteilung der För­
derungsmittel. 

Für die Land- und Forstwirtschaft waren für 
1968 2.7 Milliarden ohne Länderbudgets — 
vorgesehen, für die Energiewirtschaft 362.8 Mil­
lionen. Die Förderungsmittel für die Kohle 
betragen rund 40 Millionen Schilling, und davon 
werden noch Mittel für Betriebsstillegungen ab­
gezweigt. Wenn ich nun erinnern darf, damals 
vor einigen Jahren, 1966, war die Rede, und da 
hat der Herr Landeshauptmann noch ein Tele­
gramm an mich geschickt, in dem er mir mit­
teilte, 140 Millionen und insgesamt bis zum 
Jahre 1969 420 Millionen Schilling sind von der 
Bundesregierung als Bergbauförderung vorge­
sehen. (Landeshauptmann Krainer: „Bis 1971!") 

Und ich muß jetzt feststellen, daß dies eine 
wesentliche Verminderung erfahren hat. Es wur-
den voriges Jahr über 100 Millionen ausgeschüt­
tet, aber der Großteil zur Schließung und nicht 
zur Aufcechterhaltung der Kohlenbergbaue ver­
wendet. Und hier muß ich wieder feststellen, daß 
die Ernährung in Unordnung treten wird und 
auch die 2.7 Milliarden, die hinausgegeben wer­
den, weil es eine Notwendigkeit ist, für die För­
derung der Ernährung, wenn wir in Not gera­
ten, aber das wäre ein hinausgepulvertes Geld, 
wenn nicht die Energie genauso gefördert würde 
und eine" Sicherstellung im Inneren unseres Bun­
deslandes vorgenommen würde. Wenn wir ganz 
vom Ausland abhängig sind mit unserer Ener­
gieversorgung, so würden wir baldmöglichst 
feststellen, müssen, daß die Ernährung nicht 
mehr funktionieren kann. Ich möchte hier fest­
stellen, meine Damen und Herren in diesem 
Hohen Hause, daß nicht einmal die Landwirt­
schaft ihre Betriebe betreiben könnte, wenn die 
Energie ausfällt. Es könnte heute wahrscheinlich 
der Bauer seine Kühe nicht mehr melken, wenn 
keine Energie vorhanden wäre. Das möchte ich 
hier feststellen (Allgemeine Zwischenrufe) und 
daher glaube ich, daß es unbedingt notwendig 
ist, Ernährung und Energie auf einen Nenner 
zu stellen. Und wenn wir uns in der Ernährung 
in unserem Bundesland abkapseln, werden wir 
auch in der Energieversorgung für uns in Öster­
reich schauen müssen, jede-Quelle auszunützen, 
die wir irgendwie noch haben. 
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Ich bin überzeugt, daß, wenn wir vom Ausland 
abhängig sind, w i r sehr bald im Ernstfall mi t 
unserer Energiewirtschaft zusammenbrechen 
würden, auch mi t der Ernährung, es werden uns 
die Tiefkühlhäuser nichts nützen, wenn ein 
Stromausfall ist. Und wenn einer einmal gesagt 
hat : „Was ist die Kohle in Österreich. Sie kann 
höchstens 20 Prozent unserer Energieerzeugung 
erbringen!" Es ist ein Unterschied, ob w i r im 
Ernstfall 20 Prozent haben oder nicht. 

Ich glaube, mi t 20 Prozent könnten w i r un te r 
Umständen, wenn es genau eingeteilt ist, doch 
das Leben unseres Volkes über ein gewisse Zeit 
im Notfall überbrücken. Andererseits ist es ja 
eine Ironie, wenn ich feststelle, daß Brennstoff, 
um 2.5 Milliarden ausländischer Brennstoff, für 
Wärmekraf twerke eingeführt wird und anderer­
seits die Kohle auf Depot liegt. Ich muß hier 
feststellen, wi r haben eine Wirtschaft in Öster­
reich, wo wir den Strom zweimal bezahlen, ein­
mal mit ausländischen Devisen und einmal mit 
dem Depot der Feinkohle. Hier müßte echt eine 
Ordnung hineingebracht werden. 

Ich m u ß feststellen, daß diese Wirtschaft uns 
als Bergarbei ter je tzt schon rund 4.000 Arbei ts­
plätze im steirischen Land gekostet hat. Fü r 
diese 4.000 Arbeitsplätze haben wir bis heute 
nu r einen sehr kleinen Ersatz und wenn es so 
weitergeht, würden auch weiterhin diese Arbei ts­
plätze noch meh r zum Erliegen kommen. Ich 
möchte nu r warnen, ernstlich zu überdenken 
diesen Ini t iat ivantrag, den wir als Sozialisten 
gestellt haben und dem dankenswerterweise 
auch die ÖVP im steirischen Land beigetreten 
ist, echt in der Bundesregierung zu vertreten, 
daß wir unsere Arbeitsplätze, unsere Arbeits­
kräf te e rhal ten und auch eine gewisse Sicher­
heit für die Zukunft in Österreich haben. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile das Wort He r rn Abg. 
Groß. Als nächster ist Herr Abgeordneter I le-
schitz vorgemerkt . 

Abg. Groß: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Wenn im Rahmen dieser Budgetdebat te 
schon wiederholt über gewisse S t rukturschwä­
chen der Wirtschaft in unserem Lande gespro­
chen wurde, dann möchte ich nicht versäumen 
zu sagen, daß bei der Lösung der daraus ent­
stehenden Probleme den Fragen der Um- und 
Nachschulung und damit der Erhöhung der Mo­
bilität unserer Arbeitskräfte eine ganz beson­
dere Bedeutung zukommt. Gemeinsam mi t der 
Arbe i t smarktverwal tung haben in den vergan­
genen Zeiten vor allem zwei Inst i tute in der 
S te iermark sehr aktive Anstrengungen un ter ­
nommen. Es ist das das Wirtschaftsförderungsin-
st i tut und das Berufsförderungsinstitut, die ja 
beide vom Land Steiermark durch Subventio­
nen gefördert werden. 

Wenn wir bisher darüber geklagt haben, daß 
für diese Um- und Nachschulungsmaßnahmen 
von Seiten des Bundes viel zu wenig finanzielle 
Mittel bereitgestell t werden — es we rden in 
diesem J a h r wahrscheinlich nicht meh r als sie­
ben Millionen Schilling sein, und wir wissen, daß 

in Westeuropa die Summen für Um- und Nach­
schulung bis zu 10- und 12fach erhöht sind in der 
Relation, dann müssen w i r sagen, daß im Na­
tionalrat eine Gesetzesvorlage behandel t wird, 
die die Verabschiedung eines Arbei tsmarktför-
derungsgesetzes beinhaltet . 

Der besondere Vorteil der Verabschiedung 
dieses Gesetzes, meine Damen und Herren, l iegt 
nicht nu r in e iner wesentlich besseren finanziel­
len Dotierung für Fragen der Um- und Nach­
schulung, sondern vor allem darin, daß nun nicht 
nu r erst der Mensch, wenn er arbeitslos gewor­
den ist, h ier zur Um- und Nachschulung her­
angezogen werden kann, sondern daß auch diese 
Um- und Nachschulung schon bei Menschen ein­
setzt, die noch im Produktionsprozeß stehen. Die 
derzeitige gesetzliche Regelung ha t weitestge­
hend nur die Schulung der Arbeitslosen zuge­
lassen. Persönlich bin ich der Überzeugung, daß 
durch dieses Gesetz den Fragen der Um- und 
Nachschulung in Österreich eine wesentlich g rö­
ßere Bedeutung als bisher zukommen wird, und 
diese erhöhte Bedeutung wird sowohl der Wir t ­
schaft als auch den Menschen unseres Landes 
dienen. 

Und nun, meine Damen und Herren, habe ich 
abschließend nu r noch eine Frage an den He r rn 
Landesrat Pel tzmann. 

Ich bin also Abgeordneter dieses Wahlkreises 
Graz und in dieser Eigenschaft möchte ich den 
Herrn Landesrat fragen, ob es zutrifft, daß die 
Landesfeuerwehrschule, die neu errichtet wer ­
den soll, ich glaube, mit einem Aufwand von 
über 20 Millionen Schilling, nun in Lebring er­
richtet werden soll? Im Rahmen dieser Budget­
debatte wurde wiederholt auch durch Zwischen­
rufe die besondere finanzielle und schlechte Si­
tuation der S tadt Graz hervorgehoben und es 
trifft uns natürl ich besonders hart , wenn Ein­
richtungen, die jahrzehntelang hier ih ren Sitz 
gehabt haben, nun von Graz abwandern. Ich b i t te 
also, den Her rn Landesrat , mir zu sagen, ob das 
zutrifft und welche Gründe für die Verlegung 
dieser Schule nach Lebring maßgebend sind. 
(Beifall.) 

Präsident: Es ist nunmehr He r r Abg. Ileschitz 
am Wort. Als Nächster ist Herr Abg. Pölzl vor­
gemerkt. 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Der Vorstand der Kammer für Arbei ter 
und Angestellte S te iermarks faßte in seiner Sit­
zung am 9. Dezember 1968 eine Entschließung 
für den gesamten Bergbaubereich. Mit 10. März 
1967 wurde vom österreichischen Pa r lament ein 
Bundesgesetz beschlossen, nach dem allen im 
Kohlenbergbau beschäftigten Dienstnehmern, 
söferne sie das 55. Lebensjahr erreicht ha t ten 
und arbeitslos wurden, eine Sonderunterstützung 
im Ausmaß einer normalen Rente gewährt wird. 
Die Ursache für die Verabschiedung dieses Bun­
desgesetzes waren die Schwierigkeiten im Be­
reich des Kohlenbergbaues und die damit ver­
bundene Gefahr einer dauernden Arbeitslosig­
keit a l tgedienter Bergleute. Es ist für die österr­
e ichische Öffentlichkeit kein Geheimnis, daß für 
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einen Bergmann, wenn er jahrzehntelang im 
Bergbau beschäftigt war und das 55. Lebensjahr 
erreicht hatte, kaum die Möglichkeit einer Ar­
beitsvermittlung mehr gegeben war. Der ver­
minderte Gesundheitszustand, aber auch die Un­
möglichkeit, diese alten ausgeschundenen Berg­
arbeiter noch umzuschulen, die örtliche Seßhaf­
tigkeit, in vielen Fällen besitzen diese Bergar­
beiter ein Eigenheim und auch ein Stückchen 
Grund, lassen nicht mehr" zu, daß der Bergar­
beiter noch als Pendler in irgendeinen anderen 
Bereich arbeitsvermittelt werden kann. 

Alle diese Gründe bewogen das Parlament, 
über intensive Interventionen der Arbeitnehmer­
vertretungen, dieses Bundesgesetz zu beschlie­
ßen. Die Absicht zu dieser Beschlußfassung liegt 
wohl auch in der traditionellen Stellung des 
Bergarbeiters, der jahrhundertelang im Wirt­
schaftsgeschehen, nicht nur in unserem Land, 
eine mehr als bedeutungsvolle Rolle spielte. 
Nicht zuletzt danken wir es aber auch den Koh­
lenbergarbeitern, die unter Not und Entbehrun­
gen vor allen Dingen nach dem zweiten Welt­
krieg zu jeder Stunde bereit waren, diesen so 
wichtigen Rohstoff für die österreichische Wirt­
schaft, für die Heimat zu fördern. 

Durch die strukturellen Änderungen in unse­
rer Wirtschaft sah man sich gezwungen, Ein­
schränkungen in der Produktion im Kohlenberg­
bau — wie-Zagler dies ja schon eindringlich auf­
zeigte — vorzunehmen bzw. auch Betriebe still­
zulegen. Auch diese Gründe waren mit für die 
Verabschiedung dieses Gesetzes maßgeblich. In 
den letzten Jahren zeichnet sich nun immer mehr 
und mehr auch eine strukturelle Veränderung 
im österreichischen und vor allem im steirischen 

^Nichtkohlenbergbau ab, so wie ca. 60 Prozent 
der gesamten österreichischen Kohlenproduktion 
auf die Steiermark entfällt, ist die Situation auch 
im. Nichtkohlenb.ergbau kaum anders. Ein gro­
ßer Teil der österreichischen Magnesitbergbaue, 
der Talkum- und Graphitbergbaue und im be­
sonderen der steirische Erzberg, sind heute in 
ihrem Bestand fast ebenso gefährdet. 

Um nur einige Ziffern zu nennen, erlauben 
Sie mir, Ihnen folgendes mitzuteilen. Der Mag­
nesitbergbau der österreichisch-amerikanischen 
Magnesitindustrie in Lassing mit über 300 Be­
schäftigten mußte stillgelegt werden. Im Magne­
sitbergbau der Veitscher Magnesitwerke in Ho-
hentauern sank der Beschäftigtenstand von 250 
auf 80 Bergarbeiter. Der Magnesitbergbau der 
Veitscher Magnesitwerke in Groß-Veitsch, also 
im Stammbetrieb, mit rund 300 Beschäftigten 
wurde stillgelegt. Im Graphitbergbau Sunk bei 
Trieben sank der Beschäftigtenstand von 100 auf 
20. Und nicht zuletzt erlaube ich mir, anzufüh­
ren, daß allein am steirischen Erzberg der Be­
schäftigtenstand um rund 1.000 sank. Ich darf 
in diesem Zusammenhang anführen, daß diese 
Entwicklung, noch nicht zu Ende gekommen ist. 
Da durch notwendige Technisierung und Mecha­
nisierung dieser noch bestehenden Bergbaue, um 
nur einigermaßen die Konkurrenzfähigkeit zu 
erhalten, weitere Arbeitskräfte freigestellt wer­
den müssen.Darunter viele hunderte, die 20 und 
30 und noch mehr Jahre als Bergarbeiter gear­

beitet haben bzw. noch arbeiten. Das sind Berg­
arbeiter, die unter den gleichen Voraussetzungen 
sprengen, abbauen und fördern und dies meist 
unter Tag wie der Kohlenbergbauarbeiter. 

Es ist nur zu natürlich, daß diese Kollegen — 
und ich-möchte vor allen Dingen hier den 
Magnesitbergarbeiter gleich wie den Erzbergar­
beiter anführen —, die auch in den ersten Naöh-
kriegsjähren nach dem Weltkrieg unter gleich 
schwierigen Bedingungen wertvolles Gut för­
derten und die wie z. B. die Magnesitbergar­
beiter mit zu den ersten Devisenbringern für un­
sere Heimat zählten, die gleichen Bedingungen 
wie den Kohlenbergarbeitern zugestehen. Es ist 
daher kein Wunder oder eine unbillige Forde­
rung, wenn die Vertreter dieser Nichtkohlen-
bergarbeiter in Anbetracht der strukturellen 
Schwierigkeiten auch auf diesem Gebiet — Ein­
schränkung der Betriebe bzw. Stillegung — mit 
dem Ersuchen an uns herantraten, ihnen die 
gleichen Bedingungen wie den Kohlenbergar­
beitern zu schaffen. 

Dies bewog den Vorstand der steirischen Ar-
beiterkammer auf Grund schon vorangegange­
ner Beschlüsse der Metall- und Bergarbeiterge­
werkschaft unseres Landes sich an den Steier-
märkischen Landtag, an die Landesregierung zu 
wenden, mit dem Ersuchen,, bei der Bundesregie­
rung Vorstellig zu werden, daß durch eine No­
vellierung des Gesetzes für die Sonderunter­
stützung der Kohlenbergarbeiter diese Bestim­
mungen auch für den Bereich des Nichtkohlen-
bergbaues wirksam werden. 

Ich erlaube mir, nochmals zu sagen, daß ein 
großer Teil des österr. Nichtkohlenbergbaues in 
der Steiermark beheimatet ist und daß dieser 
Beschluß mit den Stimmen aller Fraktionen, die 

~in der Kammer für^Arbeiter undr~A~ngesteHte~ 
vertreten sind, gefaßt wurde. Ich hoffe, daß der 
Steiermärkische Landtag und die Landesregie­
rung auch für diese so .treuen Söhne unserer Hei­
mat das gleiche Verständnis wie für unsere Koh­
lenbergarbeiter aufbringen und es möglich sein 
wird, den bisher gezeigten Widerstand zweier 
Ministerien in dieser so wichtigen und entschei­
denden Frage durch sachliche Argumentation zu 
beseitigen. (Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abg. 
Pölzl vorgemerkt, dem ich das Wort erteile. 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Der Export Öster­
reichs stellt einen wesentlichen Faktor für den 
Wohlstand unserer Bevölkerung dar. Die Aus­
fuhr in den ersten neun Monaten des heurigen 
Jahres betrug 37 Milliarden 260 Millionen Schil­
ling. Davon gingen 15 Milliarden in den EWG-
Raum, 8 Milliarden 400 Millionen in den EFTÄ-
Raum und 5 Milliarden 600,Millionen.nach Ost­
europa. Der Rest in die übrige Welt. 

Während der Zuwachs von 1955 bis 1960 beim 
Export 10 Prozent betrug, ist er in der Zeit von 
1965 bis 1967 auf 6.3 Prozent zurückgegangen. 
Vom Jahre 1963 bis 1966 ist der österreichische 
Export um 2 Prozent hinter der Entwicklung des 
Weltexportes zurückgeblieben.- .Wir haben in 
Österreich rund 250.00Q Betriebe. 4.000 davon 
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beschäftigen sich mit dem Export. Interessant 
ist, daß 100 Betriebe in Österreich mehr als zwei 
Drittel des gesamten Exportes durchführen. Wir 
haben eine Vergleichsstatistik mit anderen euro­
päischen Ländern. 

Die Kopfquote Österreichs im Jahre 1968 be­
trug 6.164 Schilling exportierte Ware. Schweden 
exportierte 15.179 Schilling pro Kopf der Be­
völkerung im Jahre 1968, Holland 14.880 Schil­
ling. Wir haben, wenn wir uns mit dem Export 
beschäftigen, verschiedene Fragen zu berücksich­
tigen, die Fragen der Betriebe, der Wirtschaft 
und die Fragen der Arbeitsplätze in diesen Be­
trieben. Gerade ein Jahr ist es her, daß in der 
Steiermark eine Genossenschaft gegründet 
wurde, die es sich zur Aufgabe gesetzt hat, alle 
Betriebe, die exportieren wollen, zu fördern 
und ihnen dabei behilflich zu sein. Das war der 
Gründungsgedanke. Man wollte hier den Be­
trieben selbst und den Beschäftigten in der Zu­
kunft mehr Sicherheit geben. Mit dem heutigen 
Tag sind bei diesem Exportring 134 Mitglieder 
mit rund 3.000 Beschäftigten. 

Bevor ich die Tätigkeit des heurigen Jahres im 
Exportring dem Hohen Haus zur Kenntnis 
bringe, habe ich aber doch die Aufgabe, dem 
Land Steiermark für das Verständnis zu dan­
ken, das es dem Exportring entgegengebracht 
hat und hier vor allem dem Herrn Landeshaupt­
mann Krainer, der mit seinem Gefühl und mit 
seinem Spürsinn für notwendige Dinge den Ver­
trauensvorschuß gegeben hat, der erforderlich 
war, daß diese Ziele vom Land, vom Landtag 
und der Regierung gefördert wurden. Wir haben 
über die Kanäle des Exportringes die Möglich­
keit gehabt, rund 160 Millionen Schilling Export 
bzw. Arbeit ins Ausland zu verkaufen. Im heu­
rigen Jahr ist es möglich gewesen, einer steiri-
schen Baufirma einen Auftrag im Libanon im 
Wert von 150 Millionen Schilling zu vermitteln. 

Diese steirische Baufirma hat schon die Bau­
stelleneinrichtung vorgenommen und wird im 
nächsten Jahr mit einem Teil der Maschinen 
und mit einem Teil der Fachleute im Libanon 
die Arbeit durchführen. Eine steirische Textil-
firma aus dem obersteirischen Raum konnten wir 
in einem Warenhauskonzern in der Bundesrepu­
blik unterbringen. Ein wesentlicher Teil des Er­
zeugungsprogramms ist in die Warenliste aufge­
nommen und wir haben hier große Aussicht, daß 
in den kommenden Jahren die Produktion in 
diesem Betrieb dadurch wesentlich gesteigert 
werden kann. 

Ein Steinmetzbetrieb in der Oststeiermark 
wurde durch den Exportring veranlaßt, Marmor­
waren zu erzeugen. Diese neue Produktion in 
diesem Betrieb hat sich im Ausland als äußerst 
verkaufsfähig erwiesen. Bis Südamerika gehen 
nun aus Feldbach die Exporte. Plastikwaren aus 
Weiz werden mit sehr gutem Erfolg in die 
Schweiz verkauft. Wir haben sogar die Möglich­
keit gehabt, Käse aus der Steiermark nach Aus­
tralien zu exportieren, ein äußerst schwieriges 
Geschäft, wie überhaupt bei Molkereiprodukten 
alle Räume ihre Schutzmaßnahmen haben, die es 
fast unmöglich machen, diese Produkte ins'Aus­
land zu verkaufen. Aber immerhin konnten wir 

nach Australien eine solche Quelle ersehließen. 
Aus der Weststeiermark werden Rasenmäher 
nach Polen exportiert. Ein Grazer Unternehmen, 
das sich mit der modischen Branche beschäftigt, 
ein Aschenbecher mit einem eingebauten Tisch­
staubsauger, das Patent eines Grazers — wir 
haben also auch bei uns sehr gute Leute — wird 
sehr gut in die Bundesrepublik verkauft. (Lan­
desrat Bammer: „Mit einem Rauchverzehrer 
müßten Sie einen finden für die Pfeifenrau­
cher!") 

Herr Landesrat, Ihnen raucht der Kopf, ich 
weiß. 

Aus der Obersteiermark ist es uns gelungen, 
einer Fabrik, die Keramikwaren erzeugt, Quel­
len in das Ausland zu erschließen, und auch hier 
ist die Sicherung des Betriebes vor allem durch 
den Export zu einem großen Prozentsatz gelun­
gen. Bei der Grazer Frühjahrsmesse war es mög­
lich, einen deutschen Warenhauskönig zu veran­
lassen, daß er mit seiner Düsenmaschine einen 
Teil seiner Zentraleinkäufer nach Graz schickt. 
Und hier könnte man, wenn man von den Er­
folgen des Exportringes spricht, auch von Mißer­
folgen sprechen. Da war ein Fremdenzimmer 
ausgestellt, das der Zentraleinkäufer in das 
Programm des Konzerns aufnehmen wollte. Wir 
haben monatelang gearbeitet und haben die Mit­
glieder von uns aus der Tischlereibranche be­
schäftigt, sie mögen Musterzimmer errichten. 'Es 
ist alles gemacht worden. Es wurde aber auch i<> 
Kärnten, wo der Erzeuger dieser Platten ist, du: 
in diesen Fremdenzimmer verarbeitet sind, 
darauf aufmerksam gemacht. Er war Bestbieter, 
und der Auftrag ist nicht in der Steiermark ge­
blieben, sondern an ein Nichtmitglied aus Kärn­
ten gegangen. 

Ein Mißerfolg — ja oder nein. Ich sage trotz­
dem nein. Es ist Arbeit in Österreich dafür ge­
schaffen worden und es ist exportiert worden. 
Unser Vorsitzender des Aufsichtsrates, und das 
muß man auch hier ganz offen sagen, Herr Lan­
desrat Peltzmann, hat persönlich mit Vorstands­
direktoren einer großen österreichischen Aktien­
gesellschaft und in Deutschland wiederum mit 
Konzernleuten aus der Warenhausbranche ver­
handelt, um einen Artikel nach Deutschland zu 
exportieren. Monatelang wurde hier gearbeitet. 
Es sind die Probesendungen hinausgegangen und 
es hat sich um einen Auftrag gehandelt, der hun­
derte Arbeitnehmer ein Jahr beschäftigen würde. 
Leider war die österreichische Firma nicht in der 
Lage, die Konkurrenzpreise zu halten, wobei 
man hier auch sagen muß, daß es unheimlich 
schwer ist, die Zollmauer in den EWG-Raum zu 
überspringen, aber es dürfte doch auch etwas die 
Wendigkeit gefehlt haben bei dem österreichi­
schen Großunternehmen, um diesen Auftrag 
doch noch zu erhalten. Er ist leider in Belgien 
erteilt worden. 

Wir haben aber darüber hinaus bei uns auch 
noch die Aufgabe, unsere Leute zu beraten, da­
mit sie ins Ausland gehen, damit sie vor allem 
auf Messen die Konkurrenz spüren und mit der 
Konkurrenz konfrontiert werden. Und da er­
geben sich für uns einige sehr bedeutende Er­
kenntnisse. 
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Unseren Unternehmen in Österreich fehlen 
ausreichende Vertrauenskredite, die nicht zwei-
oder dreifach besichert werden müssen, um hier 
die Investitionen vornehmen zu können, um hier 
vor allem die Barmittel zu haben, um die Roh­
stoffe und die Löhne, die für den Export erfor­
derlich-sind, im Betrieb zu haben. Das fehlt und 
wir haben im Rahmen des Exportringes ver­
sucht, einen Gedankengang näher auszuarbeiten. 
Landesrat Peltzmann versuchte in Wien über 
den Bund eine Kreditaktion zu schaffen, wo das 
Vertrauen in den Unternehmer und seine Fa­
milie und seine Anständigkeit auch vom Kredit­
geber honoriert wird. Wir brauchen das auch 
deshalb" weil im Ausland die Konkurrenz diese 
Vertrauenskredite in sehr hohem Ausmaß be­
kommt. 

Im Jahre 1969 ist eine weitere Arbeit die 
Herausgabe eines Kataloges der Waren, die un­
sere Mitglieder erzeugen. Gleichzeitig werden 
Prospekte dieser Waren aufgelegt in drei Fremd­
sprachen. Ein Unterfangen, das sehr viel Geld 
von unseren Mitgliedern abverlangt und auch 
im Exportring sehr angespannte Verhältnisse 
schaffen wird. 

Ich hoffe und bitte das Hohe Haus, daß Sie uns 
auch hier unterstützen und das notwendige Ver­
ständnis entgegenbringen, denn der Exportring 
ist einfach nicht in der Lage, in kurzer Zeit Ih­
nen Zahlen, die repräsentativ sind, auf den Tisch 
zu legen. Wir brauchen monatelang, um die Ge­
sinnung bei unseren Unternehmern so weit zu 
wandeln, daß man nicht, wenn man in das Aus­
land verkauft, mehr für die Waren verlangen 
kann als auf dem Binnenmarkt, sondern daß 
man sich viel mehr anstrengen muß. Der Ex-
port hat ja die Aufgabe, zusätzliche Arbeit im 

ben, günstigere Kredite mit einer längeren Lauf­
zeit zur Verfügung zu stellen. Wir haben beim 
Wirtschaftsförderungsinstitut der Handelskauf!-. 
mer die Spezialausbildung unserer Unternehmer 
und unserer Arbeitnehmer in diesem Betrieb. 
Das Wirtschaftsförderungsinstitut ist eine große 
Hilfe und eine große Unterstützung und ich 
möchte sagen, dieses WIFI ist absolut förde­
rungswürdig, denn es kommt der ganzen Bevöl­
kerung zugute. 

Meine Damen und Herren! Es wird noch Jahre 
dauern, bis der Exportring in der Lage ist, sich 
aus eigenen Mitteln zu erhalten. Für das Ver­
ständnis und für das Vertrauen, das die Landes­
regierung und das Hohe Haus diesen Bestrebun­
gen entgegengebracht hat, möchte ich Ihnen 
herzlich danken und Sie gleichzeitig um Ver­
ständnis für unsere Arbeit in der kommenden 
Zeit herzlich bitten. Wir haben — und das darf 
ich sagen — ein Dreijähresprogramm, in dem 
wir uns zur Aufgabe gesetzt haben, allen Un­
ternehmern, die bereit sind, Opfer auf sich zu 
nehmen, um mehr Arbeit zu schaffen, um mehr 
umzusetzen, zu helfen und denen darf ich auch 
Ihre Mithilfe zusichern. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Meisl das 
Wort. 

Abg. Meisl: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Wenn man nach den Fernsehinterviews 
mit österreichischen Regierungsmitgliedern die 
Wirtschaftslage in Österreich beurteilen würde, so 
müßte man annehmen, daß die Wirtschaftskrise 
in Österreich schon zur Gänze überwunden ist 
und wir heute bereits wieder Hochkonjunktur 

Betrieb zu schaffen, die Anlagen, die Maschinen 
zusätzlich auswerten zu können, die Kosten auf 
mehr Produktion verteilen zu können, um damit 
unter Umständen auch noch beim Einkauf der 
Rohprodukte günstigere Bedingungen auch für 
den Binnenmarkt zu erhalten. 

Es hat auch Unternehmer gegeben, die zum 
Exportring gekommen sind und erklärt haben, 
ich gehöre als Mitglied dazur welche Aufträge 
kriege ich. 
~Meine Damen und Herren, so geht das nicht. 

Man kann nicht erwarten, daß in kurzer Zeit für 
einen Betrieb, der im Laufe eines Jahres kapa­
zitätsmäßig freie Zeiten hat, in kurzer Zeit ein 
sehr lukrativer interessanter Auftrag herein­
kommt. Wir haben auf den Märkten im Ausland 
immer wieder mit einer Konkurrenz zu rechnen, 
die mit einem ganz spitzen Bleistift rechnet, die 
ihre Betriebe durchrationälisiert hat und die es 
schon gewöhnt ist, mit harten Preisen, mit 
schwer, errechneten Preisen, Geschäft zu machen, 
um den Betrieb eben auszulasten. 

Meine Damen und Herren! In diesem Hohen 
Haus wird noch während der Budgetdebatten 
ein Antrag angenommen werden, das ist meine 
Hoffnung, daß die Kreditaktion von Land und 
Kammer von 50.000 Schilling auf 100.000 Schil­
ling und die. Laufzeit auf maximal 10 Jahre er-

~ höht wird.. Das ist schön ein. Teil, ein Schritt in 
dieser Richtung,'daß wir hier die Möglichkeit ha-

haben. 
Aus der Diskussion zum Landesvoranschlag 

kann man aber entnehmen, daß es Industrie­
sparten gibt, die noch immer unter der Kon-
junkturflaute zu leiden haben. Wenn in den ver­
gangenen Jahren der Kohlenbergbau am meisten 
unter Krisenerscheinungen zu leiden hatte und 
noch leidet, so sind heute auch andere Industrie­
zweige davon betroffen. (Abg. Dr. Eichtinger: 
„Welche Zweige?") 

Besonders stark wird die verstaatlichte Stark­
stromindustrie von den derzeitigen Verhältnis­
sen betroffen. Die verstaatlichte Starkstromin­
dustrie besteht heute nur mehr aus der Elin-
Union in Österreich. Sie beschäftigt derzeit im 
ganzen Unternehmen rund. 7.880 Männer und 
Frauen. Im Jahre 1959,. vor der ersten Fusion, 
waren in den drei heute zu einem Unterneh­
men zusammengeschlossenen Firmen Elin, AEG 
und Wiener Starkstromwerke rund 14.000 Men­
schen beschäftigt, 

Meine Damen und Herren, Sie können daraus 
ersehen, daß sich der Beschäftigtenstand in den 
letzten neun Jahren in der verstaatlichten Stark­
stromindustrie bei steinendem Umsatz fast Um 
50 Prozent reduziert hat. Das Hauptwerk der 
Elin-Union ist in der Oststeiermark in Weiz. Ich 
möchte deshalb hauptsächlich nur die Situation 
des Weizer Werkes beleuchten, weil hier, ein 
Wirtschaftsraum betroffen ist, der als industriell 

I 
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unterentwickeltes Gebiet bezeichnet werden 
muß. 

Herr Abg. Wuganigg hat schon in seinen, Aus­
führungen auf die schwierige Situation im Be­
zug auf die Beschäftigungslage in der Oststeier­
mark hingewiesen. Ich bin daher der Meinung, 
daß alles unternommen werden muß, um in der 
Oststeiermark neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und die vorhandenen zu sichern. Das Werk Weiz 
der Elin-Union ist der größte Industriebetrieb 
der Oststeiermark. In diesem Betrieb sind nicht 
nur Menschen aus Weiz, sondern auch aus den 
Bezirken Birkfeld, Feldbach, Hartberg und Für­
stenfeld beschäftigt. Deshalb ist dieser Betrieb 
für dieses Gebiet von besonderer wirtschaftlicher 
Bedeutung. Wenn man nun bedenkt, daß die 
Elin in Weiz seit Ende 1965 rund 600 Arbeits­
kräfte oder 20 Prozent der Belegschaft verloren 
hat, so ist das höchste Alarmstufe und es muß 
etwas unternommen werden, um wenigstens den 
heutigen Personalstand von rund 2.400 zu hal­
ten. Das ist, meiner Ansicht nach, nur dann mög­
lich, wenn die Elin wieder auf dem internatio­
nalen Markt konkurrenzfähig ist. Das gilt im be­
sonderen für das Werk Weiz, weil in diesem 
Werk der größte Teil der Exportaufträge der 
Elin-Union erzeugt wird. Um die Konkurrenz­
fähigkeit zu sichern, sind umfangreiche Investi­
tionen notwendig und darüber hinaus darf vom 
Werk Weiz keine Stunde Arbeit mehr abgezogen 
werden. Wir haben derzeit in Weiz eine Unter­
eindeckung an Aufträgen und müßte sich daher 
jede weitere Verlagerung von Aufträgen von 
Weiz in andere Produktionsstätten der Elin-
Union ohne ausreichenden Ersatz zum Nachteil 
von Weiz auswirken. 

Deshalb auch der Kampf der Weizer Beleg-' 
Schaft um die Kleinmotorenfertigung, die rund 
12 Prozent des Fertigungsprogrammes der Elin 
Weiz ausmacht und die wir notwendig brauchen, 
um die Arbeitsplätze in Weiz zu sichern. Die 
Frage der Arbeitsplatzsicherung des Werkes 
Weiz der Elin-Union AG wurde auch schon hier 
im Hohen Haus behandelt und der Steierm. 
Landtag vertritt ebenfalls den Standpunkt, daß 
keine Produktionszweige mehr verlagert wer­
den sollen, damit keine weiteren Arbeitsplätze 
im Werk Weiz der Elin-Union gefährdet wer­
den. 

Um für die Zukunft ein krisenfestes und mo­
dernes, den Anforderungen der internationalen 
Konkurrenz und Technik entsprechendes Ferti­
gungsprogramm zu sichern, sind für das Werk 
Weiz rund 170 Millionen für Investitionen not­
wendig. Im ganzen Elinbereich werden für In­
vestitionen 400 Millionen Schilling benötigt. In 
Erkenntnis der Wichtigkeit, daß die Elin saniert 
und ausgebaut werden muß, haben der Auf­
sichtsrat und die Geschäftsführung der ÖIG ihre 
Unterstützung bei der Beschaffung der finanziel­
len Mittel, die zur Sanierung der Elin notwendig 
sind, zugesagt, um so bald wie möglich das In­
vestitionsprogramm verwirklichen zu können. 

Meine Damen und Herren! Durch die Unent-
schlossenheit in den zuständigen Führungsgre­
mien ist schon viel, viel Zeit verlorengegangen. 
Wenn man nicht bald eine positive Änderung 

in der Starkstromindustrie durch die notwendi­
gen Investitionen erreichen kann, so geht ihr 
nicht nur die Arbeit verloren, weil sie nicht mehr 
konkurrenzfähig ist, sondern sie verliert auch 
den Anschluß an den internationalen Markt. Das 
würde bedeuten, daß es in Zukunft in Öster­
reich keine leistungsfähige verstaatlichte Stark­
stromindustrie mehr geben würde. Ich bin daher 
der Meinung, daß das Hauptwerk der Elin-Union, 
das Werk Weiz, das leistungsfähigste Werk des 
Unternehmens ist und hier mit Reorganisation 
und mit dem Ausbau der Produktionsstätten be­
gonnen werden muß. 

Es sollen daher die finanziellen Mittel hier zu­
nächst eingesetzt werden, weil im Werk Weiz die 
besten Voraussetzungen bestehen, rascher zu 
einem Erfolg zu kommen, was sich letzten Endes 
nur positiv auf die Beschäftigungslage und da­
mit auch auf die Wirtschaft im oststeirischen 
Raum auswirken kann. (Beifall.) 

Präsident: Ich schalte nunmehr eine Mittags­
pause bis 14 Uhr ein und bitte die Herren Abge­
ordneten, sich jetzt gleich in ihre Klubräume zu 
begeben. 

Unterbrechung der Sitzung: 13 Uhr. 
Fortsetzung der Sitzung: 14.05 Uhr. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf und erteile Herrn Abg. Vin-
zenz Lackner das Wort. Als nächster ist Herr 
Abg. Burger vorgemerkt. 

Abg. Vinzenz Lackner: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zum 2. Mal an­
läßlich dieser Budgetdebatte habe ich das „Ver­
gnügen", als erster nach der unterbrochenen Sit­
zung zu sprechen und vor einem fast leeren Haus 
meinen Vortrag zu halten. Ungeachtet dessen, 
werde ich mich aber trotzdem bemühen, wie ver­
einbart im Telegrammstil zu sprechen. 

Seit dem 1. Jänner 1968 ist der Bergbaube­
trieb Fohnsdorf aus der Alpine formell ausge­
klammert und der GKB durch einen Pachtver­
trag angeschlossen worden. Diese Trennung hat 
es nun ermöglicht, getrennt von der Hütte eine 
Bilanz zu erstellen, in der diese Verzerrungen, 
wie wir sie in der letzten Zeit vorgefunden ha­
ben, nicht vorhanden sind und auch die Mög­
lichkeit gegeben ist, aus diesem Titel echte Berg­
bauförderung zu erhalten. Ich möchte nur am 
Rande erwähnen, daß ja 1961 die Bergbauförde­
rung speziell für den Betrieb Fohnsdorf beschlos­
sen wurde. Wenn seither hunderte Millionen in 
der Mehrzahl für die Schließung aufgewendet 
wurden, so hat doch auch Fohnsdorf 40 Millionen 
Schilling davon in einem Zeitabschnitt erhaltan. 
Und wenn wir nun in der GKB vereinigt sind, 
so können wir mit Stolz darauf verweisen, daß 
sich das Betriebsergebnis nicht nur durch den 
Zusammenschluß und durch den Gewinn der 
GKB wesentlich gebessert hat. Damit ist aber 
auch die Konzentration der steirischen Kohle 
abgeschlossen und man könnte vom Gedanken 
der Einhandgesellschaft abrücken und das wäre 
auch von der steirischen Warte aus äußerst wich-
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tig, denn die Kohle in ihrer Lieferung ist ja be­
grenzt auf e inen Aktionsradius von 50 k m gün­
stigstenfalls, so daß es nicht notwendig ist, uns 
mi t Salzburg oder m i t der WTK zu vereinigen, 
weil das auch rein technisch nicht mehr no twen­
dig ist, weil durch die Organisation der Alpine 
seit dem neuen Vorstand die Kompetenzauftei­
lung so ist, daß sämtliche Alpine-Bergbaue, auch 
das Erz, un te r der Technischen Direktion Leoben 
un te r einem Fachmann geführt werden. Durch 
diese Konzentrat ion ist aber eine Kostensenkung 
e ingetreten und ein Beweis erbracht worden ge­
gen die utopischen Ziffern, die immer wieder 
durch die Presse geistern über das Defizit von 
Fohnsdorf. Es ist seither noch kein volles J a h r 
verflossen und t rotzdem ein erfreuliches Ergeb­
nis erzielt worden. 

Obwohl sich der Belegschaftsstand von Fohns­
dorf um 33 Prozent von 2.400 unter 1.600 ge­
senkt hat, wu rde eine Kopfleistungssteigerung 
erzielt von 15 Prozent in dieser Zeit und die 
Kopfleistung seit 1945 verdoppelt . Natürlich sind 
es moderne Maschinen, Walzen und Panzerför­
derer und dergleichen mehr, die dazu beigetra­
gen haben, daß die Förderungssteigerung einset­
zen konnte. Entscheidend ist aber vor allem, was 
wir heute schon gehört haben, daß es um die 
Kohle e twas ruhiger geworden ist, daß sie nicht 
meh r das Problem Nr. 1 ist und daß die Berg­
leute in dieser Hinsicht mit e iner halben Sicher­
heit auf ih rem Arbeitsplatz wesentlich freudiger 
arbeiten. Beigetragen haben dazu auch verschie­
dene Erklärungen des Landes, des Landtages, 
der Landesregierung, und wenn ich daran denke, 
daß zu diesem Budget wieder Anträge gestellt 
sind, und zwar ist es der 15., der für die Kohle 
bereits gestellt wird, so daß auch das dokumen­
tiert, daß alle Par teien hinter dem steirischen 
Bergbau stehen, und wenn ich daran e r innern 
darf, daß ich vor kurzem wieder eine Gruben­
befahrung gemacht habe mi t Kollegen von der 
ÖVP-Frakt ion — es wa r das mein Freund, der 
Kollege Lackner, der ja auch die Resolution un­
terschrieben hat, der Kollege Heriber t Pölzl und 
auch der Kollege Koiner — so freut es mich des­
halb, weil ich wiederholt von hier aus die Ein­
ladung an den ÖVP-Klub gerichtet habe, leider 
h a t er keine Zeit dazu gehabt, so wie unsere 
Kollegen die Grube zu befahren und von der 
Sicht des Arbeitsplatzes des Bergmannes aus die 
Arbei t zu beurteilen. 

Ich mache keinem einen Vorwurf, wenn er da 
zu einem für ihn fremden Gebiet redet, aber es 
ist immer gut, wenn er zuerst sich das anschaut, 
als wenn er so redet wie ein Blinder von der 
Farbe und das ist leider da schon ziemlich oft 
de r Fall gewesen. Ich danke dafür, aber letzten 
Endes entscheidend muß für die Kohle sein die 
richtige Einplanung in einen Energieplan, weil 
ja nu r durch die Verstromung der Kohle der 
steirische Bergbau gesichert werden kann. 

Einen Bei t rag ersehe ich auch darin, daß die 
Steiermärkische Landesregierung — hier danke 
ich dem Her rn Landeshauptmannste l lver t re ter 
Koren — eine Ausstellung gezeigt h a t „Der 
Berg- und Hüt tenmann als Gestalter der Steier­
mark" . Die Ausstellung wa r sehr schwach be­

sucht, aber die Besucher, die sich für diese Aus­
stellung interessiert haben, Waren von Qualität . 
Es wa r ein repräsentat iver Querschnitt durch den 
steirischen Bergbau, nicht n u r Kohle, Erz und 
dergleichen, sondern auch alles übrige, Gips, 
Magnesit und dergleichen mehr. Es gibt aber 
auch einen Überblick, was an Gestein bewält igt 
werden muß. Wenn man eine Million Tonnen 
Stahl erzeugen will, so muß man zumindest e in­
mal 12 Millionen Tonnen Gestein herunterhauen, 
davon werden 3 Millionen Tonnen Erz, das in 
den Hochofen kommt, und heraus kommt dann 
1 Million Tonnen Stahl. Daß andere Länder 
bessere Voraussetzungen haben, ist bekannt . 
Trotzdem muß ich hier feststellen, daß die 
Durchschnittsleistung in Österreich mit 140 Ton­
nen Stahl p ro Mann im J ah r im mit t leren Durch­
schnitt anderer Länder liegt, die zwischen 80 
und 200 liegen, aber immerhin noch dazu bessere 
Erze haben als zum Beispiel wir. Der Gesamt­
beitrag der Bergbauförderung ist j a nicht so zu 
sehen, wenn man da eine Millionenziffer hat, 
daß das alles allein auf die Kohle oder auf 
Fohnsdorf gegangen ist, sondern der Gesamt­
beitrag im Durchschnitt auf die Kohle umgerech­
net be t räg t fünf Schilling pro Tonne, was bei 
anderen Ländern wesentlich mehr ausmacht. P ro 
Kopf des Steuerzahlers — wenn man den Fohns-
dorfer Betrieb he rn immt — sind pro J ah r in 
dieser Zeit im Durchschnitt 1.10 Schilling entfal­
len, also schwache zwei Zigaretten. 

Und wenn es das nicht wer t ist, den heimi­
schen Bergbau zu erhalten, der letzten Endes 
auch in den Zeiten, wo es kritisch wird, wo wir 
den Zivilschutz brauchen, die beste Möglichkeit 
zur Bevorra tung hat, auch das spielt eine wesent­
liche Rolle. Man redet jetzt wieder — und das 
ist zumindest auf 8 J ah re eine Sicherheit — bis 
zur Auskohlung. Was heißt aber Auskohlung? 
Auskohlung heißt für Fohnsdorf nicht, daß da­
mi t die Kohle in Fohnsdorf gar ist, sondern 
Auskohlung heißt in diesem Sinne, mi t den be­
reits aufgeschlossenen Vorräten bis dorthin zu 
reichen. 

Technisch gewinnbar ist bei der heutigen Zeit 
wesentlich mehr, und vorhanden ist soviel, daß 
man zur Zeit noch gar nicht weiß, ob es 40 oder 
50 J ah re reicht, denn das Kohlenflöz in seiner 
Gesamtheit ha t eine Ausdehnung von 36 km2 

und eine Mächtigkeit im Osten von 1 Meter und 
im Westen — so fällt nämlich das Flöz ein — 
bis zu 20 und mehr Metern. Wo wir abbauen, 
ist selbstverständlich eine Mächtigkeit von 12 
Meter, das heißt, wenn man 3 Meter hoch her­
ausnimmt, muß man dreimal h intereinander 
herausnehmen, das kann man aber nicht in 
einem, sondern wenn man 3 Meter herausnimmt, 
läßt man das zu Bruch, und nach 8 bis 10 J ah ren 
kann man dort wieder hinein. 

Und da möchte ich nun zu etwas kommen, 
was uns in der letzten Zeit immerhin wieder be ­
t rüb t ha t und zwar eine Pressemeldung, daß 
man in Fohnsdorf einen Grubenbrand verheim­
licht hat . Wir in Fohnsdorf haben nichts zu ver­
heimlichen, absolut nicht und es k ann jeder 
kommen und sich das anschauen. Ein Gruben­
brand entsteht gewöhnlich dann, wenn die Kohle 
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zur Selbstentzündung neigt. Und ich muß sagen, 
wenn i rgendwo einer einen Zigaret tenstummel 
im Wald wegschmeißt und das fängt an zu glo-
sen und es kömmt einer dazu und dämpft das, 
k ann man nicht von einem immensen Wald­
b r and reden oder, wenn sich i rgendwo in einem 
Stadel das Heu entzündet, kann man auch noch 
nicht davon reden, wenn man es rechtzeitig 
dämpft, daß der Stadel abgebrannt ist. 

So ähnlich ist es in der Grube und wenn man 
drei Scheiben h intereinander abbaut, kann es 
einem passieren, daß man auf einen Kohlenrest 
kommt aus dieser Zeit vor 10 Jahren , der sich, 
wenn Sauerstoff dazukommt, entzündet. Nur 
k ann man dort nicht warten, bis es lichterloh 
brennt , dann geht es uns so wie bei der LAKOG 
— vielleicht wünschen sich manche das, kann 
auch sein — (Zwischenruf: „Aber geht.") man 
muß sofort den Sauerstoff entziehen, daß das 
nicht zum Brennen kommt. Und wenn man eine 
Grube belüftet, wie der Bergmann sagt, so zieht 
doch dieser Luftstrom mit einer enormen Ge­
schwindigkeit durch, die Kollegen, die da dr in­
nen waren, haben das ja verspürt , daher muß 
man sofort die notwendigen Dämme setzen und 
wenn da binnen kürzester Zeit mi t tausenden 
Säcken Sand Dämme gesetzt werden, Rohre ein­
geführt werden, daß man h in terher die Gas­
konzentration verfolgen kann, "da ist doch das 
nicht etwas, daß man sagen kann, die Grube 
ha t gebrannt und das ist verheimlicht worden. 
Dazu kommt noch, daß die Bergbehörde unver­
züglich zu verständigen ist, die sofort da ist mi t 
der Werksdirektion, alle Maßnahmen trifft und 
auch gemeinsam mi t der Werksdirektion einen 
Pressebericht hinausgibt. 

Wenn man natürlich vor kurzem eine Enquete 
gehabt ha t — ich bin gleich am Schluß — mit 
e inem Appell an die Presse und m a n dort ver­
sucht hat, e inander näherzukommen, um einer­
seits die Presse zu verstehen, andererseits den 
Abgeordneten aufzuwerten, so möchte ich dazu 
schon sagen, daß auch in diesem Fall die Presse 
sich an die Fachleute hal ten soll, das andere 
riecht so verdächtig nach Schnüffelei, Sensations­
lust, das sind Dinge, die doch bei Gott nicht am 
Platz sind. Das möchte ich ehrlich bitten. Damit 
tu t man der Heimat und unseren Leuten nur 
einen großen Schaden und änder t nichts an der 
Tatsache. 

Außerdem möchte ich noch sagen, daß ich die 
Presse b i t ten möchte, wenn irgendwelche Dinge, 
wie sie da im Landtag mi tunter vorkommen 
können — und es ist ihr Recht zu berichten und 
zu kritisieren — sie es doch richtig machen soll­
te. Und da möchte ich für den Abg. Wuganigg 
eine Lanze brechen, der einer der fleißigsten 
Sitzer da ist — in der Eigenschaft als Nicht­
raucher ha t er es leichter wie ein anderer, der 
jetzt hinausgehen muß — aber sich fast zur 
Hälfte aller Gruppen meldet, daß man nicht, 
wenn er einmal ans Telefon gerufen wird und 
er zur Rede aufgerufen wird, in der Zeitung 
schreibt, er sitzt im Büffet. Das macht einen 
schlechten Eindruck, denn es ha t jeder das Recht 
bei solchen Dauersi tzungen ans Büffet zu gehen, 
der eine um eine Zigaret te zu rauchen, der an­

dere um seinen Kaffee zu t r inken. Das wäre ab­
schließend meine Bitte. Ich könnte Ihnen eine 
Vorlesung hal ten über Bergbaukunde, obwohl 
ich kein Professor bin, aber machen wir das so, 
daß Sie meiner Einladung Folge leisten und die 
Gruben einmal in einer größeren Zahl als es 
bisher der Fall war, besichtigen. Ich wä re Ihnen 
dafür sehr dankbar, vieles wü rde anders aus­
schauen. Dem Abg. Karl Lackner bin ich vom 
Herzen dankbar, daß er mi t seinen Fachkollegen 
gekommen ist. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile das Wort He r rn Abg. 
Burger. Als nächster ist Her r Abg. Maunz vor­
gemerkt . 

Abg. Burger: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Kein anderer Industriezweig s teht 
seit J ah ren so in der Öffentlichkeit als die Ver­
staatlichte. Und seit dem Aufliegen der S tahl­
gutachten wird diese Diskussion in vers tärk tem 
Maße wieder fortgesetzt. Die Diskussion, für so 
fruchtbar ich jede Diskussion halte, ist doch nicht 
dazu angetan, Maßnahmen zu ersetzen, die schon 
längst fällig gewesen wären. 1959 ha t t en w i r die 
erste Eisenflaute, 1962 die zweite. Sie aber führte 
zur Erkenntnis, daß im Bereich der verstaatlich­
ten Industr ie Reorganisat ionsmaßnahmen unum­
gänglich zu sein scheinen. Beide großen Par te ien 
legten Reorganisationspläne vor. Unter dem Vor­
sitz von Dr. P i t termann, der damals die zweite 
Periode Vorstand dieses Ministeriums war, soll­
ten noch im Jun i 1965 endgültige und frucht­
bringende Maßnahmen getroffen werden. Man 
kann sagen, daß man wegen kleiner Belang­
losigkeiten keinen Schritt weiter kam. Man be­
gann mit der Taufe, der Name verstaatlichte In­
dustr ie sollte in Nationalindustr ie umgetauft 
werden, ich weiß nicht, welche wirtschaftliche 
Bedeutung dies gehabt hä t te für die Arbei ter 
und Angestellten, aber auch für die einzelnen 
Unternehmen. Notwendige Fusionierungen soll­
ten vorgenommen werden. (Landesrat Gruber : 
„Das war der Grund, warum Sie gegen das Re­
organisieren sind!") 

Als Ausgangsgrundlage dafür wollte man 
k ranke und gesunde Betriebe zusammenlegen, 
natürlich aus Solidaritätsgründen und man be­
dachte dabei nicht, daß man damit auch noch 
die gesunden Betriebe umgebracht hä t te . So ge­
schah nichts bis auf die Tatsache, daß man die 
Voraussetzung der dr i t ten Stahlflaute, die im 
Winter 1967/68, welche die schwerste war, schuf. 
Aus diesem Tohuwabohu schuf man die ÖIG, 
welche die vieldiskutierten Stahlgutachten erbe­
ten hat. Diese Stahlgutachten sagen zunächst 
eines. Die österreichische Stahlindustrie muß 
durch tiefgreifende Reorganisat ionsmaßnahmen 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig gemacht 
werden und sie zeigen auf wie dies geschehen 
soll. (Landesrat Gruber: „Also fünf Werke zu­
sperren. Sie sind für das Wie?") 

Herr Landesrat e twas Geduld, dieses Wie 
werde ich jetzt inhaltsreich sagen. Es kommt nu r 
darauf an in der Oppositionsbank —r w ir haben 
ja hier noch die gute Koalition — daß man Ge-
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duld hat. (Abg. Pölzl: „Herr Landesrat, hören 
Sie doch zu!") 

Sie sind hier in der Regierung vertreten, das 
meinte ich, und tragen einen Teil der landes­
politischen Verantwortung. Die Aussage über 
das Wie geht in den Stahlgutachten, sehen Sie 
Herr Landesrat, etwas zu früh haben Sie gezwei­
felt (Landesrat Gruber: „Sie reden zu spät, weil 
die ÖVP nicht früh genug bereit war zu Reor­
ganisation!") geht in den Stahlgutachten in eini­
gen Fragen sehr weit auseinander. (Landesrat 
Sebastian: „Wir könnten ein: paar Sachen er­
zählen . . ." — Weitere unverständliche Zwi­
schenrufe. — Glockenzeichen des Präsidenten.) 

Also ich stelle fest, daß in einigen Dingen die 
Stahlgutachten grundsätzlich auseinandergehen 
und different sind. Ich meine die Aussage über 
den Erzabbau dieser Gutachten. So sieht das 
amerikanische Gutachten vor, daß am Erzberg, 
das heißt am steirischen Brotlaib die Förder-, 
menge .von bisher 3,400.000 Tonnen auf 
2,900.000* Tonen reduziert werden' soll. 

Was dies für den Erzberg bedeutet und für die 
Bevölkerung, aber letzten Endes auch für die 
Hütte Donawitz, brauche ich hier ja nicht extra 
erwähnen. Das Leobner Professorengutachten 
sieht dagegen eine Erhöhung des Erzabbaues von 
3.4 auf 4.2 Millionen vor, das heißt eine Erhö­
hung von 800.000 Tonnen (Abg. Schön: „In Eisen­
erz aber mit weniger Arbeitern!") und begründet 
diese Erhöhung in der Zusammensetzung des 
steirischen Erzes. Ich könnte darüber eine Aus­
sage machen, aber in bezug auf die Zeit ersparen 
Sie es mir, daß ich das tue. Zur Unterstützung 
der steirischen Bemühungen wurde von uns ein 
Antrag eingebracht, man möge den Empfehlun­
gen des Leobner Gutachtens bezüglich des Erz­
abbaues Rechnung tragen. Leider hat die 
VÖEST Linz sich vom Vorstand her geäußert, 
daß sie selbstverständlich — und das ist ja schon 
dagewesen — das billigere Erz aus dem Aus­
land kaufen Wird, wie die VÖEST überhaupt der 
Meinung ist, daß das Stahlproblem oder das 
Stahlgutachten Sache der Bundesstraße 17 sei. So 
sollte in diesem Zusammenhang auch das Strek-
kenreduzierwalzwerk nicht in Krieglach, son­
dern in Krems gebaut werden. Dies hätte für 
die Hütte Donawitz bedeutet, daß 200.000 Ton­
nen Vormaterial nicht mehr hätte erzeugt wer­
den können. (Landesrat Sebastian: „Aber vom 
Bürgermeister von Krems, vom ÖVP-Bürgermei-
ster, reden Sie nichts!" — Landeshauptmann 
Krainer: „Das ist ein Sozialist, kein ÖVP-Bür-
germeister!") -

Aus dieser Sorge heraus hat die ÖVP-Fraktion 
im Landtag einen Antrag eingebracht bezugneh­
mend auf die Errichtung des Rohrreduzierwalz­
werkes in Krieglach. Dies ist Gott sei Dank be­
schlossen worden, obwohl man in Krems schon 
den Spatenstich gemacht hat. Dies ist ein Erfolg, 
wo wir alle froh sein müssen und ich sehe mich 
hier verpflichtet, all jenen zu danken, die daran 
Anteil haben, vor allem dem Herrn Landes­
hauptmann an der Spitze. (Beifall bei der ÖVP.) 

In der Sorge um den Ersatzarbeitsplatz vor 
allem (Landesrat Sebastian: „Da hätte man auch 
sagen müssen, daß wir dabei waren, das hat er 

nicht gesagt!") im Bereich der Kohle haben wir 
ebenfalls einen Antrag eingebracht betreffend 
geologische Untersuchung des Silberbergbaues in 
Oberzeiring. Silber und Schwerspat schlummern 
dort in der steirischen Erde. Beides muß zur 
Gänze eingeführt werden, Schwerspat für die 
Gießereien, Silber aber wird gebraucht für die 
Währung, Silberjodid wird gebraucht für die 
Film- und Fotoindustrie usw. Man spricht soviel 
von Ersatzbetrieben und keiner sagt welche, 
ohne nicht wieder andere Arbeitsplätze zu ge­
fährden und auszukonkurrenzieren. 

Die Erschließung von Oberzeiring, wenn eine 
Abbauwürdigkeit gegeben wäre, wäre ein ech­
ter Ersatzarbeitsplatz für die immer noch ge­
fährdete Kohle. Doch sollten alle Bemühungen 
dem Arbeitsplatz gelten, und andererseits sollen 
alle Wege schnell beschritten werden, die unserer 
Grundstoffindustrie die Konkurrenzfähigkeit auf 
dem Weltmarkt geben. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Maunz das 
Wort. Als nächster ist Herr Abg. Pichler vorge­
merkt. 

Abg. Maunz: Das Kapitel Industrieförderung 
und Alpine-Montan hat in diesem Haus noch 
nie eine einheitliche Auffassung erkennen las­
sen. Ich glaube aber, annehmen zu können, daß 
das Thema Feuerwehr sicherlich mehr Einigkeit 
in dieses Haus bringen könnte. 14,814.000 Schil­
ling werden im Voranschlag 1969 unseren Feuer­
wehren zugeführt. Das ist ein Mehr von rund 
drei Millionen Schilling. Abgesehen von dieser 
sehr positiven Einstellung unserer Landesregie­
rung kommt man bei der Betrachtung des 

, Feuerwehrwesens zur Auffassung, daß neben 
der Polizei und der Gendarmerie, deren Aufgabe 
es ist, für Recht und Ordnung in unserem Lande 
zu sorgen, die Feuerwehr die bedeutendste Ein­
richtung darstellt und als eine echte Streitmacht 
des Friedens und der Hilfsbereitschaft im Dien­
ste der Bevölkerung steht. Ihrer alten Bestim­
mung und Aufgabe, Hab und Gut der Mitmen­
schen und der Wirtschaft gegen Feuer und Ka­
tastrophen zu schützen, kommen die 30.000 
Feuerwehrleute der Steiermark in einer vorbild­
lichen Weise nach. Wenn man bei verschiedenen 
Anlässen vom Freund und Helfer spricht, so 
muß man auch besonders an die Feuerwehr­
kameraden denken. 

Vor kaum zwei Tagen passierte in Donawitz 
ein Zugsunglück. Ein Toter ist zu beklagen, und 
viele Verletzte sind vorhanden, denen unsere 
Anteilnahme gilt. Die Feuerwehren des Bezirkes 
wurden hier in einer vorbildlichen Weise einge­
setzt und es mußten zur Freimachung der Ver­
letzten Spezialgeräte eingesetzt werden. Diese 
Ausrüstung an Spezialgeräten ist, glaube ich, 
noch ein schwacher Punkt bei unseren Feuer­
wehren, Ich darf gleich den Anlaß dazu benüt­
zen, um den zuständigen Referenten, Herrn Lan­
desrat Peltzmann, zu bitten, hinsichtlich der 
Spezialausrüstungswerkzeuge in den. nächsten 
Jahresat bei den Feuerwehren Vorsorge zu tref­
fen. Aber der besondere Wert liegt nicht nur im 
MaterieHen,x das heißt also, daß die Feuerwehr 



41. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1968 1805 

maßgeblich dazu beiträgt, Volksvermögen und 
wirtschaftliche Werte zu beschützen, sondern daß 
sie in ihrer Einstellung zum Volk und Vater­
land bereit sind, mit Mut und Tapferkeit, wenn 
es sein muß, sogar mit dem Einsatz ihres Le­
bens alles zu tun, um Hilfe zu leisten. 

Dies gewinnt umso mehr an Bedeutung, wenn 
man bedenkt, daß diese Männer diesen schweren 
Dienst in ihrer Freizeit neben ihrem Beruf voll­
kommen selbstlos ohne, klingenden Lohn ausfüh­
ren. Wenn in den vergangenen Jahren bei all 
unseren Feuerwehren eine gewisse Überalterung 
feststellbar war, so ist jetzt erfreulicherweise seit 
dem Jahre 1967 für junge Menschen der Feuer­
wehrdienst neuerlich interessant geworden. Die 
intensive Werbung des Landesfeuerwehrkorn-
mandos, aber auch die großzügige Förderung 
durch das Land für die Ausrüstung dieser rund 
900 jungen Feuerwehrmänner in der Höhe von 
700.000 Schilling hat ihre Früchte getragen. Da­
mit ist aber auch die Meinung widerlegt, daß die 
Jugend für den Feuerwehrdienst nicht zu begei­
stern sei, sondern im Gegenteil, es wurde da­
durch eine neue Aufgabenstellung im Dienste 
des gesamten Volkes, welche besonders ehrend 
ist für unsere männliche Jugend, erschlossen. 

Wenn man den Tätigkeitsbericht der Feuer­
wehren für das Jahr 1967 studiert, so kommt 
man zur Auffassung, daß unsere Feuerwehren 
in der Abwehr von Hochwasser über das Feuer, 
Menschenrettung, Vermißtensuche zu einer Ein­
richtung geworden sind, die mit ihrem hohen 
Ausbildungsgrad einfach einen volkswirtschaftli­
chen Faktor darstellt. Eine besondere Zunahme 
ist auf dem Sektor der Bergung von Kraftfahr­
zeugen und öltankern festzustellen. So waren 
z. B. im Jahre 1967 3.293 Mann mit dem Bergen 
und Abschleppen von Unfallfahrzeugen mit 
einem Zeitaufwand- von 7.500 Stunden beschäf­
tigt. Allein bei Tankwagenunfällen — es waren 
deren 12 in der Steiermark — waren 18 Wehren 
beteiligt. Im Zusammenhang mit diesen Unfäl­
len kommt dem Grundwasserschutz eine beson­
dere Bedeutung zu. 

Die Steiermärkische Landesregierung hat in Er­
kenntnis dieser Tatsache in der Reinhaltung un­
seres Lebenselementes Wasser 1,280.000 Schilling 
freigegeben. Es wäre hier vielleicht auch anger-
bracht, eine Vermehrung der Ölalarmstützpunkte 
voranzutreiben, besonders an den frequentierten 
Straßen. Aber hier sei mir noch ein sehr ern­
stes, besinnliches Wort gestattet. Unsere braven 
Feuerwehrmänner leisten unentgeltlich im vor­
bildlichen Einsatz Hilfe. Demgegenüber steht die 
traurige Bilanz der Steigerung der Verkehrsun­
fälle. Alles Mögliche wurde schon überlegt und 
versucht, um dieser blutigen Entwicklung Ein­
halt zu gebieten. Ein entscheidender Erfolg 
scheint sich aber hier noch nicht abzuzeichnen. 

Ich bin der Auffassung, daß das Autofahren 
nicht nur eine Beherrschung der technischen Ma­
terie, der Kunst und der Erfahrung ist, sondern 
in der Hauptsache eine Angelegenheit des Cha­
rakters. Sonst könnte es nicht immer wieder 
vorkommen, daß • durch gröbste Nichtbeachtung 
der Verkehrsvorschriften schwerste Unfälle her­
vorgerufen und heraufbeschworen werden. 

Vielleicht wäre es hier zu überlegen, dem 
Beispiel anderer Länder zu folgen und auf den 
Kraftfahrer in der Form drastisch und erzie­
herisch einzuwirken, daß man bei einer groben 
Verletzung der Verkehrsordnung wie etwa rück­
sichtsloses Überholen, Nichtbeachtung des Vor­
ranges, den betreffenden Autofahrer einen Ver­
merk oder, wenn Sie wollen, ein Loch in den 
Führerschein macht und ihm bei einer drei­
maligen Wiederholung, neben einer Geldbuße, 
eben den Führerschein abnimmt. Andere Länder 
haben das bereits mit Erfolg praktiziert. Abgese­
hen davon, daß die Fahrdisziplin besser werden 
könnte, würde auch der Einsatz unserer Feuer­
wehren, welche letzten Endes mit öffentlichen 
Aufwendungen und Ausrüstungsgegenständen 
arbeiten, nicht mehr so häufig notwendig sein. 

Allen Feuerwehrkameraden des Landes Steier­
mark für ihre bisherige Einsatzleistung darf ich 
von dieser Stelle aus herzlichst danken, sie aber 
gleichzeitig ersuchen, weiterhin bereit zu sein, 
den Menschen unserer Heimat in Not und Be­
drängnis zu helfen. Mit einem Gut Heil für 1969 
wünsche ich, daß alle Feuerwehrmänner von in 
ren Einsätzen immer heil und gesund heimkeh­
ren mögen. (Beifall.) 

Präsident: Abg. Pichler ist am Wort. Als näch­
ster Redner ist Herr Abg. Pölzl vorgemerkt. 

Abg. Pichler: Hoher Landtag, meine Damen 
und Herren! Ich werde mich sehr genau an die 
fünf Minuten halten, ich möchte nur zu einem 
Resolutionsantrag sprechen, der die Obersteier­
mark, vornehmlich den Bezirk Judenburg, 
Murau und Knittelfeld betrifft. Die Osterr. 
Volkspartei war im Finanz-Ausschuß ja nicht be­
reit, diesem Antrag beizutreten. Ich möchte nun 
unter Beweis stellen, wie notwendig es ist, recht­
zeitig Vorsorge zu treffen, und nicht erst dann 
zu löschen, wenn es bereits zu spät ist. 

Meine Damen und Herren, über den Bezirk 
Murau allein zu sprechen ist ja schon problema­
tisch, weil wir in diesem Bezirk fast überhaupt 
keine Industrie haben, wenn wir vom chemi­
schen Betrieb in St. Lambrecht absehen. Es ist 
dort ein sehr betriebsarmes Gebiet zu verzeich­
nen und es ist auch noch niemandem möglich 
gewesen, und auch die Privatinitiative hat ja 
nicht jene Erfolge gebracht, die wir eigentlich 
erwartet haben, daß also die Menschen dort an 
Ort und Stelle Arbeit finden und nicht weiter­
hin zu den Pendlern zählen müssen. 

Aber wie in Judenburg ist es auch in Knittel­
feld mittlerweile problematisch geworden, denn, 
wenn wir die einzelnen Ziffern ansehen, hat das 
Gußstahlwerk Judenburg seit dem Jahre 1965 
ihren Belegschaftsstand von 2.114 auf 2.006 be­
reits verringern müssen, die Papierfabrik Pols 
von 663 bereits auf 549, der Bergbau Fohnsdorf 
von 1.955 bereits auf 1.547 summa summarum. 

Nur ein leichter Sonnenschein ist zu verzeich­
nen über Zeltweg, über der dortigen Papier­
fabrik bzw. Papierverarbeitung und erfreuli­
cherweise auch über der Alpine Zeltweg, wo für 
uns ein typisches Beispiel über die Auswirkun­
gen einer Finalindustrie festgestellt werden 
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kann. Die Alpine Zeltweg hat sich ja vielfach 
auch auf den Maschinenbau umgestellt und hat 
auch verhältnismäßig gute Exportaufträge und 
das ist ja das, was immer wieder auch in diesem 
Hause und auch im Parlament anklingt und un­
sere Wünsche wären, daß unsere gesamte Indu­
strie weiter finalisiert werden könnte. Wenn wir 
den Bezirk Knittelfeld nehmen, so haben wir 
dort das betrübliche Verhältnis, daß das Austria-
werk im Zuge der großen Konkurrenz sehr stark 
zurückgeht und daß die österr. Bundesbahnen, 
im Zuge ihrer Veränderungen und der bereits 
gesetzten und noch zu erwartenden Maßnahmen 
in der Hauptwerkstätte ebenfalls große Dezimie­
rungen vornehmen. 

Und nun auch eine Ziffer zu den Österreichi­
schen Bundesbahnen, bei denen innerhalb der 
letzten drei Jahre die Belegschaft der aktiven 
Bediensteten in Knittelfeld, was eigentlich das 
Um und Auf ist für die gesamte Stadt, von rund 
2.480 Bediensteten bereits auf 1.962 Bedienstete 
ebenfalls abgesunken ist. Hier handelt es sich 
nicht mehr um wenige Hunderte, sondern hier 
handelt es sich in der Obersteiermark schon um 
über tausend Arbeitsplätze, die uns verloren 
gegangen sind und die also keineswegs ersetzt 
wurden und auch in absehbarer Zeit wahrschein­
lich nicht ergänzt werden können, nämlich im 
positiven Sinne, daß für diese bereits geschwun­
denen Arbeitsplätze neue Arbeitsplätze kommen, 
wo die Menschen wieder Brot und Arbeit fin­
den. 

Aus diesem Grunde ist es mir eigentlich etwas 
unverständlich, daß die österr. Volkspartei die­
sem Antrag weder beitritt, noch dafür stimmt. 
Ich halte es für notwendig, das aufzuzeigen, denn 
es wird vielfach übersehen, wie sich die dortigen 
Situationen entwickeln und vor welchen Schwie­
rigkeiten die Obersteiermark steht. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abg. 
Pölzl. Als nächster ist Herr Abg. Stöffler vor­
gemerkt. 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Generalberichterstatter der 
sozialistischen Fraktion hat mehr Zeit aufgewen­
det um Wiener Probleme hier zu lösen und mehr 
Zeit dazu aufgewendet, um den Nachweis zu 
führen, daß es eigentlich die Österreichische 
Volkspartei in Wien ist, die an allem schuld ist, 
und die Sozialisten diejenigen, die nur das Gute 
wollen. Wir haben heute in diesem Kapitel zwei 
Redner aus Weiz gehört, die sich mit dem 
Problem der Elin-Union beschäftigt haben. Der 
Herr Abg. Wuganigg hat wohlweislich gesagt, 
mit dem Spezialproblem wird sich der Herr Abg. 
Meisl beschäftigen. Er wollte sich dabei wahr­
scheinlich die Finger nicht verbrennen. 

Denn, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, ich freue mich, daß der Herr Abg. Meisl er­
klärt hat, es müßte etwas geschehen, um die 
Sicherheit der Arbeitsplätze der rund 2.500 Be­
schäftigten bei der Elin-Union abzusichern und 
nicht, daß noch weitere Abteilungen von Weiz 
verlegt werden. Aber, wenn man nun in Weiz 

sich mit einem Arbeiter der Elin-Union unter­
hält, man fragt wie geht's Euch denn, dann hört 
man von den Mitarbeitern in der Elin und zwar 
von den beschäftigten, nicht von politischen Mit­
arbeitern, ja der Herr Meisl hat damals dem 
Herrn Vizekanzler Pittermann nicht Halt gebo­
ten. Er hat wie der Vizekanzler Pittermann die 
Verantwortung über die Elin zu tragen hatte, 
als Zentralbetriebsratsobmann nicht Stellung be­
zogen dagegen, daß die kranke Stadlauer AEG 
mit der gesunden Elin zusammengelegt wurde. 
Dafür hätte er die goldene Medaille, so sagen die 
Arbeiter in Weiz, und dafür wäre er zum Dank 
vom Dr. Pittermann in den Steirischen Landtag 
entsendet worden. 

Eine weitere Tatsache, meine Damen und Her­
ren, es ist der Generaldirektor der Elin-Union, 
Dr. Widtmann, absolut dagegen aufgetreten, er 
hat gewarnt und hat zu seinen Parteifreunden 
in der sozialistischen Partei einigemale mit Bit­
ten gesagt, ich warne, die gesunde und gute 
Elin mit dem kranken Stadlauer Betrieb zusam­
menzulegen. 

Der Herr Dr. Widtmann war nicht mehr lange 
Generaldirektor, er war lästig. Bei der soziali­
stischen Partei sind diese Fachleute, die für einen 
Betrieb eintreten und nicht für parteipolitische 
Ziele ihre Hand reichen, nicht sehr lange im Vor­
stand eines Betriebes. (Landesrat Gruber: „Ja, 
weil er schon 65 war! Das ist pure Demagogie! 
Sie wissen, daß Generaldirektor Widtmann schon 
weit über 65 Jahre war, als er in Pension ging 
und daß der Eigentümer und nicht der Betriebs­
rat diese Fusion beschlossen hat!") 

Herr Landesrat, haben Sie noch etwas zu sa­
gen? Sind Sie fertig? 

Ich möchte hier aufklären. Man soll nicht 
scheinheilig der ÖVP Dinge vorwerfen, die man 
bei der Sozialistischen Partei selbstverständlich 
ununterbrochen macht. Man soll nicht hier ver­
suchen Wiener Probleme hereinzubringen (Lan-
desrat Gruber: „Warum nicht?") und die Volks­
partei-Abgeordneten zu reizen, denn wir sind 
in der Lage, über viele Betriebe in der Steier­
mark, wo die Sozialisten herrschen, die Wahr­
heit hier im Hohen Haus zu berichten. Im übri­
gen darf ich Ihnen noch eines sagen. Der Herr 
Abgeordnete Wuganigg lächelt nicht nur bei mei­
nen Worten, er kann auch die Wahrheit darüber 
bestätigen, daß in Weiz die Elinarbeiter sagen: 
Schuld an der Misere ist der Herr Meisl (Lan­
desrat Gruber: „Also das glaube ich nicht!"), weil 
er dem Herrn Vizekanzler Pittermann die Hand 
zu diesem schändlichen Werk gereicht hat. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abg. 
Stöffler. Als nächste ist Frau Abg. Jamnegg vor­
gemerkt. 

Abg. Stöffler: Hoher Landtag,.meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! In der Gruppe 7 
und zum Teil auch in der nunmehr zu behan­
delnden Gruppe 8 ist ersichtlich, daß sich das 
Land bei einer Anzahl von Betrieben beteiligt, 
daß es Haftungen für Darlehen übernimmt zum 
Ausbau und für Investitionen in Betrieben, daß es 
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schließlich auch Zinsenzuschüsse und Beihilfen 
leistet, um auf diesem Weg der Wirtschaft zu 
dienen und auch Hilfe zu leisten für die Besei­
tigung der Strukturschwächen, die wir allenthal­
ben festzustellen haben. Ich glaube, dieser Weg 
ist zu begrüßen. Es zeigt sich natürlich auch hier 
die enge Verflechtung von Politik und Wirtschaft, 
die wir so verstehen, daß die öffentliche Hand 
helfen soll, daß sie aber, wie unsere General­
redner schon zum Ausdruck gebracht hat, nicht 
selbst Betriebe führen soll. Die Konkurrenz der 
öffentlichen Hand schafft vielfach nur eine Ver­
fälschung der Wettbewerbsverhältnisse, sie führt 
zu leicht zu Defiziten und sie läßt den Einfluß 
der Parteipolitik im Bereiche des öffentlichen 
Lebens zu sehr wirksam werden. (Abg. Dr. Klau­
ser: „Gilt das für die Marktordnungsgesetze 
auch?") 

Und erst zu spät entschließt man sich dann bei 
rettungslos defizitären Betrieben dazu, sie ein­
zustellen, wie z. B. dies nunmehr, aber endlich 
doch in Graz bei den beiden Gemeindekinos der 
Fall ist. (Landesrat Sebastian: „Wir wissen ein 
paar private auch!") 

Wenn wir, meine Damen und Herren, heute 
von Strukturveränderungen reden, von Struk­
turschwächen und dabei mit Landesmitteln hel­
fen, so ist damit sicherlich nicht der Weg be­
schritten, daß behördlicherseits Strukturplanun­
gen erfolgen sollen. Solche behördliche Planun­
gen sind meistens nicht flexibel genug. Sie müß­
ten es aber sein, genauso wie ja die jeweils gel­
tenden Strukturen selbst nicht ein unveränder­
bares Dogma darstellen. Die notwendige Flexi­
bilität aber haben nicht nur solche Planungen 
aufzuweisen, sondern auch jene, die von solchen 
Überlegungen betroffen oder erfaßt werden, 
nämlich die Menschen und die Betriebe, in denen 
diese Menschen arbeiten. Wir brauchen also nicht 
so sehr den gesteuerten, gelenkten, geführten 
oder gar manipulierten Menschen, sondern wir 
brauchen möglichst viele mit eigener Initiative 
und dazu möglichst viele, die auch bereit sind, 
selbst ein Risiko zu tragen. Je mehr das Risiko 
zentralisiert wird umso spröder und schwerfäl­
liger wird die Wirtschaft. Viele Risikoträger hin­
gegen werden eine Steigerung der Elastizität mit 
sich bringen. 

Das Streben nach Sicherheit, meine Damen 
und Herren, wird immer größer. Es muß und 
kann aber letzten Endes nur von jenen 
getragen werden, die auch bereit sind, ein Risiko 
zu übernehmen. Ich halte die Vermehrung jener, 
die bereit sind, Risiko zu übernehmen und die 
zu Initiativen fähig sind, für eine Frage, die 
auch mit der staatlichen Sicherheit eng zusam­
menhängt. Wir werden nämlich in der Umge­
bung der Quantitäten wirtschaftlicher Mächte 
nur dann bestehen können, wenn wir flexibler, 
tüchtiger, fleißiger und einfallsreicher sind. Wir 
werden nicht als hartes Korn zwischen den Mühl­
steinen fungieren dürfen, sondern wir müs­
sen gewandt und geschickt Engpässe und Här­
ten vermeiden und uns in den freien Räumen 
bewegen, die auch zwischen den großen Blöcken 
sich immer wieder öffnen. Nur auf diese Weise 

kann die wirtschaftliche Basis eines so kleinen 
Staates und seiner Bürger gewährleistet sein. 

Meine Damen und Herren! Man hört beson­
ders in der letzten Zeit sehr oft die Frage, nicht 
zuletzt ausgelöst durch die tschechoslowakischen 
Ereignisse, wie denn unsere Sicherheit über­
haupt garantiert sei. 

Hier ist die Gegenfrage berechtigt: Welcher 
Mensch oder welcher Staat war denn jemals 
absolut gesichert? Und wer ist es heute? Viel­
leicht sind die New Yorker viel weniger gesi­
chert für den Fall eines kriegerischen Ereignis­
ses als wir hier in Österreich. Wieviel weniger 
erscheint doch die französische Wirtschaft und 
die französische Währung gesichert als unsere 
Wirtschaft und Währung in diesen Tagen, ob­
wohl Frankreich noch vor wenigen Monaten in 
dieser Hinsicht so gut wie nicht gefährdet er­
schien. Welche störenden Einflüsse auch immer 
auf uns hereinstürmen mögen, ihre Bewältigung 
wird stets allein unsere Sache sein. Nicht Ge­
setze und nicht Pläne, sondern die Abwehr- und 
Schaffenskraft, das Können Und die Geschick­
lichkeit, werden stets die Hauptfaktoren sein, da­
mit wir unsere Standfestigkeit bewahren. Mit 
der Hilfe der öffentlichen Hand für die Entste^ 
hung und Verbesserung bei den Betrieben allein 
ist es aber nicht getan. Es wirken nämlich der 
Ergreifung von Initiativen und dem Mut zum 
Risiko leider einige gewichtige Faktoren sehr 
stark entgegen. Solange das Steuersystem dazu 
angetan ist, den Fleißigen und Tüchtigen im 
Wege einer überhöhten Progression der Erwerbs­
steuern zu bestrafen und solange auch in der 
Lohnpolitik, für die ja die Gewerkschaft haupt­
sächlich verantwortlich zeichnet, sich parallele 
Tendenzen zeigen, so lange werden wir nicht zu 
jener Leistungsqualität kommen, die wir aber 
brauchen, um der Leistungsquantität unserer 
Nachbarn- gegenüberzutreten. 

Ein kleines Volk, das im Laufe der Geschichte 
feststellen mußte, daß seine von außen garan­
tierte Sicherheit nur solange gewährleistet ist, 
solange es den anderen opportun erscheint und 
nur insoweit, als damit die „guten Freunde" 
nicht zu viel riskieren, muß sich weitgehend auf 
seine eigenen Kräfte besinnen und sie auch mo­
bilisieren. Es gilt also, neben der staatlichen 
Hilfe für die Wirtschaft, neben einer verbesser­
ten Ausbildung unserer Mitbürger auch nach 
Wegen zu suchen, die dahin führen, daß es sich 
lohnt, fleißiger, tüchtiger und risikofreudiger zu 
sein. 

Diese Auffassung widerspricht natürlich dem 
Streben nach übertriebener Vermögensumver­
teilung und der zu großen Abschöpfung des er­
arbeiteten Verdienstes. Die von gewisser Seite 
so gepriesene Umverteilung hat sicherlich eine 
soziale Untergrenze, aber, meine Damen und 
Herren, sie hat auch eine wirtschaftliche und 
durch die Vernunft gezogene Obergrenze. 

Wenn in diesem Haus darüber geklagt wird, 
daß die Lohnsteuer im Gesamtbetrag höher ist 
als die Einkommensteuer, so zeigt dies nur, daß 
wir uns weitgehend von einer Ertragswirt­
schaft zu einer Umsatzwirtschaft hinbewegen mit 
all den Mängeln, die sich aus dem Fehlen- des 
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nötigen Kapitals für weitere Investitionen er­
geben, sondern es zeigt sich auch, daß auch 
dem Arbeitnehmer immer mehr von seinem er­
arbeiteten Verdienst abgeschöpft und in Form 
der Steuer weggenommen wird. Wir können 
uns ja nicht im Umverteilen erschöpfen, wir 
müssen ja vor allem danach streben, daß etwas 
da ist, um es zu verteilen, und vor allem auch 
danach, daß in Zukunft mehr da ist, daß mehr 
tüchtige, initiative und geschickte Menschen am 
Werk sind. Es wird viel von der Bildungsexplo­
sion gesprochen, von "Sem Streben jedes einzel­
nen nach höherer Bildung. Meine Damen und 
Herren, wenn man sich ansieht, wie wenig es 
sich lohnt, durch höhere Bildung mehr zu lei­
sten, dann fragt man sich fast, wozu eigentlich. 

Die übertriebene Umverteilung und die auf 
ihr basierende Steuerprogression, die ja den 
Fleiß und die Tüchtigkeit bestrafen, sie führen 
ja fast zu dem Schluß, daß es bald gescheiter ist 
dümmer zu bleiben, weil einem dann von dem, 
was man verdient, perzentuell viel mehr bleibt. 
Sie lähmt die Verantwortungsfreude, sie er­
schlägt die Risikofreudigkeit. Man ist also so 
richtig dabei, die begehrte höhere Qualität, die 
durch erhöhte Bildung angestrebt wird, durch 
eine immer krasser werdende Vermögensum­
verteilung wieder wirkungslos zu machen. Auf 
diesem Weg, meine Damen und Herren, kann 
man die vermehrenden Kräfte — und um das 
geht es — nicht wecken. Wir haben nicht die 
Division zu suchen, sondern die Multiplikation. 
Auf diese bisherige Weise werden wir auch nicht 
zu den Voraussetzungen kommen, die wir brau­
chen, um die wirtschaftlichen und sozialen Si­
cherheiten zu gewährleisten und auch auf. an­
deren Gebieten Sicherheit zu bewahren. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, er­
kennen wir doch, daß mit einer übertriebenen 
Umverteilung, ob bewußt oder unbewußt auch 
gewisse Voraussetzungen für die Manipulier-
barkeit des Menschen geschaffen werden. Die 
Sozialistische Partei sollte sich daher auf diesem 
Gebiet gewisse Grenzen setzen, (Landesrat Se­
bastian: „Nein, nein, die ÖVP-Regierung, sie hat 
das ja in der Hand, Sie haben ja die Parlaments­
mehrheit!") weil sie sonst einem Ziel zustrebt, 
das ist sicher Herr Landesrat, horchen Sie ein­
mal zu, ich horche ja Ihnen auch zu, (Landesrat 
Sebastian: „Beschließen Sie es doch im Parla­
ment! Sie haben doch eine Parlamentsmehr-
heit! Beschließen Sie es doch!" — Glockenzei­
chen des Präsidenten.) weil Sie sonst einem Ziel 
zustreben, daß Sie sicher selbst nicht wollen, 
nämlich.das Ziel,.daß Sie zur Manipulierbarkeit 
des Menschen kommen. (Landesrat Sebastian: 
„Lesen Sie doch den Koren-Plan!") 

Und ich sage Ihnen jetzt noch etwas: Aus der 
Generalrede Ihres Sprechers habe ich das klare 
Bekenntnis in dieser Hinsicht leider nicht ver­
nehmen können. (Abg. Heidinger: „Lesen Sie das 
sozialistische Programm, da steht es drinnen über 
die verstärkte Progression!") 

Ohne Ihnen etwas unterschieben zu wollen, 
stelle ich aber doch eines fest (Landesrat Seba­
stian: „Sie haben es doch in der Hand, das zu 
ändern!") 

Mich stört es nicht, wenn Sie Zwischenrufe 
machen, Herr Landesrat, in keiner Weise, nur so 
sehr Sie als referierender Ländesrat sicherlich 
auch Wert darauf legen, Ihre Ausführungen eini­
germaßen ungestört darbieten zu können, so we­
nig sind Sie bereit, wenn Sie da unten sitzen, 
das für den Redner bei diesem Pult zu gewähr­
leisten. (Abg. Pölzl: „Wie bei der Feuerwehr, 
einer für alle!" — Landesrat Sebastian: „Einem 
Abgeordneten ist doch ein Zwischenruf erlaubt! 
Ich habe mich bemüht, die Wahrheit zu sagen, 
jawohl, aber dann müssen Sie sich auch korrekt 
verhalten, Sie brauchen nur korrekt zu sein!") 

Aber mich stört es nicht, Sie kommen nur aus 
der Reserve und man sieht ein bißchen tiefer. 
Das zeigt, daß Sie nervös sind, ich dürfte den 
Nagel mitten auf den Kopf getroffen haben. 
(Landesrat Sebastian: „Ja genau, aber auf den 
Kopf der ÖVP-Regierung!" — Abg. Heidinger: 
„Sie polemisieren!") 

Natürlich auch, das gehört ja zur Politik, pole­
misieren Sie nicht? (Zwischenruf von der SPÖ: 
„Es darf nicht zur Demagogie führen!") __ 

Das ist Ihnen vorbehalten. (Landesrat Bam­
mer: „Auf die Opposition gezielt und die ÖVP 
getroffen!") 

Uns, meine Damen und Herren, geht es jeden­
falls darum, alle individuellen Kräfte zu wecken 
und von unten nach oben zur Erfüllung zu füh­
ren. Und wir wollen dabei dem Menschen seine 
Instinkte und seine Evolutionen, um eine Rede­
wendung aus Ihrer Generalrede zu gebrauchen, 
und sein Streben nach Ertrag und Besitz erhal­
ten, weil diese Dinge nun einmal zu uns und 
zum Menschsein gehören, Eigenschaften, die wir 
nicht einfach ablegen können, die wir auch nicht 
gleichschalten wollen und die wir auch nicht 
wegmanipulieren wollen, sondern, die wir eher 
nutzbar machen sollen. Und in dieser Zielset­
zung, das glaube ich abschließend sagen zu müs­
sen, unterscheiden wir uns sehr deutlich von 
Ihnen, meine Damen und Herren auf der linken 
Seite und ich betone, daß wir auf diese Unter­
scheidung auch gesteigerten Wert legen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile das Wort der Frau Abg. 
Jamnegg. Als nächster ist Herr Abg. Ing. Fuchs 
vorgemerkt. 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Wenn ich mich zu 
dieser Gruppe noch einmal zu Wort gemeldet 
habe, so deshalb, weil ich jetzt ein Thema hier 
behandeln will, das mir ganz besonders am Her­
zen liegt, es ist das der Themenkreis: Berufs­
tätige Frauen. Und ich bitte um Nachsicht, Herr 
Präsident, nachdem das ja vielleicht die einzige 
Wortmeldung zu diesem Thema ist, wenn ich 
meine Zeit ein wenig überschreite. 

Präsident: Sie haben unbeschränkte Redezeit. 

Abg. Jamnegg: Danke vielmals, Herr Präsi­
dent. Ich darf nun, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, zuerst darauf hinweisen, welch ho­
hen Anteil die berufstätigen Frauen in unserem 
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Lande zum Sozialprodukt leisten. 40 Prozent 
aller Erwerbstätigen in Österreich sind Frauen. _ 
In Ziffern ausgedrückt sieht das so aus. 1,360.000 
erwerbstätige Frauen insgesamt und davon rund 
900.000 unselbständig erwerbstätige Frauen. 

Nun ist dies heute so — und ich möchte das 
auch hier im Hause aussprechen — daß da und 
dort nun Kritik geübt wird, an der Berufstätig­
keit der Frau an sich. Eine Kritik, die sachlich 
kaum begründet ist, wenn man hier die Gesamt­
zusammenschau zu diesem Fragenkomplex hat. 
Eine Kritik geübt aber vor allem, meine Damen 
und Herren, an den berufstätigen Müttern in, 
unserem Lande und wir haben in der Tat 500.000 
Frauen, Mütter, die in Österreich auch berufs­
tätig sind. Nun, auch sie werden in der Wirt­
schaft gebraucht, das möchte ich vorausschicken. 
Aber die andere Seite, wenn wir überlegen, 
warum auch Mütter in unserem Lande arbeiten, 
so ist diese Frage sehr leicht beantwortet, weil 
sie eben mit dazu beitragen müssen, das Fami­
lieneinkommen zu sichern, weil sie in jungen 
Jahren mit dazu beitragen müssen zur Woh­
nungsanschaffung, zur Wohnungseinrichtung 
und alles, was damit zusammenhängt. 

Natürlich, meine Damen und Herren, ist und 
bleibt es unsere Zielsetzung zu erreichen, daß 
den Müttern einmal doch die freie Wahl gege­
ben werden kann zwischen Beruf und Familie. 
Aber das ist sicher noch ein weiter Weg, jeden­
falls ist jetzt die Situation so, daß die Mütter 
eben arbeiten müssen. Nun, vielleicht gibt es 
eine Möglichkeit der Teillösung, vielleicht ist es 
möglich, doch auch einmal zu vermehrten Teil­
zeitarbeitsplätzen zu kommen und insbesondere 
aber auch, meine Damen und Herren, hoffe ich 
sehr, daß trotz der verschiedenen Einwände von 
mehreren Seiten es möglich sein wird, auch das 
Teilzeitarbeitsgesetz eines Tages zur Verab­
schiedung zu bringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ho­
her Landtag, ich hoffe sehr, und gestatte mir also 
diese Anmerkung, daß das Thema berufstätige 
Frauen auch für dieses Haus interessant ist und 
daß man die Aufmerksamkeit diesem Thema 
zuwendet Denn es ist immerhin für diesen gro­
ßen Kreis in der Bevölkerung eine eminent wich­
tige Frage und ich glaube auch, daß die Frauen 
das Recht haben,' die Aufmerksamkeit für Ihre 
Probleme in Anspruch zu nehmen. Die Zahl der 
berufstätigen Frauen in Österreich hat sich prak­
tisch seit dem Jahre 1910, also seit der letzten 
Volkszählung kaum verändert. Es waren damals 
40 Prozent, es sind heute 40 Prozent. Zahlen­
mäßig ist also keine Umschichtung erfolgt, eine 
Umschichtung allerdings wohl im quantitativen 
Bereich. Mit der fortschreitenden Industrialisie­
rung sind die Frauen praktisch in alle Berufe 
vorgedrungen, denn sie wurden in diesen Beru­
fen gebraucht. Es gibt heute, meine Damen und 
Herren, eine Reihe von Produktionen, eine Reihe 
von Produktionsstätten der speziellen und spe­
zialisierten Frauenarbeit. Ich möchte z. B. nur ein 
konkretes Beispiel herausgreifen im oststeiri-
. sehen Bereich, etwa die EUMIG, die in der Tran­
sistorenerzeugung fast ausschließlich, von weni­
gen Männern abgesehen, Frauen beschäftigt, 

weil die Fingerfertigkeit der Frauen besser für 
„diese Produktion geeignet ist. 

Das war nur ein konkretes Beispiel für die 
spezialisierte industrielle Frauenarbeit. Es gibt 
aber heute, meine Damen und Herren, kaum 
eine Berufsgruppe, in der die Frauen nicht in 
hohem Maße vertreten sind und es gibt viele 
Berufsgruppen, wo sie heute auch schon über­
wiegen. Ich nenne nur die Privatangestellten 
oder das Unterrichtswesen und selbstverständ­
lich den Bereich der Sozialberufe. 

Die Wirtschaft ist, meine Damen und Herren, 
auf die Mitarbeit der Frauen angewiesen und es 
gibt heute kein Industrieland der Welt, das auf 
die Mitarbeit der Frauen verzichten kann und 
der Wohlstand — das möchte ich ganz betont 
herausstellen — in unserem Lande wird sehr 
wohl wesentlich von dem Anteil der Frauenar­
beit mitbeeinflußt. In diesem Zusammenhang 
darf ich auch erwähnen, daß die internationale 
Arbeitsorganisation, der ja auch Österreich als 
Mitgliedsstaat angehört, im Vorjahr eine drin­
gende Empfehlung an die Entwicklungsländer 
herausgegeben hat, so rasch und auf so breiter 
Basis wie möglich Frauen in das Erwerbsleben 
einzugliedern, um auch dort zu einem wirtschaft­
lichen Aufschwung kommen zu können. Für 
Österreich aber, meine Damen und Herren, darf 
ich feststellen: Ohne die Mitarbeit der Frauen 
auf dieser breiten Basis hätten wir in unserem 
Lande diesen wirtschaftlichen Aufschwung auch 
nicht möglich machen können. 

Das gilt auch für die Zukunft, meine Damen 
und Herren. Aber auch eine Sozialpolitik, wie 
wir sie uns heute leisten können in diesem Maße 
— und Österreich hat hier keinen internationa­
len Vergleich zu scheuen, im Gegenteil, Öster­
reich steht hier führend mit an der Spitze— und 
selbst die familienpolitischen Maßnahmen wären 
ohne den aktiven Anteil der berufstätigen 
Frauen bei der Erbringung der Mittel für die 
Leistungen, die hiefür Voraussetzung sind, nicht 
möglich. 

Die Steiermark steht mit dem Anteil der be­
rufstätigen Frauen, und zwar im Bereiche der 
Unselbständigen, hinter Wien, Niederösterreich 
und Oberösterreich mit einem Durchschnitt von 
110.000 berufstätigen Frauen an vierter Stelle, 
Aber das Arbeitspotential der Frauen auch bei 
uns in der Steiermark — und ich meine jetzt 
nicht etwa die Arbeitslosenziffern, sondern ich 
meine jene Frauen insbesondere, die geneigt wä­
ren, noch einen Beruf aufzunehmen, so sie eine 
entsprechende Beschäftigung finden, ich meine 
aber auch jene Frauen," die etwa nach vorüber­
gehendem Ausscheiden aus dem Berufsleben 
sich um eine Wiedereingliederung bemühen — 
ist noch nicht ausgeschöpft. Ich glaube, daß man 
hier insbesondere für jene > Frauen, die wieder 
in das Berufsleben eintreten wollen, ganz beson­
ders auch bei Schulungs-, Um- und Nachschu-
lungsmaßriahmen eine Möglichkeit der besonde­
ren Berücksichtigung finden sollte. Es ist zur 
Verbesserung des Wohlstandsgefälles unseres 
Landes notwendig, daß man hier die Möglich­
keit einer weiteren Eingliederung überlegen und 
auch die weitere Gründung von Betrieben mit 
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spezieller Frauenarbeit in die Bemühungen um. 
die Schaffung von neuen Betrieben miteinbezie­
hen soll. 

Und zum Schluß, meine.Damen und Herren, 
darf ich sagen: Für die Leistung, die die Frauen 
in unserem Lande erbringen, sei es die berufs­
tätige Frau, ob im selbständigen oder unselb­
ständigen Bereich, sei es aber auch die harte 
Arbeitsleistung der Bäuerin und sei es schließ­
lich auch die oft unterschätzte Arbeit der Haus­
frau und Mutter, dürfen die Frauen, so glaube 
ich, eine volle Würdigung in Anspruch nehmen, 
aber auch Verständnis erwarten, wenn es darum 
geht, ihre speziellen Anliegen auch zu erfüllen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abge­
ordneten Fuchs. Als nächster ist zu Wort ge­
meldet Herr Abgeordneter Ileschitz. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Hoher Landtag, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist zwei-, 
felsohne nicht zu verwundern, daß sich die Ge­
müter immer dann zu erhitzen beginnen, wenn 
das Thema der verstaatlichten Industrie und 
überhaupt der Industrie und ihrer Förderung 
und alle damit zusammenhängenden Fragen 
aufs Tapet kommen. Das ist etwas, was wirk­
lich sehr natürlich ist, denn gerade in der Steier­
mark gibt es kaum ein Problem, das uns so an­
geht, so berührt und das uns auch so beeinflußt. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Schön sich in 
ein paar- Passagen meiner Meinung nach ver­
gangen, und ich: werde in aller Freundlichkeit, 
Herr Kollege, nur ganz wenige Korrekturen 
dazu anbringen müssen. Der Herr Kollege hat 
zuerst beklagt, daß die beiden Gutachten an die 
Öffentlichkeit gedrungen sind. Das war nicht nur 
ein Malheur, sondern das war wirklich ein Un­
glück. Es ist aber wohl sehr zu untersuchen, 
wie und durch welche Löcher es an die Ober­
fläche gekommen ist, denn noch weiß man nicht 
genau, auf welcher Seite das passiert ist. 

Es ist nur so, Herr Kollege, früher oder spä­
ter wäre es an das Licht der Öffentlichkeit ge-
kommen, und es ist also unschön, daß man es 
zuerst in der Zeitung gelesen hat, bevor es die 
Betreffenden übersetzt bekommen haben. Es ist 
aber traurig — und das ist vielleicht ein Zei­
chen für verschiedene Zustände in unserem 
Lande, daß die wesentlich befaßten Herren un­
bedingt eine Übersetzung haben mußten, daß 
man in den Spitzen dort nicht einmal genug 
Leute gefunden hat, die den englischen Original­
text haben lesen können, was bei uns gar keine 
Rolle spielt, aber in einer Industrieführung 
schon etwas sehr Wesentliches ist; genauso, wie 
man im diplomatischen Dienst erwartet, daß die 
Leute französisch können, wäre es meiner Mei­
nung nach selbstverständlich, daß jeder Indu­
striekapitän zumindest eine schwache Ahnung 
von englisch haben müßte, denn sonst kann er 
einfach heute seinen Funktionen nicht richtig 
nachkommen. Das ist nun einmal die Sprache 
der. Technik geworden. 

Aber sei es, wie es sei. Der Herr Kollege Schön 
hat dann die Gutachten ein bißchen beklagt. Er 

hat gesagt, sie sind nicht gut und hat gesagt, 
man hat nicht den Menschen berücksichtigt und 
hat rein nach fachlichen Gesichtspunkten geur­
teilt. Es ist selbstverständlich und die einzige 
Möglichkeit, daß man, wenn man sich Gütach­
ten bestellt, nicht ein Ergebnis bestellt, sondern 
daß man Leute, die an und für sich davon nicht 
betroffen sind, bittet, ihre Meinung zu sagen. 
Was die Verantwortlichen, die dann zu entscheid 
den haben, aus solchen Gutachten machen, ist 
eine zweite Sache. (Landesrat Sebastian: „Sehr 
richtig!") 

Ich glaube, da kann man gar nichts dagegen 
sagen. Es ist auch ein Glück, daß man zwei ver­
schiedene Gutachten hat, die sich widersprechen, 
denn nichts ist gefährlicher, als einen Wirt­
schaftsplan zu haben und dann zu glauben, das 
ist das Evangelium und alles, was da drinnen 
steht, ist richtig. Zumindestens haben wir hier 
zwei, da kann sich jeder aussuchen, was ihm 
paßt. (Heiterkeit.) 

Dann ist der Herr Abgeordnete Schön zu einem 
Kapitel übergegangen, und da muß ich ihm lei­
der widersprechen. Sie haben gesagt, es ist eine 
Lüge, zu behaupten, daß irgend jemand, und ich 
glaube, Sie haben die Regierung oder die ÖIG 
gemeint (Abg. Schön: „Den Bund!"), daß der 
Bund für die verstaatlichte Industrie etwas ge­
tan hat, und die Generaldirektoren und die Vor­
stände der Firmen haben gewissermaßen so wie 
der Münchhausen am eigenen Schopf die Sache 
aus dem Sumpf gezogen. So war es ungefähr 
zu verstehen. (Abg. Schön: „Das kann man aus­
legen wie man will. Auf jeden Fall steht aber 
eines fest, daß die ganze Stahlflaute, die ganze 
Misere, von den Konzernleitungen behoben 
wurde!" — Landesrat Peltzmann: „Dazu sind sie 
ja auch da!") 

Herr Kollege, dazu sind sie ja auch gut be­
zahlt diese Konzernleitungen: 

Es hat im Jahre 1967 insgesamt der Bund 
Haftungen übernommen für die Elin 308 Mil­
lionen und für die Stickstöffwerke 281 Millionen. 
Im Jahre 1965, das ist also das letzte Jahr sozu­
sagen der Koalition gewesen, sind insgesamt nur 
310 Millionen solcher Haftungsübernahmen ge­
wesen, wogegen es im Jahre 1967 589 Millionen 
waren. Das also; in Zahlen. Jetzt kommen aber 
die Kapitalserhöhungen, die nebenher waren. 
Und zwar hat der Bund, Kapital erhöht im 
Jahre 1966 24.7 Millionen, im Jahre 1967 80 Mil­
lionen und im Jahre 1968 91 Millionen. Dazu 
kommen Kapitalserhöhungen aus dem Investi-
tionsforids im Jahre 1968 von 54 Millionen, Um­
wandlungen von Darlehen 54 Millionen, dann 
haben wir noch Investitionsfondsdarlehen 81.6 
Millionen. 

Man kann, Herr Kollege, ohne weiters darü­
ber streiten, ob das genug, ausreichend, zu we­
nig oder zu viel ist, aber man kann also nicht 
sagen, daß gar nichts geschehen ist und man 
'kann nicht sagen, es ist eine Lüge zu behaupten, 
daß der Bund etwas gemacht hat. Bitte, viel­
leicht bin ich so ein Lügner jetzt, aber ich glaube, 
daß das einfach ein bisser1 falsche Information 
war (Abg. Schön: „Nein!"), ich verstehe schon 
Ihre Sorgen und Nöte, aber man soll nicht ganz 



41. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — xo., 11. und 12. Dezember 1968 1811 

an den Dingen vorbeigehen, denn es sind im­
merhin doch ganz hübsche Ziffern. 

Sie haben dann gesagt, der Mit telpunkt ist 
der Mensch, und h ier treffen w i r uns zweifels­
ohne, nicht? Es wird uns gerne nachgesagt und 
der Her r Landesra t ha t das f rüher so ein bisserl 
anklingen lassen, daß wir also absolut gegen die 
verstaatlichte Industr ie seien. (Landesrat Gru­
ber: „Nicht mehr, würde ich sagen!") 

Schauen Sie, lassen Sie mich den Satz ausre­
den und nachher, dann laß ich Sie reden und 
dann verstehen wir uns gleich besser. Wenn wir 
wirklich dagegen wären, so wä re das schon vom 
S tandpunkt der Wirtschaft, die Sie uns also 
zuordnen, nämlich der Privatwirtschaft aus ge­
sehen, ja doch eine irrsinnige Dummheit . (Abg. 
Heidinger: „Das haben wir auch immer gesagt!") 

Je tzt passen Sie doch einmal auf. Wir, alle 
Pr ivatbetr iebe, sind d i rekt oder indirekt Abneh­
mer oder Lieferanten der verstaatlichten Indu­
str ie und wir werden uns sozusagen in den eige­
nen Fuß hacken, nu r aus politischen Gründen. 
(Abg. Fellinger: „So?") 

Und jetzt sage ich Ihnen noch was, Herr Kol­
lege Fellinger, weil Sie sagen so. Es gibt bei uns 
Leute, die sagen, „hu die Verstaatlichte", nicht, 
und wenn man so einen hört, dann zitiert man 
gleich und sagt, na die ganze ÖVP ist dagegen. 
Es gibt bei Ihnen genau so Leute, die sagen, 
alles muß verstaatlicht werden, ja wenn wi r die 
alle immer zitieren möchten, dann könnte man 
sagen, sie sind gegen die Privat industr ie . Das 
wäre doch ein Unsinn, das ist doch nicht richtig. 
(Landesrat Sebastian: „Das ist aber das kleinere 
Häuferl bei uns, die für die Verstaatlichung der 
ganzen Industrie ist!") 

Häuferl ist überhaupt der richtige Ausdruck, 
das ist ein ganz ein t rübes Häuferl. 

Aber, bi t te sehr, weil Sie sagen der Mensch, 
es ist der Mensch letztlich die Sorge und es ist 
dem Menschen nicht damit gedient, wenn man 
glaubt, man muß gewisse Dinge betonieren, um 
eine momentane Arbeitsplatzerhaltung, von mir 
aus einen ganzen Betrieb, oder eine Industr ie­
gruppe, oder auch nur den Arbeitsplatz zu ge­
fährden. Ich habe hier eine Statistik und zwar 
ist das der Rechnungshofbericht 1966. Da sind 
ausgewiesene Gewinne der verstaatlichten In­
dustrie mit 211 Millionen österreichische Schil­
ling, ausgewiesene Verluste der verstaatlichten 
Industr ie 195 Millionen österreichische Schilling. 
Wenn man also •— wie das gerne gesehen wer­
den würde .— das saldieren würde, das heißt, die 
Verluste von den Gewinnen abziehen, würde 
herauskommen ein Saldogewinn von 15 Millio­
nen österreichische Schilling. Diese 15 Millionen 
österreichische Schilling würden erbracht wer­
den von rund 120.000 Beschäftigten oder 20 P ro ­
zent aller in der österreichischen Industrie Be­
schäftigten. Das würde aber heißen, daß, wenn 
alle Betriebe so arbeiten, wie dieses Kombinat, 
wenn wir es einmal als ein Ganzes auffassen, 
daß der Finanzminister im J ah r nun noch ein­
mal v iermal soviel dazu kriegt, daß .heißt, daß 
das Körperschaftssteueraufkommen der österrei­
chischen Industrie e twa in der Größenordnung 
von 140 bis 150 Millionen österreichischen Schil­

ling wäre . Das geht nicht. (Landesrat Gruber : 
„Herr Abg. Fuchs, das ist sehr einseitig, das 
hä t te ich nicht e rwar te t von Ihnen!") 

Nein, lassen Sie mich ausreden, deswegen geht 
es nicht an, daß man sagt, die eine Industr ie­
gruppe ha t einen Gewinn von 210 Millionen, 
daß die führen, also 420 Millionen (Landesrat 
Gruber : „Ein Jahr!") ja, ein Jahr , schauen Sie, 
Herr Landesrat , ich b i t te Sie gar schön, ich bin 
also wirklich der Letzte, der von hier aus pole­
misiert hat oder je das tu t und wenn Sie war ­
ten bis ich fertig bin, dann werden Sie sehen, 
daß gar nichts Unanständiges dr innen ist, in dem 
was ich zu sagen habe. Wirklich, es ist gar nichts 
Schlimmes. 

Ich könnte also viel sagen, He r r Landesrat , 
gerade was verschiedene obersteirische Betriebe 
betrifft, wo man auch glaubt, manchmal Dinge 
tun zu müssen, die vielleicht für den Betrieb 
gut sind, die aber für die Gesamtheit nicht gut 
sind. Ich will mich aber absichtlich dieser Dinge 
enthalten, weil wir ja nicht über das s trei ten 
sollen, sondern wir sollen uns ja mi t den 
Problemen befassen. Und es geht nu r so, daß 
man sagt, der gut arbeitende Betrieb — und es 
gibt sehr gut arbeitende Betr iebe wie z. B . Böh-
ler oder VÖEST, die haben ja Mittel zum In­
vestieren, dort ist es ja ke in solches Problem, 
aber man kann nicht sagen, die sollen jetzt ihre 
Gewinne den Schwachen unbedingt zur Verfü­
gung stellen. Und man kann nicht nu r ein In­
vesti t ionsprogramm einfach machen und sagen, 
na, jetzt investieren wir überall und dann wird 
schon was werden, sondern man muß jetzt ein­
mal Atem holen, sich das Ganze anschauen und 
das Ganze reorganisieren. Es hilft nichts und 
wenn Sie sagen, in der Vergangenheit ist das 
versäumt worden, von mir aus ist es versäumt 
worden, das ändert aber nichts an der Tatsache, 
daß man es jetzt angehen muß . Ganz genau an­
gehen, denn es geht nicht an, daß sich Schöller-
Bleckmann und Böhler in Südamerika konkur­
renzieren, das ist ein Unsinn, wenn sie es im In­
land tun, dann ist es noch gesund, aber auf dr i t ­
ten Märkten weiß man nicht, zu wessen Gewinn 
ist es, wer ha t da was davon. (Landesrat Gru­
ber: „Das ist der einzige Platz, wo sie sich nicht 
meh r konkurrenzieren!") 

J a jetzt, aber bis vor einem J ah r ta ten sie es 
noch. Schauen Sie, man kann nicht einfach her­
gehen und sagen, jetzt investieren wir überal l 
einen Haufen und dann wird es schon werden, 
es wird gar nichts werden. Denn die Betriebe, 
die in der verstaatlichten Industr ie in eine F i ­
nalfert igung gegangen sind, die sind j a am rich­
t igen Weg und denen geht es ja auch gut. (Abg. 
Schön: „Gerade weil Sie sagen ,Finalindustrie' , 
da haben Sie e twas aufgerissen. Denken Sie zu­
rück, was vor ganz kurzer Zeit gesagt worden 
ist wegen der Finalindustrie der verstaatlichten 
Industrie!") 

Herr Kollege, das ist wunderbar , Finalerzeu­
gung und Finalerzeugung ist ja ein Unterschied. 
Schauen Sie, die VÖEST ha t eine Drehbanker­
zeugung, die haben eine Turbinenfertigung, ich 
glaube, einen Kranbau haben sie außerdem, 
S tahlbau haben sie, das sind ja doch Dinge, die 
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sind an und für sieh natürlich und gesund. Böh-
ler, sie machen Ventile und alle möglichen Fer­
tigwaren, Preßluftwerkzeuge, dagegen hat ja 
keiner was, hat sie ja offensichtlich niemand ge­
hindert, das zu tun, aber wenn man herginge 
und das müssen Sie schon auch einer anderen 
Industriegruppe zubilligen, daß man da Sorgen 
hat, wenn einer sich jetzt alles anschaut, was 
lukrativ ist in Österreich, na das machen wir 
auch, nur weil wir verstaatlicht sind, so geht 
das nicht, sondern das muß schon mit Vernunft 
angegangen werden. (Landeshauptmann Krainer: 
„Arbeitsteilung!") 

Es muß eine Arbeitsteilung kommen und ge­
rade, weil wir vom Stahlbau der VÖEST gespro­
chen haben, das ist kein gutes Beispiel, weil da 
sind Waagner-Biro, Andritzer Maschinenfabrik 
und VÖEST, die sich konkurrenzieren, obwohl 
sie in Wirklichkeit ja alle drei irgendwo, manche 
ja nur über zwei Ecken verstaatlicht sind, zum 
Teil zumindest, das eine gehört der Länderbank, 
das andere gehört der CA, das sind ja auch wie­
der verstaatlichte Großbanken, nicht? Und diese 
ganzen Dinge gilt es abzustimmen und in Ord­
nung zu bringen. 

Dann kann man gezielt investieren. Aber das 
Geld für diese Investitionen muß auch verdient 
werden. Es muß so sein, daß man, wenn man 
investiert, sieht, daß es wieder einmal herein­
kommt, sonst hat es keinen Sinn, weil der 
Mensch im Mittelpunkt unserer Betrachtungen 
steht. Es wäre ein Fehler, den Menschen vorzu­
spiegeln, daß man sagt, jetzt schieben wir hinein 
und dann wird alles werden. Das ist ein kurzes 
Strohfeuer, und nichts bleibt übrig. 

Ich wollte eigentlich ganz kurz noch zu einem 
Kapitel sprechen im Zusammenhang mit der 
Strukturförderung. Wir alle wissen, daß in der 
Steiermark jedes Jahr Strukturförderungsmittel 
eingesetzt werden und ich habe hier eine wun­
derbare Statistik, aus der hervorgeht, wie hoch 
diese Mittel sind, wo sie eingesetzt werden, zu 
welchem Zweck. Ich möchte Ihnen nur sagen, 
daß in den ersten 10 Monaten des Jahres 1968 
insgesamt 104,400.000 Schilling von Bund, Land 
(Strukturförderungs-, Grenzlandförderungsmit-
tel) eingesetzt wurden, wovon 31.5 Millionen 
ERP-Mittel, Grenzlandförderuhgsmittel waren' 
ca. 8 Millionen, und der Rest waren dann Struk­
turförderungsmittel. Diese 104 Millionen sind ja 
keine schlechte Angelegenheit. Immer wieder 
zeigt es sich allerdings bei diesen Investitionen, 
daß es Betriebe gibt, die über ein sehr gesun­
des Produkt verfügen, wo der Unternehmer 
vertrauenswürdig ist, wo alle Voraussetzungen 
für eine tadellose Funktion gegeben sind, die 
aber nicht in der Lage sind, die bankmäßigen 
Sicherheiten zu bieten. . 

Nachdem das dann die Einstellung der Förde­
rung bedingt bzw. von Haus aus verhindert, daß 
solche Betriebe Förderungsmittel bekommen, hat 
man jetzt sowohl auf Bundes- als Landesebene 
zwei Einrichtungen in Planung, die diesem 
Übelstand abhelfen sollen. Das ist auf -der einen 
Seite die Entwicklungs- und Erneuerungsfonds 

- Ges. m. b. H., die bei einem Minimum von 2.5 
Millionen anfängt und eben dazu da ist, um sol­

chen Betrieben die Mittel in die Hand zu geben, 
ohne daß diese Betriebe die bankmäßige Sicher­
heit nachzuweisen brauchen, sondern nur die 
Lukrativität des Unternehmens nachweisen müs­
sen, und auf der anderen Seite die steirische 
Kredit-Garantie Ges. m. b. H., die auch in einer 
entspreehenden Form gegründet wird, die auch 
in der Lage ist, für Gewerbe und kleinere Indu­
strien Garantien zu übernehmen. An der Stei-
rischen Kredit-Garantie Ges. m. b. H. hat sich 
auch die Kammer sehr wesentlich beteiligt und 
vor allem auch das Land mit einer Einlage aus 
dem Haftungsfonds, so daß aus diesen Mitteln 
allerhand .gemacht werden kann. 

Entschuldigen Sie,, wenn ich zu lange ge­
braucht habe. (Abg. Zinkanell: „Alle schon jetzt!" 
— Abg. Schön: „Es ist unfair, daß wir die Zeit 
einhalten und Sie reden eine Viertelstunde!") 

Der Herr Vinzenz Lackner hat sich auch nicht 
an die Vereinbarung gehalten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Ileschitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es ist hochinteressant, die Diskussion 
über die verstaatlichte Industrie in diesem Hause 
zu hören. Ich wundere mich, auf der anderen 
Seite freue ich mich aber aufrichtig über den 
Gesinnungswandel, der gerade hier bei der 
Österreichischen Volkspartei in bezug auf die 
verstaatlichte Industrie eingetreten ist. Es ist 
genau das eingetreten, was wir immer wieder 
gesagt haben. Wenn man selbst- die Verantwor­
tung für etwas ausschließlich zu trägen hat, dann 
steht man einem Problem.ganz anders gegen­
über, als wenn man glaubt, die Verantwortung 
auf einen Mitbeteiligten abschieben zu können. 

In der Koalitionszeit war die Sozialistische 
Partei immer für all das, was nicht gleich hun­
dertprozentig in der verstaatlichten Industrie 
funktionierte, schuldig. Für das, was gut war, 
waren der Finanzminister und der Bundeskanz­
ler verantwortlich. Heute sieht die Situation ein 
wenig anders aus. Nachdem man sich mit sehr 
viel Ernst auf die Fragen der verstaatlichten 
Industrie gestürzt hat, ja sich beschäftigen muß, 
ist ein Gesinnungswandel eingetreten in bezug 
auf die Verantwortlichkeit gegenüber diesen 
Unternehmungen. Und das ist sehr erfreulich, 
weil wir ja nicht allein für die verstaatlichte In­
dustrie verantwortlich sind, sondern wir waren 
es immer miteinander. Hat ein Unternehmen 
einen sozialistischen Generaldirektor gehabt, 
dann war der Vorsitzende des Aufsichtsrates, 
Herr Landeshauptmann, einer von Ihrer Partei. 

Haben wir den Vorsitzenden des .Aufsichts-
rates gehabt, dann war der Generaldirektor des 
Unternehmens ein Vertreter der Österreichi­
schen Völkspartei. (Abg. Stoffler: „Aber der Pit-
termanh war allweil der Pittermann!") 

Im allgemeinen aber mochte ich folgendes be­
tonen. Dr. Pittermann war ein Minister. Aber 
nun, Herr Stöffler, der Pittermann, der verru­
fene Pittermann hat Wege geöffnet für den Ex­
port in der verstaatlichten Industrie, auf deren 
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Spuren der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus ge­
wandel t ist. (Abg. Stoffler: „Da kennen Sie die 
Zusammenhänge nicht!") 

Und dazu ist festzustellen, daß der Herr Bun­
deskanzler Dr. Klaus nicht 20 Prozent an Aus­
landsaufträgen hereingebracht hat, als P i t te r ­
mann imstande war, solche hereinzubringen. 

Das ist eine Feststellung, über die. w i r nicht 
h inwegkommen. 

Aber ich frage mich, meine sehr verehr ten 
Damen und Herren, wozu eigentlich das ganze 
führen soll. Ich habe festgestellt, daß heu te 
nachdem Sie eben die größere Verantwor tung 
dafür zu t ragen haben, ein Gesinnungswandel 
in jeder Beziehung eingetreten ist und Sie sich 
jetzt mi t wirtschaftlichen Problemen der Ver­
staatlichten beschäftigen, mit denen w i r uns vor­
her ausschließlich und allein zu beschäftigen ha t ­
ten. (Abg. Stöffler: „Jetzt sagen Sie wieder aus­
schließlich und wir reden von unseren Leuten; 
wie es Ihnen paßt!") 

Ich möchte ausdrücklich betonen, daß wir in 
dieser Zeit, i n der, wie Sie vorgeben, der P i t ter ­
mann verantwortl ich war, für die verstaatl ichte 
Industr ie und seine Vorgänger diese Betriebe 
übernommen haben, zu einem Zeitpunkt, als 
diese Betriebe wirtschaftlich nach dem Krieg 
völlig darniedergelegen waren, und ich möchte 
n u r ih dem Zusammenhang eine Feststellung 
treffen. (Unverständliche Zwischenrufe.) 

Aber verantwortl ich war nach Eurer Mei­
nung ein Sozialist. (Abg. Dr. Eichtinger: „Ihr 
hab t es mit Politik gemacht und wir machen 
es ohne Politik!") 

Was wissen denn Sie davon. Herr Kollege 
Eichtinger, Ihnen möchte ich eines sagen: Schu­
ster, bleib bei deinem Leisten. Ich rede nicht 
über Lehrerprobleme, davon verstehe ich nichts, 
aber Sie reden über die verstaatlichte Industr ie 
und die Industr ie überhaupt , von der Sie auch 
nichts verstehen. Ich möchte nun folgendes sa­
gen, meine Damen und Herren! Vorhin ist ein 
Kollege von uns, der Kollege Meisl, in sehr un ­
qualifizierter Form angegriffen worden, er wäre 
schuld daran, daß bei der Elin so und so vieles 
nicht geklappt hät te . Ich möchte hier dem Kol­
legen Pölzl mitteilen, daß zu der Zeit, wo Meisl 
mi t Lei tner — das waren zwei Betr iebsräte zur 
Zeit der Russenbesatzung — gekämpft hat, um 
den Betrieb zu erhalten und um ihn aufzubauen, 
der liebe Freund Pölzl noch im Kinderwagen 
durch die Gegend gefahren ist. (Abg. Ritzin-
ger: „Da wa r er schon im Krieg, er hat die Hei­
ma t verteidigt!" — Landesrat Pel tzmann: „Das 
ist ein Witz, Pölzl ist Kriegsversehrter!" — Abg. 
Stöffler: „Sie werden ihm doch nicht vorwerfen, 
daß er jünger ist als Sie!" — Glockenzeichen des 
Präsidenten.) 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß 1945 
und danach der Kollege Meisl im Vordergrund 
gestanden ist und sich große Verdienste e rwor­
ben hat, daß in Weiz überhaupt die Elin wie­
der e rs tanden ist. Denn e r wa r es mit einigen 
seiner Kollegen — und da möchte ich Sie bitten, 
die Werkschronik anzuschauen, Sie werden 
draufkommen, daß das stimmt. Daher ist es un ­
gebührlich, daß man einen Menschen, der j ah r ­

zehntelang für diesen Bereich in der Industr ie 
eingetreten ist und für dieses Werk im beson­
deren, in dieser A r t und Weise behandelt . Das 
möchte ich nu r festgestellt haben. (Abg. Pölzl: 
„So reden die sozialistischen Arbeiter in Weiz!" 
— Abg. Zinkanell : „Ist doch nicht wahr!") 

Nun aber, meine Damen und Herren, ganz 
kurz ein paar Worte noch zu den Gutachten. Die 
beiden Gutachten sind angefordert worden auch 
über gemeinsamen Beschluß. Und es ist gut, daß 
es diese beiden Gutachten gibt. Sie wurden er­
stellt auf Grund der Unterlagen, die die einzel­
nen Werksleitungen oder Unternehmenslei tun­
gen diesen beiden Exper tenteams zur Verfügung 
gestellt haben, und man ist heute mi te inander 
der Auffassung, daß diese beiden Gutachten 
auch nicht das Alpha und Omega für die ge ­
samte Industr ie sind, sondern, daß sehr Vieles 
auch daneben begutachtet wurde, das möchte 
ich auch in aller Deutlichkeit feststellen. (Abg. 
Dipl.-Ing. Fuchs: „Sie haben eine größere Ver­
antwortung als wir!") 

Na, selbstverständlich. Ich spreche jetzt nur , 
weil das angewiesen wurde. Sicher, ich möchte 
nun zur Übersetzung der beiden Gutachten sa­
gen — und der Herr Kollege Ing. Fuchs ha t 
hier etwas polemisiert —, wer kann von all den 
Verantwortlichen, die sich jetzt mit dem Gutach­
ten beschäftigt haben, so gut englisch und vor 
allem ein technisches Englisch. Es handel t sich 
um einen sehr großen Kreis von Leuten, die 
an und für sich Sachverständige sind, die viel­
leicht Französisch als ihre Fremdsprache gewählt 
haben usw. aber die t rotzdem zu den Gutachten 
Stellung zu nehmen haben. Die Übersetzung 
war also notwendig, denn das technische Englisch 
ist auch ein anderes, als das normale Englisch 
im Gespräch. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Aber das 
Professorengutachten war ja deutsch!") 

Ich möchte also sagen, die Gutachten sind gut, 
sie sind in Ordnung, sie werden die Grundlage 
mit bilden, daß wir unsere Betriebe in Ordnung 
bringen, also auf gesunde Basis stellen und ich 
möchte aber auch sagen, daß in diesem Zusam­
menhang wirklich nur in einer echten, korrekten 
und sauberen Zusammenarbei t e ine Lösungs­
möglichkeit gegeben sein wird, sonst überhaupt 
nicht. 

Von den Stickstoffwerken, meine Damen und 
Herren, wenn von einer Kapitalaufstockung ge­
sprochen wird, so ist meine Ansicht die, daß es 
höchste Eisenbahn war, das zu tun. (Abg. Dipl.-
Ing. Fuchs: „Wir haben das gemacht!") 

Denn gerade die österreichischen Stickstoff­
werke sind ein absoluter Aktivposten im Rah­
men der gesamten Industr ie . Lieber Herr Kol­
lege Fuchs, wann waren wir vorher bereit, ich 
sage ja, das liegt mit in der Verantwortlichkeit 
heute begründet (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Aber 
wir entziehen uns dieser Verantwortung in kei­
ner Weise!), daß Sie einsehen, daß das no twen­
dig ist, vorher ist es ja verhinder t worden, aber 
nicht nu r bei den Stickstoffwerken, sondern auch 
in vielen anderen Unternehmungen. Ich möchte 
also betonen, daß diese Maßnahmen, die getrof­
fen wurden, n u r mehr eine Zwangsfolge der 
Verantwortlichkeit sind und sonst gar nichts, 
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vielleicht darüber hinaus aber auch die Sorge 
um den wirtschaftlichen Bestand Österreichs für 
die Zukunft überhaupt. Und wenn es um das 
geht, dann kann man das nicht bejahen, denn 
wir sind schon seit eh und je immer für diese 
Maßnahmen eingetreten, egal, ob sie auf dem 
verstaatlichten oder auf dem Sektor der priva­
ten Industrie waren. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: 
„Das ist halt eine gute Regierung!") 

Ich möchte also betonen, daß diese Regierung 
gut beraten war schon vorher (Bravorufe von 
den Bänken der SPÖ) durch die Sozialisten durch 
ihre Wirtschaftspolitik und jetzt wird nun das 
getan, - was Sie in der Koalitionszeit vielfach ver­
hindert haben. Diese Feststellung. muß man zu 
diesem Problem treffen. Wir können also als 
Sozialisten sagen, die Saat haben wir gesät, die 
ÖVP beginnt zu ernten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Meisl. Ich erteile ihm das Wort. Nachher kommt 
Herr Abg. Aichholzer. 

Abg. Meisl: Ich wurde hier in einer Art apo­
strophiert, die mich dazu zwingt, mich noch ein­
mal zu Wort zu melden. Der Herr Abg. Pölzl hat 
gesagt, daß ich schuld daran wäre, daß die Elin 
die Fusion mit der AEG eingehen mußte,' weil 
ich dem damaligen Vizekanzler Dr. Pittermann 
zu wenig die Stirne geboten hätte. Ich möchte 
feststellen, daß bei der Fusion Elin-AEG, die im 
Jahre 1959 durchgeführt wurde, gerade der Be­
triebsrat dagegen war und ich in meiner Funk­
tion als Zentralbetriebsratsobmann dagegen Stel­
lung bezogen habe. Ich wurde damals zur IBV 
gerufen (Landesrat Sebastian: „Von Raab ge­
gründet!"), das war die Industrie- und Bergbau­
verwaltung, der Vorsitzende war dort Dr. Igler 
und der oberste Chef der IBV war der verstor­
bene Bundeskanzler Ing. Raab. Dort wurde mir 
erklärt, entweder zu fusionieren oder einen Be­
trieb, der von der USSIA dem Staat zurückge­
geben wurde, mit Staatsmitteln zu einem Kon­
kurrenzbetrieb auszubauen. (Zwischenrufe: 
„Hört, Hört!") 

Das wurde mir von Herrn Dr. Igler, der nicht 
von unserer Seite, der SPÖ, sondern von der an­
deren Seite gekommen ist, gesagt. (Abg. Zinka-
nel: „Informieren muß man sich halt!") 

Weiters ist bei einer Fusion der Aufsichtsrat 
entscheidend mitbeteiligt, Hauptsprecher ist der 
Vorsitzende. Zu dieser Zeit war der Herr Ge­
neraldirektor Laudi der Vorsitzende des Auf­
sichtsrates der Elin. Und trotz unseres Einspru­
ches von Seiten der Belegschaft durch den Be­
triebsrat - konnten wir es nicht verhindern, daß 
die Fusion durchgeführt wurde. Ich muß auch 
hier betonen, daß man auf der anderen Seite der 
AEG-Union, hauptsächlich im Werk Stadlau, 
auch mit der Fusion nicht einverstanden war. Es 
wurde dort gestreikt, aber auch der Streik hat 
nichts geholfen, die Fusion wurde auf Anord­
nung der IBV durchgeführt. (Abg. Pölzl: „Der 
Dr. Pittermann Von der Sektion V!") ; 

Die zweite Beschuldigung wirft mir vor; daß 
ich schuld daran wäre, daß der Generaldirektor 
Dr. Widdmann von der Elin so quasi abserviert 

wurde. (Abg. Pölzl: „Ich, habe ja nicht gesagt, 
daß Sie schuld sind!") 

Das möchte ich auch hier klarstellen. Der Herr 
Generaldirektor Dr. Widdmann hat aus freiwilli­
gen Gründen schriftlich ersucht, seinen Posten 
als Generaldirektor bei der Elin-Union zurück­
zulegen. (Abg. Pölzl: „Wegen der Fusionierung!") 

Nein, das war fünf Jahre nach der Fusionie­
rung Herr Abg. Pölzl. Scheinbar haben Sie ja 
gute Verbindungen zu Herrn Dr. Widdmann — 
fragen Sie doch, wie es wirklich war. Ich bin als 
Vorsitzender des Zentralbetriebsrates wiederholt 
zu Herrn Generaldirektor Widdmann gegangen 
und habe ihn gebeten, er möge weiter die Funk­
tion des Generaldirektors beibehalten. Dr. Widd­
mann sagte immer nein- zu mir und erklärte, er 
lege seine Funktion als Generaldirektor zurück 
und scheide vorzeitig vor Erreichung der Alters­
grenze aus der Elin-Union aus, was auch gesche­
hen ist. (Abg. Nigl: „Mit einem Wort, der Pit­
termann hat alles vermeiselt!") 

Ich kenne die Geschichte der Elin, weil ich seit 
43 Jahren in diesem Unternehmen beschäftigt 
bin, seit 1945 an verantwortlicher Stelle im Werk 
Weiz sowie seit 1947 als Obmann des Zentral­
betriebsrates. Ich habe immer und immer wie­
der versucht, vom Wiederaufbau nach dem 
Kriege angefangen, die Interessen, der Firma und 
der Belegschaft wahrzunehmen und zu vertre­
ten. Und es ist eine Unterstellung, was hier im 
Hohen Hause passiert ist. Aber ich halte es dem 
Herrn Abg. Pölzl zugute, daß er in Unkenntnis 
der Sache, diese Äußerungen gemacht hat. (Abg. 
Pölzl: „Ich kenne die Sache ganz genau!" — Lan-
desrat Sebastian: „Dann war es eine Verleum­
dung!" — Abg. Zinkanell: „Informieren, nicht 
diffamieren!") 

Die zweite Fusion wurde im Jahre 1967 durch­
geführt. Wieder die gleiche Situation, trotz Pro­
testen ist es nicht gelungen, die Fusion zu ver­
hindern. Auf Grund meines Vorschlages im Auf­
sichtsrat wurde von Seiten der sozialistischen 
Mitglieder der Elin der Vertrag mit Siemens 
abgelehnt, ist aber trotzdem mit Stimmenmehr­
heit von der ÖVP beschlossen worden. Es waren 
wieder die gleichen Personen, Herr Generaldi­
rektor Dr. Igler, Vorsitzender des Aufsichtsrates 
der Elin-Union, und in der ÖIG verantwortlich, 
Staatssekretär a. D. Herr Dr. Taus, wo die Fu­
sion beschlossen wurde. Nach den. Behauptungen 
des Herrn Abg. Pölzl müßte man annehmen, der 
Betriebsrat und ich hätten ein so großes Mit­
spracherecht, daß wir in der Lage wären, Fu­
sionen zu beschließen oder abzulehnen. Leider ist 
es nicht so. 

Und wenn ich heute hier im Hohen Hause zur 
momentanen Situation im Werk Weiz der Elin-
Union Stellung genommen und für einen Wirt­
schaftsraum gesprochen habe, der ohnedies indu­
striell unterentwickelt ist — für die Oststeier­
mark — werde ich in einer Art und Weise ange­
griffen, die ich mir nicht bieten lassen kann. 
Ich habe seit 1945 immer wieder unter Beweis 
gestellt, daß ich alles getan habe, was irgendwie 
möglich war, im Interesse des Unternehmens 
und im Interesse der Belegschaft. (Beifall bei der 
SPÖ.) 
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Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Abge­
ordneten Aichholzer. 

Abg. Aichholzer: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Mit Landesgesetz vom 15. April 
1954 wurde ein Fonds für gewerbliche Darlehen 
errichtet, der im wesentlichen zum Inhalt hat, 
daß das Land Beitragsleistungen von diesem 
Fonds in jener Höhe gewährt, wie diese Mittel 
von Seiten der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft in diesen Fonds einbezahlt werden. Diese 
Fondsmittel sollen ausschließlich kleinen Ge­
werbetreibenden in Form von Kreditaktionen 
zur Verfügung gestellt werden. War dies zu­
nächst ein Betrag von 20.000 Schilling, so ist die­
ser Betrag im Jahre 1962 auf 50.000 Schilling 
erhöht worden. 

Meine Damen und Herren! Nun liegt dem Ho­
hen Haus eine Regierungsvorlage vor, die einer­
seits besagt, daß die Kreditaktionen bis zu einem 
Betrag von 100.000 Schilling ausgedehnt wer­
den können, andererseits aber auch vorsieht, daß 
die Beiträge, die die Kammer für diesen Fonds 
zu leisten hat, nicht wie bisher in gleicher Höhe 
erfolgen sollen, sondern nur mit mindestens 40 
Prozent jener Mittel, die das Land zur Ver­
fügung stellt. Wie schon gesagt, stehen diese 
Mittel ausschließlich den Gewerbetreibenden zur 
Verfügung, die es in der heutigen Zeit oft recht 
schwer haben, ihren Betrieb weiterzuführen 
oder entsprechende Umstellungen vorzunehmen. 

Ich befürchte nun, daß diese Neuregelung, 
also 60 Prozent Land und 40 Prozent Kammer, 
eine Einschränkung bringen wird, zumal auch 
der Kreditrahmen für den einzelnen Kreditwer­
ber auf 100.000 Schilling erweitert werden soll. 
Wenn auch anerkannt werden soll, daß die 
Kammer der gewerblichen Wirtschaft ein weit 
gespanntes Netz von Interessen zu vertreten hat 
und sicherlich auch bestrebt ist, die ihr zur Ver­
fügung stehenden Mittel zweckmäßig zu verwen­
den, so erfüllt es mich doch mit Bedauern, fest­
stellen zu müssen, daß die Einsparungsmaßnah-
men, die hier seitens der Kammer getroffen 
werden, gerade jene Kreise ihres Interessenbe^ 
reiches treffen, die es am schwersten haben, mit 
den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
Schritt zu halten. Derzeit stehen dem Fonds für 
1969 einschließlich des Landesbeitrages von 1.2 
Millionen Schilling insgesamt 9 Millionen Schil­
ling zur Verfügung, das ist gegenüber 1968 um 
134.000 Schilling weniger. Mit Rücksicht darauf, 
daß der Kreditrahmen erhöht werden soll, hoffe 
ich doch, daß auch seitens der Kammer der ge­
werblichen Wirtschaft diesem Fonds jene Mittel 
zufließen werden, die es ermöglichen, den Wün­
schen und Erfordernissen der Gewerbetreiben­
den Rechnung zu tragen. 

Wenn vielleicht eingewendet werden sollte, 
daß gar nicht so viele Kreditansuchen vorliegen, 
so kann dies durchaus der Fall sein, doch könnte 
ich dabei zu bedenken geben, daß es gerade für 
umfangreiche Investitionen -doch eine Rolle 
spielt, ob der Kreditwerber mit einem Kredit von 
50.000 oder 20.000 Schilling oder nun von 
100.000 Schilling rechnen kann. Wenn man dazu 
bedenkt, daß diese Investitions- und Umstel­

lungsmaßnahmen in der Zukunft keineswegs bil­
liger werden dürften und daß sich auch mehr 
Kreditwerber einstellen werden, so scheint es 
mir doch sehr zweckmäßig zu sein, den derzeiti­
gen Fondsrahmen unbedingt zu erhalten. Ich er­
suche daher den zuständigen Referenten, Herrn 
Landesrat Peltzmann, diese Angelegenheit nach 
dem jetzigen Stand der Kreditwerber und deren 
möglicher Ausdehnung überprüfen zu wollen 
und sich bei der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft für eine bessere Dotierung als 40 Prozent 
einzusetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Lan­
desrat Gruber vorgemerkt. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Landesrat Gruber: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Einige Abgeord­
nete der ÖVP finden es immer wieder notwen­
dig, Lebensfragen der verstaatlichten Unterneh­
mungen in der ihnen eigenen Art darzustellen. 
Ich glaube, daß es nicht sinnvoll und nicht 
zweckmäßig ist, einen Wirtschaftskörper von so 
eminenter Bedeutung wie die verstaatlichte In­
dustrie mit ihren weit über 100.000 Beschäftig­
ten in den verschiedensten Zweigen unserer In­
dustrie in einer so demagogischen Art und Weise 
der Öffentlichkeit darzustellen. Auch zu den 
Darlegungen des Herrn Abgeordneten Fuchs aus 
dem Rechnungshofbericht wäre natürlich eine 
entsprechende Gegenrechnung aufzustellen, die 
auch dann, wenn man kein Freund der ver­
staatlichten Industrie ist, doch auch ein anderes 
Bild zeigt. 

Bis zum Jahre 1967 sind die Eigenleistungen 
der verstaatlichten Betriebe mit etwa 36 Milliar­
den Schilling anzunehmen, die an den Eigen­
tümer erbracht wurden, und zwar 2 Milliarden 
an Dividendenleistungen, 909 Millionen hat die 
ÖMV als Ablöselieferung für den Staatsvertrag 
erbracht; Ablöse der Niogasvorbesitzer — das 
würde ja sehr weit führen — einschließlich der 
300 Millionen Milchpreisstützungen und was 
sonst noch alles erbracht wurde. 

Jedenfalls, und diese Ziffern sind für Sie je­
derzeit überprüfbar, weil Sie ja den Vorsitzen­
den des Aufsichtsrates der ÖIG stellen, haben die 
Eigenleistungen der verstaatlichten Industrie 
einschließlich 1967 36.3 Milliarden Schilling aus­
gemacht. Dem stehen die Leistungen des Bundes 
gegenüber, die er für seine verstaatlichten Un­
ternehmungen aufgebracht hat, mit rund 
5.650,000.000 Schilling. Darin sind enthalten: die 
Ablösezahlung von 900 Millionen an die Vor­
besitzer, Ablösezahlungen an die UdSSR im 
Rahmen des Staätsvertrages, Kapitalseinzahlun­
gen des Bundes mit 900 Millionen Schilling, Zu­
schüsse des Bundes, ERP-Mittel und die Bundes­
darlehen sowie der Bergbauförderungsbeitrag 
des Bundes von 350 Millionen Schilling, also ins­
gesamt eine Leistung des Eigentümers von 
5.650,000.000 Schilling. (Abg. Dr. Heidinger: „Da 
ist aber die Elektrizitätsförderung nicht dabei!") 

Die Elektrizitätsförderung hat mit den ver­
staatlichten Unternehmungen nach dem ersten 
Verstaatlichungsgesetz, über die hier diskutiert 
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wurde, auch nichts zu tun, Herr Abgeordneter 
Heidinger, da müssen wir uns auf einer ande­
ren Ebene unterhalten. Jedenfalls ist die so hef­
tig kritisierte verstaatlichte Industrie (Eisen- und 
Stahlindustrie, Elektroindustrie, die Werke der 
Alpine und der VÖEST usw.) (Landeshauptmann 
Krainer: „Außerdem hat die ÖAM niemand kri­
tisiert, möchte ich feststellen. Die verstaatlichte 
Industrie schlechthin wurde auch nicht kriti­
siert!") in der Lage, eine Nettoeigenleistung von 
30.950,000.000 Schilling zu erbringen. Wenn man 
diese Ziffer sich vergegenwärtigt, dann glaube . 
ich, müßte man (Abg. Dr. Heidinger: „Herr Lan­
desrat, was rechnen Sie zu Eigenleistungen? In­
vestitionen?") zu einer anderen Beurteilung kom­
men. Das sind die maßgebenden Kriterien. Und 
nun hat der Herr Abgeordnete Burger gesagt. 
Ja, der Dr. Pittermann hat versagt. (Landesrat 
Peltzmann: „Wir haben den Pittermann kriti­
siert und nicht die verstaatlichte Industrie!") 

Der hat ja die notwendigen Reorganisations­
maßnahmen nicht eingeleitet. 

Meine Damen und Herren! Ich habe vor mir 
ein Protokoll des Vierzehner-Ausschusses von 
seiner Sitzung am 12. Juni 1964 liegen und zwar 
die Stellungnahme der Österreichischen Volks­
partei zu den Reorganisationsmaßnahmen, die 
vom Herrn Vizekanzler vorgeschlagen wurden. 

Darin heißt es wörtlich: „Zu den allgemeinen 
Ausführungen des Herrn Vizekanzlers von Seite 
1 bis 11 müssen die Vertreter der ÖVP im Vier-
zehner-Ausschuß feststellen, daß die vorliegen­
den Berichte der Arbeitskreise nicht gezeigt ha­
ben, daß allgemeine Reorganisationsmaßnahmen 
— angesichts der Entwicklung der Produktions­
technik wie in der Marktsituation — durch eine 
straffe Konzernführung unbedingt erforderlich 
erscheinen. Ganz im Gegenteil haben die Be­
richte der Arbeitskreise gezeigt, daß keine Kon­
zentration im großen notwendig ist und sehr 
wohl auch die historische Gesellschaftsform in 
der Lage ist, die notwendige Abstimmung auf 
den gemeinsamen Wirtschaftszweck' durchzu­
führen." Und so könnte ich Ihnen noch man­
ches aus diesem Protokoll zitieren und ich 
möchte damit nur zur Feststellung kommen, 
meine Damen und Herren, man kann nicht Jahre 
hindurch etwas verhindern und wenn es dann 
nicht geschehen ist, aufstehen und sagen, ja 
warum ist denn nun eigentlich nichts gesche­
hen. , 

' Das, meine Damen und Herren, entspricht 
nicht einer wahrhaften Darstellung wichtiger 
und entscheidender wirtschaftspolitischer Pro­
bleme. (Beifall bei der SPÖ.) 

2. Präsident Afritsch: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abg. Burger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Burger: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich werde jetzt sicher nicht mehr 
über die verstaatlichte Industrie sprechen, ich 
möchte nur zur Auseinandersetzung zwischen 
zwei Kollegen dieses Hohen Hauses sagen, es ist 
schon richtig, der Herr Abg. Zinkanell ist nicht 
da, daß es- keine Diffamierung ist, wenn man 
einen Kollegen für jünger hält, als er ist, aber" 

zweifellos eine Diffamierung, wenn man behaup­
tet, daß er noch im Kinderwagen gefahren sei, 
während dieser Mann an der Front war und das 
russische Eisen heute noch als Schwerkriegsver­
sehrter in seiner Brust trägt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Lan­
desrat Peltzmann. Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Peltzmann: Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! In der 
Gruppe 7 haben wir verschiedene Förderungs­
maßnahmen, darunter auch den Abschnitt 71/72 
und den Abschnitt 79. Der erstere befaßt sich mit 
dem Feuerwehrwesen und der zweite mit dem 
Katastrophendienst. 

Ich habe bereits in der Gruppe 1, Zivilschutz, 
das eine oder das andere aufgezeigt, möchte es 
aber doch nicht verabsäumen, Ihnen zu diesen 
beiden Abschnitten kurz eine Stellungnahme 
über das Erreichte und über das Geplante abzu­
geben. Über das Wesen, über den Aufgabenbe­
reich hat bereits einer meiner hochgeschätzten 
Vorredner gesprochen und die Einsatzfreudig­
keit und den Idealismus unserer rund 32.000 
Feuerwehrmänner dargelegt, denen die nötige 
Dankbarkeit des Hohen Hauses und das nötige 
Verständnis gebührt. Ich kann mich beschrän­
ken die echte Tätigkeit unserer freiwilligen Orts­
und Betriebs-Feuerwehren, deren Bestand zum 
Großteil bereits auf hundert Jahre zurückreicht, 
hier kurz vorzutragen. Im Prinzip ist der Ein­
satz dieser Männer heute genau so wie vor hun­
dert Jahren von einem Grundgedanken getra­
gen, dem Gedanken, dem Nächsten, der in Not 
geraten ist, zu helfen, Hab und Gut und das Le­
ben zu schützen. Das haben diese Männer immer 
wieder gemächt, oft genug unter Einsatz ihres 
eigenen Lebens. 

Und war es vor hundert Jahren noch die 
Handspritze, vor 50 Jahren die Dampfspritze, so 
hat die Entwicklung der Technik nicht nur neue 
Gefahren, sondern auch neue Mittel zur Ver­
fügung gestellt, um der Gefahren Herr zu wer­
den. Wenn Sie heute ein Tankfahrzeug modern­
ster Bauart betrachten und es im Einsatz sehen, 
da werden Sie draufkommen, daß nicht die Was­
sermenge allein, sondern der Druck, die Zerstäü-
bungsform, der Zusatz von chemischen Produk­
ten das Ausschlaggebende ist, um dem Feuer 
oder dem Öl Herr zu werden. Nun, ich sagte 
Ihnen, daß das, die Feuerbekämpfung, seit 100 
Jahren herauf eines der Hauptaufgabengebiete 
der Feuerwehren war. 

Die letzten.Jahrzehnte hat sich das aber ge­
waltig geändert Die Feuerwehren werden heute 
für alle Zwecke und überall dort, wo sich Kata­
strophen ereignen, eingesetzt. Bei Hochwasser, 
Vermurungen, Lawinen und bei Verkehrsunfäl­
len. Und ich glaube, daß man gerade diesen Ver­
kehrsunfällen und hier in erster Linie den Öl-
tankerunfallen, wie wir sagen, unser besonderes 
Augenmerk schenken müssen. Ist doch jederzeit 
die Gefahr gegeben, daß das auslaufende Öl, ob 
Benzin oder Dieselkraftstoff, unser Grundwasser 
verseucht und immer rnehr müssen unsere Ge-
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meinden bei der Wasserversorgung auf die Re­
serven des Grundwassers zurückgreifen. Es ist 
unsere Aufgabe, hier den Feuerwehren und den 
Gemeinden die nötige Unterstützung bei der An­
schaffung der Geräte zu geben. Der Hohe Land­
tag hat hier 1954 in dankenswerter Weise be­
schlossen, daß sämtliche Mittel der Feuerschutz­
steuer rein dem Feuerwehrwesen zugeführt wer­
den. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
glaube, ich verrate Ihnen kein Geheimnis, wir 
sind das einzige Bundesland, das so einen Be­
schluß gefaßt hat. Die Feuerwehren danken Ih­
nen das wirklich immer wieder, die Feuerweh­
ren danken Ihnen das, daß Sie immer wieder 
bereitstellen, nicht nur das, daß Sie auch mithel­
fen, Mittel zu erwirtschaften um selbst hier den 
Gemeinden zu helfen, bei der Mitfinanzierung 
eben dieser Geräte, Fahrzeuge und all dieser Mit­
tel, die sie benötigen. Das werden Sie sehr sel­
ten finden, daß es sowas an Idealismus in dieser 
so materialistischen Zeit, wie es immer wieder 
heißt, noch gibt. Wir haben aber hier mit der 
Feuerschutzsteuer die Möglichkeit, helfend und 
immer wieder dort einzugreifen und Schwer­
punkte dort zu bilden, wo wir glauben, daß sol­
che Schwerpunkte von Nöten sind. So konnten 
allein im Jahre 1967 und 1968 außer der Feuer­
schutzsteuer aus Katastrophenmitteln des Lan­
des zur Errichtung von Ölalarmstützpunkten 
1,280.000 Schilling zur Verfügung gestellt wer­
den. Wir haben im Jahre 1967 solche Stütz­
punkte in Judenburg, Knittelfeld, Goß, Brück, 
Gleisdorf, Frohnleiten und Kindberg errichtet. 
In der Fortsetzung dieser wichtigen Stützpunkt­
aktion konnten Wir 1968 die Freiwilliger! Feuer­
wehren in Neumarkt, Liezen, Voitsberg, Hart­
berg und Radkersburg ebenfalls mit benötigten 
Chemikalien und Geräten ausstatten. Ich glaube, 
daß damit das Referat einem Antrag des Ho­
hen Hauses, der voriges Jahr hier gestellt 
wurde, Rechnung getragen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber 
wir sind hier einen Schritt weitergegangen. Auf 
Anregung des Herrn Landeshauptmannes Krai-
ner hat voriges Jahr die Steiermärkische Lan­
desregierung beschlossen, innerhalb der Verwal­
tung des Landes ein eigenes Referat innerhalb 
der Rechtsabteilung 2 und zwar ein Referat für 
die Katastrophenschutzagenden zu installieren. 
Diesem Katastrophenschutzreferat steht ORR. 
Dr. Kreuzwirt vor; dem ich hier für seine wirk­
lich echte kameradschaftliche Mitarbeit mit un­
seren Feuerwehren, mit unseren Organisationen 
und mit der Regierung herzlichst Dank sagen 
möchte. Diese Abteilung soll nicht nur koordi­
nieren, sondern soll auch in unbürokratischer 
Weise all die Maßnahmen rasch und präzise ein­
leiten, die für den Schutz vor Katastrophen not­
wendig sind. Ich muß zu meinem Bedauern fest­
stellen, daß es in der Verwaltung leider Gottes 
immer wieder noch gewisse Widerstände gibt, 
die beweisen, daß bürokratisches Denken der 
Notwendigkeit der Erstellung eines selbständi­
gen Katastrophenschutzreferates verständnislos 
gegenübersteht. Aber die Wirklichkeit ist stär­
ker, als alle Paragraphen und ich sagte Ihnen 

schon anläßlich der Beratungen zur Gruppe 1, 
es hat keinen Sinn auf Gesetze zu warten, um 
Kompetenzen zu streiten und die Zeit verstrei­
chen lassen und nichts zu tun. Auch hier gilt das 
Gleiche. 

Nun, wir begannen auch schon vor Jahren mit 
der Erstellung eines eigenen Feuerwehrfunk­
netzes. Dafür haben wir 3.5 Millionen an Zu­
schuß in den letzten drei Jahren zur Verfü­
gung gestellt. Aber auch das Land Steiermark 
ist bei Erstellung eines Landesfunknetzes und es 
ist auch eine Aufgabe dieses Referates, diese 
Agenden zu koordinieren. 

Die Aufgabe dieses Verbindungsnetzes ist es, 
von der Verwaltung, von der Zentrale, also vom 
Land die Verbindung zu den Bezirksverwal­
tungsbehörden, den Bezirkshauptmannschaften 
herzustellen. Und das Feuerwehrfunknetz hat 
die Aufgabe, von den Bezirken zu den einzelnen 
Wehren die Verbindung aufrecht zu erhalten und 
auch in Notzeiten sicherzustellen. Durch die Ko­
ordinierung dieser Aufgabe ersparen wir uns 
Zeit und Geld. Ich hoffe, daß es uns gelingen 
wird, bis zum Jahre 1970 dieses Vorhaben rest­
los zu verwirklichen bzw. abzuschließen. Das 
Land verfügt über Relaisstationen, zwei auf dem 
Schöckel, eine auf der Mugl, auf der Tauplitz­
alm, und am vorigen Samstag konnten wir auf 
der Frauenalpe bei Murau ebenfalls eine Relais­
station in Betrieb setzen. Nun sind all diese Sta­
tionen voll elektrifiziert und außerdem mit Not­
stromaggregat sowie einem Batterieersatz für 
20 Stunden ausgestattet, so daß wir jedem Not­
fall von dieser Seite her ruhigen Auges entge­
gensehen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
den Mitteln, die in dem Voranschlag 1969 für 
diesen Zweck im Katastrophenreferat aufschei­
nen, werden wir weitere Fixstationen sowie wei­
tere mobile Stationen bei den einzelnen Be­
zirkshauptmannschaften einrichten. Aber auch 
beim Hochwasserschutz sind wir neue Wege ge­
gangen. Wir haben in Zusammenarbeit mit der 
hydrographischen Landesabteilung der Fachab­
teilungsgruppe Landesbaudirektion die Einrich­
tung von funktechnischen Pegelanlagen einge­
leitet und wir sind zur Zeit dabei, zehn solche 
Anlagen zu installieren: an der Mur in Zeltweg, 
in Brück, in Wildon, an der Sulm in Leibnitz, 
an der Mürz in Kindberg, an der Raab in Feld­
bach, an der Hz in Maierhofen, an der Mur in 
Spielfeld, an der Enns in Schladming und an der 
Lafnitz in Rohrbach. Die Gesamtkosten dieser 
zehn Anlagen betragen vier Millionen Schilling. 
Den Bemühungen des Landes ist es gelungen, 
für diese Aufwendungen einen 50prozentigen 
Bundeszuschuß zu erreichen. Ich glaube, daß die 
automatische Übertragung der Wasserstände an 
unseren Flüssen viel beiträgt, um die Bewohner 
an dem Unterlauf dieser Gewässer rechtzeitig zu 
warnen. Und Sie wissen, daß die rechtzeitige 
Warnung eine der Voraussetzungen überhaupt 
darstellt, um vorsorgliche Hilfs- und Abwehr­
maßnahmen einleiten zu können. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, setzt all das voraus, daß wir unseren Man-
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nern bei der Feuerwehr genauso wie im Zivil­
schutz die notwendige Ausbildung angedeihen 
lassen können. Das • ist schon eine Überlegung, 
die rund zehn Jahre im Land Steiermark zu­
rückliegt, weil man vor zehn Jahren schon er­
kannte, daß die zur Zeit bestehende Landes-
feuerwehrschule den modernen Anforderungen 
einer echten, wirklichen Ausbildung nicht mehr 
gerecht werden kann. Es wurde vor zehn Jah­
ren schon von Seiten des Bauamtes festgestellt, 
daß jede Investition in dem bestehenden Ge­
bäude ein hinausgeschmissenes Geld darstellen 
würde. 

Es wurde beim Feuerwehrverband ein soge­
nannter Schulausschuß gegründet, der hier Vor­
arbeiten leistete, und auf diesen Vorarbeiten 
aufbauend haben wir das Projekt nunmehr so­
weit vorangetrieben, daß die Steiermärkische 
Landesregierung auf meinen Antrag bei der 
letzten Regierungssitzung den Bau und den 
Standort dieser Schule einstimmig beschlossen 
hat. Nun wurde die Frage an mich herange­
tragen, warum nach Lebring-St. Margarethen, 
warum nicht in oder um Graz. Wie ich sagte, 
haben wir uns mit dieser Frage die letzten zwei 
Jahre ununterbrochen beschäftigt. Es wurden 
uns im ganzen rund 12 verschiedene Orte oder 

. Bereiche vorgeschlagen, und ich bin kein Fach­
mann, weder ein Baufachmann, noch habe ich je­
mals vorher schon eine Zivilschutz- oder Feuer­
wehrschule gebaut. Ich habe mich deswegen der 
Fachleute bedient. Es ist bekannt, daß der ein­
zige österreichische, international anerkannte 
Fachmann am. Zivilschutzsektor, den auch die 
Schweizer heranziehen, Dozent Dr. Panzhauser 
der Wiener Technischen Hochschule ist. Wir sind 
an ihn mit der Bitte herangetreten, hier einem 
Team von Leuten aus der Steiermark von Sei­
ten des Baues und der Feuerwehr vorzustehen 
und uns aus den vorliegenden Möglichkeiten den 
bestmöglichen Platz vorzuschlagen. 

Meine Damen und Herren! Die Mindestforde­
rungen, die an einen solchen Platz gestellt wer­
den, waren bekannt: Fläche 5 ha, Lage an einem 
Fluß, womöglich teils fließendes, teils stehendes 
Wasser, keinerlei Überspannungen und, wenn es 
geht, eine gewisse Entfernung von Siedlungsge­
bieten. Ich glaube, kein Siedler hat Lust, sich die 
Sprengübungen und all diese Dinge anzuhören 
und nicht zu wissen, was momentan los ist. Bei 
der Suche nach diesem Platz hat sich zuletzt das 
Urteil für Lebring-St. Margarethen gebildet. Es 
wurde uns auch von der Stadtgemeinde Graz ein 
Grundstück angeboten. Auch das wurde über­
prüft vom vorgenannten Fachmann Dozent Dr. 
Panzhauser. Das Grundstück in Graz entspricht 
erstens größenmäßig' nicht; zweitens wird es 
durch die Südautobahn durchschnitten; drittens 
hat es an seiner Ostseite ein offenes Kanalge­
rinne und viertens geht die Hochspannungslei­
tung über dieses Gelände darüber. (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. Götz: „Das wäre halt ein Übungsge­
lände!") 

Mit dem Kanal, das wäre eine Geschichte. Mi 
will auf die Farbe nicht hinweisen, wie diese 
Flußmündung ausschauen wird. Sehen Sie, des­

wegen war es nicht möglich und diese Forderun­
gen erfüllt eben der Bauplatz in Lebring-St. 
Margarethen. 

Es war nicht entscheidend, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, daß die dortige Ge­
meinde 1.800 m2 kostenlos zur Verfügung ge­
stellt hat. Das war nicht das Entscheidendste. 
Aber es liegt an der Mur. Das Gelände war beim 
100jährigen Hochwasser nicht überschwemmt, 
also ist es überflutungssicher. Es hat zwei Drittel 
seiner Grenzen am fließenden Wasser, das letzte 
Drittel geht schon in den stehenden Rückstau des 
Kraftwerkes. Wir brauchen für die Ausbildung 
der Wasserwehr stehendes Wasser, zur Abnahme 
der Prüfungen fließendes. Es ist wegemäßig 
aufgeschlossen, das heißt das ganze Gelände wird 
umgrenzt von einer asphaltierten Gemeinde­
straße, 30 m vorher haben wir die Möglichkeit 
des Anschlusses an eine Landesstraße. Es liegt 
weiter weg von Siedlungsgebieten und, wie ich 
sagte, es hat keinerlei Überspannungen, das 
heißt von elektrischen Leitungen, so daß der 
Ausbildung keinerlei Hemmungen auferlegt sind. 

Die Schule soll ja nicht nur der Feuerwehr­
ausbildung, sondern auch der Ausbildung des 
Wasserrettungsdienstes usw. dienen, sie soll auch 
zur Ausbildung unseres Zivilschutzkaders und 
zur Ausbildung unseres Funkkaders herangezo­
gen werden. 

Ich habe der Hohen Regierung die Planung 
sowie das Modell vorgetragen, ich glaube, daß 
die Hohe Regierung in Erkenntnis, daß das der 
richtige Platz ist, Ihre. Zustimmung zu diesem 
Bauplatz gegeben hat. Wir wissen den Nachteil, 
der Nachteil ist der, daß doch die Landeshaupt­
stadt rund 24 km entfernt ist, es wird sich die 
eine oder andere Schwierigkeit ergeben mit den 
Lehrkräften oder sagen wir auch mit anderen 
Schulen. Wenn hier hingewiesen wird, nun, in 
Eisenstadt ist die Schule in der Landeshaupt- • 
stadt, am Rande der Landeshauptstadt, ich habe 
sie mir selbst angeschaut. Obwohl die Schule 
jetzt fertig ist, geht man jetzt daran, eine Aus­
bildungsstätte für den Zivilschutz anzubauen, da 
man dort rein flächenmäßig bereits in Bedräng­
nis kommt. Und alle anderen Landesfeuerwehr-
schulen stehen nirgends in Verbindung mit der 
Landeshauptstadt. Das Wichtigste ist, daß.eben 
diese Voraussetzungen, die hier gefordert wer­
den mußten, daß diese Forderungen erfüllt sind. 

Ich weiß schon, es hat einmal einer zu mir 
gesagt, alles. recht und schön, aber, wenn dort 
kein ÖVP-Bürgermeister wäre, wäre die Schule 
nicht hingekommen, Sie können mir glauben, als 
dieser Ort genannt wurde, wußte ich es nicht. 
Ich muß zugeben, daß ich über das Gebiet süd­
lich von Graz noch zu wenig informiert bin und 
es zu wenig kenne, aber ich habe dann gehört, 
daß sich diese Gemeinde 7 zu 8 zusammensetzt, 
na da muß man doch sagen, sind wir Demokra­
ten oder sjnd wir keine. 

Der Platz war das Ausschlaggebende. Und es 
gibt keinen Platz, der von uns nicht untersucht 

-Wurde, ganz gleich, in welchem Gebiet er gele­
gen ist. (Landesrat Gruber: „Ist es kein kleines 
•Mautern?") 

^S^^M^!ä^Ü^^^ä^^!^^mm£m^^i^^^^mäam£m^^:^töM&Mm 
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Nein, ist kein Mautern bei Gott nicht. (Abg. 
Dr. Heidinger: „Der Herr Kollege Aichholzer hat 
gesagt, er wäre so nicht dagegen!") 

Ja, schauen Sie, es waren ja zuerst Wider­
stände innerhalb des Feuerwehrverbandes. Man 
hat sich festgelegt auf Gratkorn, aber meine 
Damen und Herren, auf einer Fläche von 1.8 ha 
können Sie keine solche Schule errichten, es ist 
unmöglich. Es wäre ein Schildbürgerstreich ge­
wesen und wir hätten uns in ein paar Jahren an 
den Kopf gegriffen, wer war denn so dumm, 
und sie sitzen ja mitten im Siedlungsgebiet in 
diesem freien Gelände drin, nicht nur das, son­
dern das Übungsgelände an der Mur ist ein aus­
gesprochenes Überschwemmungsgelände, wie 
wollen Sie das dort machen, mit sehr hohem 
Kostenaufwand, es wäre nicht das Richtige ge­
wesen. So hat auch der Landesfeuerwehrver-
band am letzten Landesfeuerwehrtag mit eini­
gen Stimmenenthaltungen, mit keiner einzigen 
Gegenstimme, mit großer Mehrheit den Bau die­
ser Schule in Lebring-St. Margarethen beschlos­
sen. Außerdem wollen wir dort an dieser Schule 
einen echten Katastrophen- und Ölalarmstütz-
punkt errichten, Ölalarmstützpunkt schon des­
wegen, weil eben die neue Raffinerie von uns 
den Feuerschutz verlangt für diese Raffinerie 
und das entfernungsmäßig ohne weiters in Kauf 
zu nehmen ist, wenn man dort eine ausgebildete, 
also eine stationäre Ölalarmtruppe aus den Lehr­
kräften heraus jederzeit zur Verfügung hat. 
Auch das ist hier miteinbezogen worden, diese 
Überlegung. 

Ich glaube, auch die Bedeckung ist gegeben. 
Der Aufwand ist zur Zeit von den Bauleuten 
mit 25 Millionen Schilling errechnet. Sie wissen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß 
wir von der Feuerschutzsteuer der letzten Jahre 
bereits selbst drei Millionen Schilling angespart 
haben, heuer nehmen wir wieder aus der Feuer­
schutzsteuer weitere zwei Millionen, zwei Millio­
nen hat das Land aus seinen Mitteln zur Ver­
fügung gestellt, so daß die erste Bauetappe mit 
sieben Millionen finanziell voll gesichert erschei­
nen kann. Ich möchte Ihnen wirklich meinen 
herzlichen Dank sagen, daß Sie, meine Damen 
und Herren, in diesem Hause immer wieder für 
die Agenden der Feuerwehren soviel Verständ­
nis gehabt haben. Aber diese Männer geben uns 
doch tagtäglich, durch ihren uneigennützigen Ein­
satz und ihre Opferbereitschaft für unsere stei-
rische Heimat und auch die Jugend, die da mit­
tut in der steirischen Feuerwehrjugend, ein 
leuchtendes Beispiel, daß es noch immer Men­
schen gibt, die nicht nur an ihr eigenes Ich, son­
dern die vor allem an das Wir, an das Gemein­
same, an das Helfen und Geben und Opfern den­
ken. Solange es solche Männer und Frauen gibt, 
braucht uns um die Zukunft und um das Schick­
sal unserer Heimat nicht bange zu sein. Ich 
glaube, daß wir gemeinsam diesen Männern 
unseren Dank aussprechen können. 

Nun, meine Damen und Herren, ich glaube 
nicht, daß ich in Bezug auf die Feuerwehren 
noch eine Frage übersehen hätte. Darf ich mich 
doch einigen anderen Förderungsmaßnahmen 
der gewerblichen Wirtschaft, wie wir sie hier 

drinnen haben in der Gruppe 7 zuwenden. Herr 
Aichholzer, Sie haben die neue Novelle zum 
Kammer-Landkreditgesetz hier angezogen und 
sagten, Sie finden es unverständlich, daß die 
Kammer jetzt nur mehr 40 Prozent der Mittel 
für diese Aktion zuschießen würde. Erstens ist 
das keine Obergrenze, sondern eine Untergrenze. 
Zweitens haben Sie aus dem Berufsschulreferat 
gesehen . . . (Abg. Aichholzer: „Es ist keine Ga­
rantie da, Herr Landesrat!") 

Schauen Sie, das wird von der finanziellen 
Kraft der Kammer abhängen. Ich habe Ihnen ge­
stern vorgetragen, daß die Kammer allein nur für 
die Errichtung von Internaten über 100 Millio­
nen Schilling ausgegeben hat, ich habe Ihnen 
vorgetragen, daß die Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft 1969 weitere 50 Millionen Schilling 
aufnehmen muß, um die drei weiteren Internate 
erstellen zu können. Und zeigen Sie. mir doch 
eine einzige Kreditaktion, wo sich eine Kammer 
freiwillig binden läßt, einen Zuschuß für ihre 
Mitglieder zu geben. Das müssen Sie mir zeigen, 
dann werden wir diesen Dingen nacheifern. Wir 
werden uns bemühen von Seiten der Kammer, 
daß die 40 Prozent so lange es möglich ist, die 
Untergrenze darstellen. (Abg. Aichholzer: „Aber 
das ist doch eine Verschlechterung gegenüber 
1954!") 

Aber ich muß Ihnen noch etwas sagen. Sie 
sagen, wir haben dann vielleicht zuwenig Kre­
dit, bei Gott nicht. Und wenn wir Gott sei Dank 
die Summe von 50 auf 100.000 Schilling aufstok- , 
ken — das ist auch eine Minimalforderung heute, 
denn Sie werden ja wissen, was heute eine klein­
ste Werkzeugmaschine kostet, na um 50.000 
Schilling kriegen Sie fast gar nichts mehr — 
dann werden wir natürlich mit unserem Be­
ratungsdienst schauen, daß erst richtig investiert 
wird und wir können ja echt eingreifen in die 
Investitionen mit 100.000 Schilling. Sie können 
mir glauben, daß es mein Bestreben sein wird, 
daß die Kammer, soweit ihre finanzielle Mög­
lichkeit gegeben ist, ihren Zuschuß leistet. Es 
wurde — durch einen Fehler eines Voranschla­
ges einmal — die' Kammersumme höher ange­
setzt, als die Landessumme und trotzdem hat 
sich die Kammer schriftlich verpflichtet, ihre 
Schuld an den Fonds im Dezember 1968 voll 
abzudecken. Dazu darf ich noch sagen, daß das 
Fondsvermögen rund 39 Millionen Schilling aus­
macht, das heißt, daß die Kammer rund 19 Mil­
lionen Schilling bereits stehen hat in dieser 
Fondsverwaltung, daß das Umlaufvermögen die­
ses Fonds zur Zeit rund 80 Millionen. Schilling 
ausmacht und ich darf Ihnen noch was Erfreu­
liches sagen, daß der Ausfall bei dieser Fonds­
verwaltung im Jahre 1959 8.868.10 Schilling be­
trug, 1960 14.701 Schilling, 1961 4.202 Schilling, 
meine Herren, das sind 0.28 Prozent der Ausleih­
summe. 

Sie sehen, daß gerade diese kleinen Handwer­
ker, Gewerbetreibenden und Händler bemüht 
sind, pro Groschen und Heller ihre Schuld ab­
zudecken. Ich hoffe, daß der Steiermärkische 
Landtag dieser Gesetzesvorlage seine Zustim­
mung gibt, zum Nutzen der kleinen Wirtschäfts-
treibenden. 
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Nun, meine Damen und Herren, es wurde 
heute sehr viel über die wirtschaftliche Entwick­
lung diskutiert und ich muß zur Kenntnis neh­
men, Sie wissen, die wirtschaftliche Entwicklung 
ist immer ein Wellental, daß das Tief grundsätz­
lich auf Kosten der Regierung geht, grundsätz­
lich. (Abg. Scheer: „Wellenberge auch!") 

Die Berge kommen von außen, die kriegen 
wir geschenkt. Das Riesengeschrei der letzten 
eineinhalb Jahre ist leider Gottes nicht in Er­
füllung gegangen. Ich weiß, daß die Sozialisti­
sche Partei mit dieser Entwicklung nicht allzu­
viel Freude hat. 

Sagte doch Kreisky, die SPÖ sei die Partei für 
die schlechteren Zeiten (Abg. Vinzenz Lackner: 
,;Die bessere Partei für schlechtere Zeiten!"), und 
die schlechten Zeiten wollen nicht kommen, weil 
sie die ÖVP verhindert. Man kann die Dinge 
doch, nicht so beleuchten, wie sie heute da und 
dort beleuchtet werden. Wenn der eine sich an 
den Stahl- und Eisenplan klammert und sagt, 
das sei eine'Aussage, natürlich hat auch in der 
Wirtschaft der Mensch das Maß aller Dinge zu 
sein, aber das ist eben ein Gutachten. Ich habe 
das Gefühl gehabt, daß sich viele der Redner 
dieses Arbeitspapier, anders kann man es ja 
nicht nennen, gar nicht angesehen haben, son­
dern je nach der Zeitungslage Und ihrer Bericht­
erstattung ihren Senf dazugegeben haben. Dazu 
ist das Hohe Haus, glaube ich, nicht geschaffen. 
(Abg. Pichler: „Das ist' eine Diskriminierung 
eines Abgeordneten!") 

Wenn Sie glauben, das sei ein beschlossener 
Plan, wenn es so wäre, dann hätten wir viel­
leicht Grund, uns echt aufzuregen. Aber es sagt 
doch echt aus „ein Gutachten". Ich habe den 
Eisen- und Stahlplan hier liegen, Sie können 
ihn haben. Aber, ich sagte Ihnen, das ist ein 
Gutachten nach dem Stand 1966 und, Herr Abg. 
Ileschitz, was zeigt Uns dieses Arbeitspapier? Daß 
alle Prognosen und Gutachten in der Wirtschaft 
nichts anderes sind als ein Wetterbericht vom 
Fernsehen. Was 1966 gegolten hat, ist heute 
schon längst wieder über Bord zu werfen. (Abg. 
Scheer: „Na, na!" — Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: 
„Da brauchen wir so nichts mehr zu planen!") | 

Auf diese Umgruppierung kommen wir noch. 
Ich glaube, Herr Abg. Scheer, Sie haben das 

Stahlgutachten als ganzes nicht gelesen. Denn 
das eine Gutachten sagt, im obersteirischen In­
dustrieraum seien um 14.500 und das andere 
sagt um 12.200 zuviel Arbeitskräfte. Rufen Sie 
doch heute ein Arbeitsamt an in Mürzzuschlag, 
in Brück, in Leoben, ob es freistehende Arbeits­
kräfte hat/ Die bekommen ja keine. (Abg. Schön: 
„Weil sie abgewandert sind, Herr Landesrat!") 

Ich rede von der Obersteiermark und nicht 
von Weiz. Ich rede von der Elin nichts, da ver­
stehe ich nichts davon, aber von unserem Ge­
biet bin ich ein bisserl gescheiter, da weiß ich 
Bescheid. Natürlich ist das die Grundlage zum 
Überdenken, daß man in diese Grundlage hinein­
steigen und sehen muß, was kann man zum Nut­
zen dieser obersteirischen Industrie aus diesem 
Gutachten herausholen. (Abg. Ileschitz: „Etwas 
anderes habe ich gar nicht gesagt!") '• . 

Natürlich ist das die einheitliche Grundten­
denz. Wir haben einen einheitlichen Plan und da 
gehen die Meinungen immer wieder sehr stark 
auseinander, daß man glaubt, es gibt hier kein 
gegenseitiges Finden bei beiden "Gutachten, des 
amerikanischen' und des Leobners. Aber eine 
einheitliche Grundtendenz sehen Sie daraus, eine 
Feststellung, daß unsere obersteirische stahl-
und eisenerzeugende Industrie durch ihre Viel­
gestaltigkeit, bedingt durch ihre historische Ent­
wicklung, standortbedingt und natürlich erzeu­
gungsmäßig, Schwächen aufweist. Hat das je­
mand bestritten? Aber deswegen machen wir 
doch nicht diese Industrie schlecht, weil wir das 
feststellen. Wir stehen doch zu dieser Industrie, 
glauben Sie mir das! Wenn de re ine oder der 
ändere sagt, das war früher anders, wenn ich 
das heutige Wirtschaftsprogramm der SPÖ und 
das Programm vor fünf Jahren anschaue, muß 
man auch denken, das kann nicht von der glei­
chen Partei sein, oder ist das anders? Das ist 
doch ein Fortschritt, wenn der eine oder der an­
dere besser überlegt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe Ihnen das nicht als Rückschritt an­
gekreidet, glauben Sie mir das,' meine Damen 
und Herren. Es freut mich, daß dort die überle­
genden Kräfte schön langsam Oberwasser ge­
winnen. 

Es stellt dieses Gutachten unter anderem fest, 
daß z. B. die Einmannstundenleistung je Tonne 
Rohstahl zu Ungunsten Österreichs spricht ge­
genüber allen Vergleichen, und als Vergleiche 
sind herangezogen Holland, deutsche und ameri­
kanische Märkte. Aber, meine Damen und Her­
ren, wir wissen, daß die Rohstahlerzeugung auch 
mit der Größenordnung sich irgendwie finden 
muß, und, mein lieber Herr Kollege, wenn Du 
halt eine Stabstahlstrecke laufen hast, ist das 
teuerste das Gerüst der Strecke, Wenn es ein­
mal rennt, dann kannst Du mit Gewinn arbei­
ten. Es ist ein Unterschied, ob ich von einem 
Profil 100.000 Tonnen oder nur 10.000 Tonnen 
herunter holen kann. (Abg. Ileschitz: „Warum 
aber dann diese unsachliche Kritik?") 

Wer kritisiert Sie denn? Ich nicht. Ich zähle 
Sie zu den Fortschrittlichen und Sie versetzen 
mir jetzt einen Tiefschlag. Ich habe immer ge­
glaubt, Sie gehören zu denen, die gesehen ha^ 
ben, daß man die Dinge anders angreifen muß 
als zur Zeit Pittermanns. (2. Präsident: „Bitte, 
Herr Landesrat, es ist nicht Brauch, daß von der 
Regierungsbank so polemisiert wird gegen Land­
tagsabgeordnete. Bitte, mit der Rede fortzufah­
ren.") 

Das ist das erste Mal, daß ich diese Rüge vom 
Präsidentenstuhl herunterbekomme. (2. Präsi­
dent: „Bitte, das soll keine Rüge sein, es ist auch 
zum ersten Mal, daß das ein Mitglied der Lan­
desregierung gemacht hat." — Landesrat We­
gart: „Das gilt dann für alle!" — 2. Präsident: 
„Selbstverständlich!" — Abg. Scheer: „Der Herr 
Landesrat soll reden was er will." — Landesrat 
Wegart: „Es darf nicht mit ungleichen Gewich­
tern gemessen werden!" — 2. Präsident: „Ich er­
suche freundlich, fortzufahren.") 

Nach dem Stand 1966 beträgt die Pro-Kopf-
Urnsatzleistung bei den österreichischen Werken 
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194.000 Schilling und bei deutschen Werken im 
Durchschnitt 343.000 Schilling. Und das ist eine 
Grundlage, daß man dieser Zahl nachgeht und 
sagt, w a rum kommt es zu diesem großen Un­
terschied. Hier haben w i r einen Punkt , der uns 
als Steirern am meisten wehtüt, das ist unser 
Erzberg. Wir kennen die Schwierigkeiten und w i r 
müssen diese Schwierigkeiten lösen. Ich glaube 
nicht, daß wir jemals die Zus t immung geben 
können, den Erzberg zugunsten des ausländi­
schen Erzes zuzusperren. 

So h a r t es sein wird, aber, meine Damen und 
Herren, wir haben es auch bei der Kohle ge­
meinsam durchgestanden hier im steirischen 
Landtag. Ich glaube, dort muß die Linie liegen, 
und dort werden wir diese Dinge erreichen. Wir 
haben heu te kein Kohlenproblem mehr, He r r 
-Kollege Zagler, Gott sei Dank. Sonst würde uns 
ja jeder für dumm verkaufen, wenn wi r vom 
Land Geld hergeben zur Aufschließung neuer 
Felder. Seien wir doch froh, daß wir diese Eigen­
energieversorgung haben. Einer Ihrer Her ren 
ha t ja richtig angezogen. Vielleicht ha t der 
21. August dem einen oder anderen die Augen 
aufgemacht, daß es in der Wirtschaft j a nichts 
Leichteres, aber auch nichts Dümmeres gibt als 
Zusperren. 

Daß Fohnsdorf ein eigenes Problem ist, das 
wissen die Bergleute von Fohnsdorf viel besser 
als wir. Mir tu t es sehr leid, daß ich I h re r Ein­
ladung nicht Folge leisten konnte, aber die Fach­
leute sagen, eine Braunkohle aus rund 1.300 m 
heraufzuholen, ist schon eine Sache der Berech­
nung. Und t rotzdem sind wir auf dem Stand­
punkt gestanden, wir werden nie ja sagen zum 
Zusperren, wenn wir nicht die Möglichkeit ha­
ben, den Menschen dort — es geht j a nicht n u r 
um den Bergarbeiter , dieses Gebiet dor t oben ist 
ja eine Gemeinschaft, da stirbt doch alles m i t 
dem Verlust dieser Arbeitsplätze. (Abg. Vinzenz 
Lackner: „Zehn Millionen jährlich für die Forst­
wirtschaft!") 

Das ist der Handwerker , der Kaufmann, all 
die, die durch die Lohngelder praktisch ihre Im­
pulse bekommen. Ich sage, das ist eine Gemein­
schaft. Man kann j a Gott sei Dank nicht mehr 
einfach zusperren, weil man zur Erkenntnis ge­
kommen ist, daß das nicht geht, einen Stand 
herauszureißen und darauf loswirtschaften und 
zu sagen, wurst , was mit den anderen geschieht. 
Die Wirtschaft ist eben in ihrer Vielfalt wie ein 
Getriebe. Das beste Getriebe können Sie auf den 
Schrotthaufen werfen, wenn ein Zahnrad nicht 
funktioniert. 

Aber, meine Damen und Herren, so wie Sie 
in e inem Getriebe Öl oder Fett brauchen, b rau­
chen wir in der Wirtschaft das gegenseitige und 
gemeinsame Ver t rauen zu diesen Dingen und 
nicht die Neidkomplexe sollen uns beherrschen, 
es soll in Österreich auch wieder einmal ein An­
reiz sein, Gewinne zu erarbeiten und m a n soll 
deswegen nicht als „Profitgeier" betiteln. So 
lange sind diese Dinge ja gar nicht her. Was 
kann der Staat machen, wenn Betr iebe keine 
Gewinne haben. Wir können nu r aus diesen Ge­
winnen, die sich niederschlagen in der S teuer­
leistung, heute hier einen Voranschlag beschlie­

ßen. Wenn das nicht wäre, hä t ten w i r wahr ­
scheinlich nicht die Möglichkeit dazu. J eder ha t 
sein Anrecht auf den Anteil . Aber eines, das 
uns vielleicht ein bisserl bremst, ist, daß w i r 
mehr den Leistungslohn hervorheben. Das sind 
steirische Probleme, Du kanns t Dir die Kohle 
aus Oberösterreich kaufen, das ist Dein P r iva t ­
vergnügen. So müssen wir diese Dinge sehen. 

Ich glaube — und das muß der Grundsatz sein 
— daß wir das Gutachten als das ansprechen, 
was es ist, als ein Gutachten, daß wir uns zu­
sammensetzen, weil h ier sehr viel steirische Be­
lange be rühr t werden. Es ha t einer meiner 
hochgeschätzten Vorredner gesagt, daß man in 
Linz - leichtsinnig einmal sagte, daß eine Sache 
der Bundesstraße 17 nicht im Gebiet der Linzer, 
sondern im Donauraum liegen kann, na, dann 
bekennen wir uns zu dieser Bundesstraße 17, 
weil die betrifft in erster Linie uns, denn der 
Bogen geht von Neunkirchen bis Judenburg und 
da liegen 90 Prozent auf steirischem Gebiet und 
10 Prozent auf niederösterreichischem. Dann ist 
es Aufgabe dieses Hohen Hauses, sich um diese 
Probleme Gedanken und Sorgen zu machen und 
ich glaube, daß die Kohlenarbei ter uns nicht böse 
waren, daß man hier ihre Probleme diskutiert 
ha t und versucht hat, bis es gelungen ist, das 
eine oder das andere zu lösen. Ich glaube nicht, 
daß der Kohlenarbeiter gesagt hat, l ieber Her r 
Abgeordneter, Sie hä t ten besser über was an­
deres diskutiert und nicht über unsere Kohle. 
Das zur Antwor t für Ihren Zwischenruf. (Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Das tun w i r ja, aber Sie 
behaupten ja, daß das die Abgeordneten nicht 
wissen!") 

Sehen Sie, in dieser Hinsicht müssen wir vor­
gehen und da habe ich gar keine Sorge, mehr 
Vertrauen, mehr Gespräch untereinander, nicht 
gegeneinander, weil die Sünden, die wir uns an 
der Wirtschaft leisten, bezahlen später einmal 
die Kinder. Die Zeit ist schnellebiger geworden, 
wir werden sie in Zukunft selbst bezahlen, das 
wollen wir nicht, deswegen zum Nutzen unserer 
Wirtschaft, nehmen wir die Dinge wie sie sind 
in vollem Ernst unserer Verantwortung. (Bei­
fall.) 

2. Präsident Afritsch: Wir kommen nun zum 
zweiten Teil der Gruppe 7 Land- und Forstwirt­
schaft. Als erstem Redner erteile ich He r rn Abg. 
Buchberger das Wort. Als nächster spricht Abg. 
Prenner . 

Abg. Buchberger: Hohes Haus, meine DaT 

men und Herren! Wenn man die Vergangen­
heit und die Entwicklung unseres Landes kennt, 
so e r fähr t man, daß im wesentlichen drei Fak­
toren der S te iermark ein besonderes Gepräge 
verleihen. Und gerade die heut ige Diskussion in 
der Gruppe 7 ha t das wiederum bestätigt. Näm­
lich, daß für die S te iermark der Bergbau mi t 
dem Erzberg in der Mitte einer der wichtigsten 
dieser drei Faktoren ist. Und als zweiter die 
e isenverarbeitende und eisenerzeugende Indu­
strie mit ihrem Zen t rum in der Obersteier­
mark mi t den Hochöfen in Donawitz gelegen und 
als d r i t ter gesellt sich zu diesen beiden Faktoren 


